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Einleitung. 


Georg Waitz hat im 8. Bande seiner deutschen Verfassungsge- 
schichte das deutsche Heerwesen bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts be¬ 
handelt, seiner Arbeit waren die von Baltzer und Weiland voraus¬ 
gegangen. Der erstere hat in einer Abhandlung „Zur Geschichte des 
deutschen Kriegswesens in der Zeit von den letzten Karolingern bis auf 
Kaiser Friedrich H.“ (Leipzig 1877) besonders eine Geschichte der mili¬ 
tärischen Technik gegeben, einem Aufsatz des letzteren „Die Reichsheer¬ 
fahrt von Heinrich Y. bis Heinrich VI. nach ihrer staatsrechtlichen Seite“ 
(Forschungen zur deutschen Geschichte 7, 113) schliesst sich die vor¬ 
liegende Untersuchung, die einen Thell einer grösseren, das gesammte 
deutsche Kriegswesen dieser Zeit behandelnden Arbeit bildet, in der An¬ 
ordnung des Stoffes hauptsächlich an. In den genannten drei Werken 
konnten die Leistungen der Reichsstädte zu den Reichsheerfahrten nur in 
ganz vereinzelten Notizen berührt werden, da bis ins 12. Jahrhundert nur 
wenig hierüber berichtet wird. Erst die Fülle von städtischen Urkunden 
und Geschichtsbüchern, welche das 13. und die späteren Jahrhunderte 
bringen, ermöglicht, die Theilnahme der Reichsstädte an den Reichsheer¬ 
fahrten in umfassender Weise vorzuführen. 

Es erscheint nöthig, zunächst anzugeben, welche Städte im Folgen¬ 
den als Reichsstädte angesehen werden sollen. 

Arnold hat in seiner Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte 
(Hamburg und Gotha, 1854) eine ältere Eintheilung wieder angewandt, 
nach welcher sieben Städte: Köln, Mainz, Worms, Speier, Strassburg, 
Basel und Regensburg als Freistädte vollständig von den Reichsstädten 
zu trennen sind. Mancherlei Dienste und Abgaben und besonders die 
jährliche Steuer, zu welcher die Reichsstädte dem Kaiser verpflichtet sind, 
bilden nach Arnold (2, 420) die Hauptpunkte, welche von der Mitte des 
14. bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts die Reichsstädte von jenen sieben 
geschieden haben. Arnolds Theorie wurde von Andreas Heusler in der 
Verfassungsgeschichte der Stadt Basel im Mittelalter aufgenommen und 
auf Grund von Baseler Acten, die freilich erst aus der zweiten Hälfte 
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des 15. Jahrhunderts stammen, definirt Heusler in diesem Werke und 
auch in seinem Buche „Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung“ 
(S. 240), den Begriff Freistadt dahin, dass es eine Stadt sei, die dem 
Könige keine Jahressteuer zahle, von dem Reichsdienst, wie ihn die Reichs¬ 
städte leisten, frei sei, dem Reiche nur verpflichtet zum Dienst über Berg 
(zur Kaiserkrönung) und zum Kriege wider die Ungläubigen. G. L. v. Maurer 
endlich scheidet in der Geschichte der Städteverfassung in Deutschland 
(III, 286 f.) zwischen freien und gemeinen Reichsstädten. Das Unter¬ 
scheidungsmerkmal ist ihm die Unterwürfigkeit unter die Reichsvogtei: 
„diejenigen Reichsstädte, welche unter keiner Reichsvogtei standen, waren 
freie Reichsstädte. Denn sie waren frei von der Reichsvogtei und daher 
keiner Reichssteuer und keinem anderen ständigen Reichsdienst unter¬ 
worfen/ 4 

Den vollgültigen Beweis für die Richtigkeit seiner Eintheilung zu 
führen, ist v. Maurer nicht gelungen, seine oben angeführte Erklärung, 
warum die freien Reichsstädte den ständigen Reichsdiensten nicht unter¬ 
worfen sind, ist durchaus falsch. 

Als Resultat einer genauen Prüfung des Quellenmaterials ergiebt 
sich, dass ungefähr seit dem Jahre 1331 freie und gemeine Reichsstädte 
zu unterscheiden sind (s. Beilage 1). Weil nun der Unterschied zwischen 
den beiden Gruppen der Reichsstädte eine Verschiedenheit in Reichskriegs¬ 
leistungen nicht begründet, so ist in der nachfolgenden Untersuchung von 
einer Trennung der freien und der gemeinen Reichsstädte abgesehen worden. 

Die der Arbeit vorläufig gesteckte zeitliche Grenze ist in der Be¬ 
sprechung der zur Romfahrt schuldigen Dienstleistungen überschritten und 
noch das 15. Jahrhundert in den Bereich der Darstellung gezogen worden, 
weil dieser Abschnitt eine einheitliche Entwickelung bietet, deren Schil¬ 
derung nicht unterbrochen werden mochte. 
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§ 1 . 

Wie in den Zeiten der Hohenstaufen, so ist auch in der vorliegen¬ 
den Periode für die Entscheidung wichtiger Reichsangelegenheiten, somit 
auch der Reichsheerfahrten, eine gemeinsame Berathung und Beschluss¬ 
fassung der im Keiche massgebenden Stände nothwendig. Sie findet statt 
auf den vom Kaiser berufenen Beichstagen. Beichsstädte sind bereits 
unter Budolf auf Beichstagen anwesend, ebenso unter seinen Nachfolgern,*) 
von Karl IV. an werden sie regelmässig dazu berufen. 2 ) Ob sie schon 
damals irgend welchen verfassungsmässigen Einfluss auf die endgültige 
Entscheidung der bei den Ständen eingeb'rachten kaiserlichen Anträge ge¬ 
habt haben, ist aus den Quellen nicht zu ersehen und zum wenigsten 
sehr fraglich, wenn auch Zeugnisse aus den Zeiten Ludwigs und Karls 
vorliegen, dass die Boten der Beichsstädte auf einzelnen Tagen an der 
Berathung und Beschlussfassung Theil genommen haben. 3 ) Den auf dem 
Beichstage versammelten Ständen setzt der Kaiser die Verhältnisse aus¬ 
einander, welche eine Beichsheerfahrt. als unabwendbar erscheinen lassen. 4 ) 
Der kaiserliche Antrag wird entweder einer sorgfältigen Berathung unter¬ 
zogen, oder sofort durch Zuruf angenommen. 5 ) Aus dem Brauche, wie 
er unter den Kaisern des staufischen Geschlechts bestand und aus der 
Art, wie auch in unsrer Epoche das augenblicklich geltende Beichsrecht 
festgestellt wurde, ergiebt sich mit voller Bestimmtheit, dass die end¬ 
gültige Beschlussfassung in Form einer gerichtlichen Urtheil- 
findung 6 ) stattfand. Hiermit stimmen Deutschenspiegel und Schwaben- 


J ) B. B. Wilhelm, Richard, Budolf, Adolf, Albrecht, Heinrich bezeichnet 
im Folgenden J. F. Böhmers Regesta imperii inde ab a. 1246 usque ad a. 1813, 
Stuttgart 1844 f., die beisteheriden Zahlen beziehen sich auf die Nummern der 
betreffenden Urkunden. — B. R. Friedrich II. bezeichnet Böhmers Reg. imp. 
1198—1272, neu herausg. v. J. Ficker, Innsbruck 1881. — B. B. Ludwig, Fried¬ 
rich d. Sch., Johann Böhmers Reg. imp. 1313—1347, Frankf. 1839—41, Leipz. 
1846, Innsbr. 1865. — B. R. Karl bezeichnet Böhmers Reg. imp. 1346—78, 
herausg. u. ergänzt v. A. Huber, Innsbr. 1877. 

B. R. Rudolf 92 u. 129, Adolf 304, Albrecht 340, Heinrich 634; Petrus Zitt. 
277 (in den Fontes rer. Austriac. SS. 8). 

2 ) S. z. B. die Berufungsschreiben an Strassburg B. R. Karl 3567 , 4483, 
4928 u. 5039. 

3 ) B. R. Ludwig 78; Matth. Nwb. in Böhmers Fontes rer. Germ. 4, S. 229 f., 
ein für die Geschichte der Reichstage überaus wichtiger Bericht; B. R. Karl 914 
und 3562; die Boten der Stadt Metz sollen 1355 auf dem Nürnberger Beichs¬ 
tage. cum auctoritate acceptandi et emologandi erscheinen, B. R. Karl 2286. 

4 ) B. B. Ludwig 3410. 

5 ) Joh. Victor. Chron. ed. Boehmer, Fontes rer. Germ. 1. S. 366; B. R. 
Karl 914. 

6 ) B. R. Karl 914 votis oranium concurrentibus. 
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Spiegel überein, nach welchen des Reiches Heerfahrt mit TJrtheil geboten 
und auferlegt wird. 7 ) Nur zu einer Reichsheerfahrt, der Fahrt zum 
Empfang der Kaiserkrone — der Romfahrt — bedarf der König 
der Beschlussfassung und Zustimmung von Seiten der Reichsstände 
nicht. Vielmehr waren diese nach altem Recht und langer Gewohnheit 
verpflichtet, wie die Könige in den Aufgebotsschreiben und in Ueber- 
einstimmung mit dem Schwabenspiegel ausführen, sobald der König zu 
diesem Zwecke die Alpen überschreitet, ihre Kontingente zu stellen. 8 ) 
Ihre Mitwirkung bei den Vorbereitungen, zu dieser Fahrt beschränkt sich 
darauf, dass sie mit dem König die Zeit für den Antritt der Romfahrt 
vereinbaren. 

Ist die Entscheidung des Reichstages zu Gunsten des kaiserlichen 
Antrages ausgefallen, so theilt der Kaiser den Reichsständen das Er¬ 
gebnis mit und sagt zugleich in feierlicher Weise die Reichsheer¬ 
fahrt an, 9 ) während den auf dem Reichstage nicht vertretenen Ständen 
der Beschluss durch ein kaiserliches Rundschreiben J ?) übermittelt 
wird. Der vorangegangenen Berathung und Beschlussfassung wird darin 
nicht gedacht. In einzelnen Erlassen begnügt sich der Kaiser damit zu 
erwähnen, dass die Reichsheerfahrt „de consilio“ der Fürsten und anderer 
Reichsstände stattfinde. J1 ) Die Ueberbringer der Schreiben sind 
stets kaiserliche Hofbeamte, die, wie öfters angegeben ist, noch mit be- 
sondern Aufträgen betreffs der Ausführung des Aufgebotes versehen 
waren. 12 ) 

In diesen Briefen ist den reichsstädtischen Verhältnissen genau Rech¬ 
nung getragen : der Kaiser erinnert einmal daran, dass die Stadt gemäss 
der Kaiser und Reich schuldigen Treue zur Heerfahrt verpflichtet sei, 
dann beruft er sich darauf, dass die geforderten Kriegsleistungen nach 
alter Rechtsgewohnheit dem Könige zu entrichten sind; 13 ) des Königs 
und des Reiches Ansehen und Ehre sollen die Bürger bedenken; 14 ) es 
wird ganz besonders hervorgehoben, dass der Krieg „Kaiser und Reich 


7 ) Dsp. Lhr. § 9 u. § 279; Swsp. Lhr. § 83 u. § 155. Der Ausdruck, dass 
eine Heerfahrt ex judicio principura beschlossen worden sei, findet sich nicht 
mehr, wohl aber de consilio, z. B. in der Summa curie regis, herausg. v. 0. 
Stobbe, Archiv f. K. österr. Geschichtsquellen i4, No. 311. — Der Schwaben- 
spiegel ist nach der Ausgabe v. Lassbergs, Tübingen 1840, citirt, der Spiegel 
deutscher Leute nach der Ausgabe J. Fickers, Innsbruck 1859. 

®) B. R. Heinrich 387, Ludwig 3241 u. 945; Swsp. Lhr. § 8. 

9 ) Chron. Sampetr. ed Stube], Geschichtsquellen der Provinz Sachsen 1, S. 
146 expedicio proclamatur; Petrus Zitt. 276. 

10 ) Chronicon de gestis principum in Böhmers Fontes rer. Germ. 2, S. 5 
generale scribit edictum; Petr. Zitt. 350. 

“) B. R. Rudolf 774, Albrecht 381, Karl 2839 u. 5055. 

1S ) B. R„ Heinrich 514, Karl 1893, 1943 u. 2839; Archiv f. hess. Gesch. 1, 
345; Mühlh. U. B. (Geschichtsquellen der Prov. Sachsen 3) No. 883; Lüb. U. B. 3, 
S. 688. 

,s ) B. R. Ludwig 3241 u. 945. 

14 ) B. R. Karl 2839. 
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anrühre,“ 15 ) auch, dass der Kaiser in eigner Person zu Felde ziehen 
wolle. 16 ) Der säumigen und ungehorsamen Bürgerschaft wird mit Ver¬ 
lust der königlichen Huld gedroht, mit des Kaisers und des Reiches Un¬ 
gnade, mit Entziehung aller Privilegien, Rechte und Güter, die sie vom 
Reiche inne hat. 17 ) Andrerseits fehlen aber auch nicht die Belohnungen, 
welche den Reichsstädten, die dem kaiserlichen Gebote Folge leisten, in 
Aussicht gestellt werden: die Dienste der aufgebotenen will der Kaiser in 
allen ihren Angelegenheiten im Gedächtniss behalten 18 ) und darin thun, ^ 
was ihnen lieb ist, 19 ) die Stadt soll auch in ihren Nöthen Hülfe und 
Rath finden. 20 ) 

Aufgebotsschreiben, welchen der Kaiser besondern Werth bei¬ 
misst, werden auf seinen Befehl in der Kanzlei Wort für Wort registrirt. 21 ) 

Selbst ausserhalb Deutschlands kann der Kaiser diese Schreiben erlassen, 
wie es von Heinrich VII., Ludwig und Karl auf ihren Romfahrten ge¬ 
schehen ist. 22 ) 

Der Geschäftsgang eines Aufgebotserlasses gestaltet sich bisweilen 
auch so, dass der kaiserliche Befehl an den Reichslandvogt ergeht und 
dieser hierauf die Kontingente der seiner Vogtei unterworfenen gemeinen 
Reichsstädte kraft kaiserlichen Auftrages einberuft. 23 ) 

Eine Reichsheerfahrt kann ferner in Abwesenheit des Kaisers 
beschlossen werden, nämlich auf dem von dem Reichsvicare — ein 
solcher wird für die Dauer eines italienischen Zuges oder der Romfahrt 
stets eingesetzt 24 ) — im Namen des Kaisers berufenen Reichstage, die 


lß ) B. R. Ludwig 2017 u. 1783; Karl an Strassburg, wider uns u. daz h. 
reich (Deutsche Städte-Chron. 9, S. 1039, No. 10). Es wurden wohl öfter Zweifel 
gehegt, ob eine Heerfahrt im Interesse des Reiches, oder ob nicht vielmehr im 
Interesse des kaiserlichen Hauses unternommen werden sollte, Ludwig spricht in 
einem Vertrage von expedicio nostra, privata vel publica (B. R. Ludwig 26), vrgl. 
auch den Brief der Stadt Augsburg, Urkundenbuch der Stadt Augsburg, herausg. 
v. Chr. Meyer 2, 573. 

,6 ) B. R. Karl 1893. 

17 ) B. R. Ludwig 2017, 1939 u. 3241, Karl 4937. 

18 ) B. R. Karl 1897. 

19 ) B. R. Ludwig 2017. 

20 ) B. R. Karl 3207. 

21 ) Von einem an eine Reichsstadt gerichteten Schreiben lässt sich das nicht 
nachweisen, aber in einem Briefe Heinrichs an den Strassburger Bischof heisst 
es (litere), quas de verbo ad verbum in nostro regali registro registrari fecimus, 
B. R. Heinrich 387. 

22 ) Heinrich 387, Ludwig 3241 u. 945, B. R. Karl 1943 u. 1944. 

2S ) B. R. Karl Reichssachen 462. 

24 ) Petr. Zittav. 254, Joh. v. Böhmen als Reichsvicar während Heinrichs 
Romfahrt. — B. R. Ludwig 1297: Otto v. Oesterreich ev. zum Reichsvicar während 
eines ital. Zuges bestimmt; B. R. Karl 1094, der Herzog von Limburg, als solcher 
in Aussicht genommen. — Cont. Matth. Nwbrg. 291, Ruprecht v. d. Pfalz, 
Reichsvicar während Karls Romfahrt; B. R. Karl 4494: Wenzel während Karls 
ital. Zuge. Vergl. ferner B. R. Karl 5464, nach alter Sitte sollen die Pfalz¬ 
grafen Reichsvicare sein, „wann rom. kaiser u. koenig über berg . . ziehen.“ — 
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Aufgebotsschreiben erlässt dann gleichfalls der Reichsvicar. Sie ergehen 
genau wie die des Kaisers selbst an die Reichsstädte, die darin enthal¬ 
tenen Ermahnungen, Drohungen und Yerheissungen stimmen mit den 
kaiserlichen vollständig überein, des Kaisers und zugleich des Reichsvicars 
Ungnade wird angedroht, Begünstigungen vom Kaiser und Reichsvicar in 
Aussicht gestellt. 25 ) 

Zur Ansage von Heerfahrten im Interesse des Landfriedens 
ist kein Reichstagsbeschluss erforderlich. Sobald dem Kaiser durch den 
Spruch des Hofgerichts die Verpflichtung auferlegt worden ist, erforder¬ 
lichen Falls mit Unterstützung des Landfriedens dem Beschädigten zu 
seinem Rechte zu verhelfen, 26 ) steht es ihm grundsätzlich zu, an die in 
einem Landfriedensbunde vereinigten Reichsstädte das Aufgebot zu er¬ 
lassen. Eine (für jeden Fall gültige) Scheidung zwischen Unternehmungen 
zur Herstellung des Landfriedens und Reichsheerfahrten durchzuführen, ist 
kaum möglich. Wiederholt sind in unsrer Periode Reichsstädte als Glieder 
von Landfriedensbünden zu offenbaren Reichsheerfahrten ins Feld gerufen 
worden. 27 ) 


§ 2 . 

Es ist bereits von Baltzer (a. a. 0. 23) nachgewiesen worden, dass 
noch unter Kaiser Friedrich II. auf den deutschen Reichstagen die Heer¬ 
fahrt beschworen wurde. Zum letzten Mal wird dieser Eid 1235 auf 
dem Reichstag zu Mainz geleistet (Friedrich II. 2107). Doch ist noch 
bis in das 14. Jahrhundert hinein auf den Reichstagen oder auch sonst 
von den Reichsständen ein mündliches oder schriftliches Ver¬ 
sprechen abgegeben worden, dass sie den auf dem Reichstage be¬ 
schlossenen Heerdienst leisten würden. Dem Kaiser gewährte dieses 
Gelübde wenigstens eine gewisse Sicherheit für die wirkliche Leistung des 
Dienstes. 1 ) Nach 1338 ist von einem solchen Versprechen keine Spur 


Ludwig setzte während seiner Romfahrt keinen Reichsvicar ein, weil vermuth- 
lich § 14 des mit Friedrich d. Schönen abgeschlossenen Vertrages noch in Kraft 
war, s. B. R r Ludwig 839. 

25 ) B. R. Johann 6 u. 8; B. R. Karl Reichssachen 223. —Der Reichsvicar 
König Johann v. Böhmen beruft den Nürnberger Reichstag prout ad commissum 
sibi spectat officium, Chmel, Die Hss. 2, S. 321. 

26 ) B. R. Adolf 201 ut .. comitem juvare jurate pacis subsidio deberemus. 

27 ) B. R. Ludwig 2016, 3511 u. 3077 (gedr. in Böhmers Acta imperii se- 
lecta, Innsbruck 1866, No. 786). 

x ) Petr. Zitt. 276, i. J. 1310, Reichstag zu Speier „licet. . rex .. a singulis 
secum ad expeditionem processuris votum servitutis susceperit;“ der Kölner Erz¬ 
bischof hat sich zur Theilnahme an derselben Romfahrt schriftlich verpflichtet: 
„se super hoc per suas patentes literas obligavit“ (Sitzungsber. d. Wiener Akad. 
phil.-hist CI. 14, 229); Petrus Zitt 278 „novoque regi.. obsequia promiserunt 
Heinr. de Diessenh. 27 „electores .. ibi (Tag v. Koblenz, 1338) firmaverunt, se 
ituros contra .. regem Francie et aggressionem se .. incepturos in proximo festo 
s. Georgii“ u. 29 „principes et plures alii promiserunt se ituros .. contra regem 
Franciae cum domino Ludewico.“ Heinr. Knjghton (Böhmers Fontes 1, 191) 
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mehr vorhanden. Eine Erinnerung an den früheren Vorgang haben die 
zeitgenössischen Dichter bewahrt, die verschiedentlich und nicht bloss in 
Ueberarbeitungen ältrer Stoffe die Vassallen ihrem Lehnsherrn die Heer¬ 
fahrt schwören lassen. 2 ) Wenige Stellen in Dichtern, die gerade um die 
Wende des 13. und 14. Jahrhunderts blühten, geben übereinstimmend 
mit den staatsrechtlichen Verhältnissen des deutschen Reiches ein blosses 
Versprechen und Geloben der Heerfahrt an. 3 ) 

Tag und Ort der Heeressammlung wird vom Kaiser oft gleich 
auf dem Reichstage verkündet, auf welchem die Reichsheerfahrt beschlossen 
wird. 4 ) Seltner wird beides erst auf einem später abgehaltenen Reichs¬ 
tage festgesetzt. 5 ) In den vom Kaiser an die Reichsstädte erlassenen 
Aufgebotsschreiben finden sich regelmässig darüber Angaben. 

Nach den Bestimmungen des Deutschen- und des Schwabenspiegels 
soll der König die Romfahrt 1 Jahr 6 Wochen 3 Tage vorher gebieten. 6 ) 
Die Fristen, welche zwischen Ansage und Aufbruch von Heinrichs 
und Karls Romfahrten liegen, entsprechen den obigen theoretischen Vor¬ 
schriften. 7 ) Der Dienst zu deutschen Heerfahrten ist nach den beiden 
Rechtsbüchern sechs Wochen vorher anzusagen, 8 ) in Wirklichkeit ist aber 
je nach der Lage der Dinge eine längere oder auch weit kürzere Frist 
bemessen worden. 9 ) 

§ 3. 

Die Leistung der Kriegsdienste sieht der König als eine un¬ 
bedingte Verpflichtung der Reicbsstände an, eine Forderung, 
deren Rechtsgültigkeit von jenen auch anerkannt wird. Ist doch während 


spricht in der Erzählung dieses Tages von einem juraverunt. — Der steier. 
Reimchronist Ottokar berichtet zwar auch vom Schwur der Heerfahrt (S. 92 b , 
363», 409 f., 555», 560 b ) aber bezeichnender Weise niemals in der Erzählung 
österreichischer oder allgemein deutscher Vorgänge, die deutschen Fürsten und 
Grossen „loben die hervart“ stets, z. B. S. 313», 715». 

3 ) Karl der Grosse, von dem Stricker, herausg. v. Bartsch Str. 580, 3105 ff, 
3918 ff. Ulrich von dem Türlin, Wilhelm von Oranse, herausg. v. Kasparson, 
Kassel 1781, S. 17 b . Der Rosengarten, herausg. v. W. Grimm, S. 79. Lohengrin, 
herausg. v. H. Rückert, Str. 2581 ff u. 2601 ff. Reinfried von Braunschweig, 
Bibi, des Stuttg. litt. Vereins 109, Str. 25074. 

8 ) Berthold von Holle, Demantin, herausg. v. Bartsch, Str. 9986; Lohengrin 
Str. 2591 ff. u. 3754. 

4 ) Chr. Sampetr. 146; Petr. Zitt. 278. B. R. Karl 914 u. 5055. 

5 ) Petr. Zitt. 276 u. Chron. Estense (Muratori SS. 15, 474), zu Heinrichs u. 
Karls Romfahrt. 

6 ) Dsp. Lhr. § 11 u. Swsp. Lhr. § 8. 

7 ) Heinrich sagte die Romfahrt wenige Tage nach dem 15. Aug. 1309 an 
(Petr. Zitt. 231), der Abmarsch ward auf den 1. Oktober 1310 festgesetzt (a. 
a. 0. 276). Aus J. Laurent, Aachner Stadtrechnungen S. 230 und Matth. Nwnb. 
284 folgt, dass.Karl seine Romfahrt im September 1353 ansagte, die Kontingente 
treten den Zug erst im Februar 1355 an (B. R. Karl Reiches. 223). 

8 ) Dsp. Ldr. § 318 u. Lhr. § 9; Swsp. Lhr. § 8. 

9 ) B. R. Albrecht 381: eine Frist von 8 Wochen u. 6 Tagen, B. R. Karl 
1877: 5 Wochen u. 3 Tage, Karl 5055: 3 Wochen u. 6 Tage. 


Digitized by Google 


Original ffom 

HARVARD UNIVERSITY 



unsrer Zeit die deutsche Volksgenossenschaft in ihrer Gesammtheit zum 
Reichsheerdienst verpflichtet. Nach dem Schwabenspiegel gebietet der 
König Heerfahrt den von ihm oder dem Reich belehnten, wie auch denen, 
die nicht Lehen vom Reich haben. *) Dem entsprechend wird auf dem 
Tage zu Koblenz 1338 als Reichsrecht festgestellt und der Kaiser ge¬ 
bietet allen Leuten, als ewiges Recht zu halten, dass, wenn er oder sein 
Stellvertreter ins Feld rückt, alle des Reiches Mannen und Leute nach¬ 
ziehen und folgen sollen. 2 ) 

Diesen allgemeinen Verpflichtungen sind natürlich auch die Reichs¬ 
städte unterworfen. Aber nie ergeht das kaiserliche Gebot, dem Reiche 
irgend welche Kriegsleistungcn zu thun, an die einzelnen Bürger der 
Reichsstädte, sondern, wie verschiedene Städte durch Privilegien das Recht 
erworben haben, dass der Kaiser nicht von einzelnen ihrer Mitbürger eine 
Steuer erheben darf, 8 ) so hat sich für die Leistungen der durch die 
Reichswehrverfassung bedingten Dienste ein gleiches Verhältniss gebildet. 
Der kaiserliche Befehl ergeht in solchen Fällen ausnahmslos au den Rath 
und die Gesammtheit der Bürgerschaft. Die geforderten Leistungen können 
in drei Gruppen geschieden werden: erstens hat der Kaiser das Recht, 
von den Reichsstädten eine Abtheilung bewaffneter Mannschaft, 
zweitens eine Heersteuer zu verlangen, drittens sind die Reichsstädte 
verpflichtet, dem Kaiser und dem Reichsheere Proviant zu geben, den 
Durchzug durch ihr Gebiet und ihre Mauern zu gestatten und wenn 
nöthig, die Stadt zum Mittelpunkt der kriegerischen Unterneh¬ 
mungen machen zu lassen. 

Ihre Mannschaft haben die Reichsstädte dem Könige zunächst auf 
der Romfahrt zur Verfügung zu stellen. 

In den königlichen Aufgebotsschreiben heisst es da: „von alten Zeiten 
her ist es Brauch und Pflicht, dass ihr den über Berg zum Empfang 
der Kaiserkrone ziehenden römischen Königen mit einer Reiterschaar folgen 
müsst,“ 4 ) oder: „nach alter Gewohnheit.seid ihr uns schuldig, zur Kaiser¬ 
krönung mit bewaffneter Mannschaft Folge zu leisten, wir befehlen, dass 
ihr uns unsre Gerechtsame haltet und Mannschaft sendet.“ 5 ) Karl schreibt 
den Bürgern von Friedberg, dass er gemäss ihrer Bitte auf den Dienst 
ihres Kontingents verzichte, „das ihr uns über Berg zu unsrer kaiser¬ 
lichen Krönung billiger Weise solltet gesandt haben.“ 6 ) 

Aus dieser letzten Urkunde geht zugleich hervor, dass die Reichs¬ 
städte die Verpflichtung anerkennen. Weitere Belege hierfür liefern die 
kaiserlichen Exemtionsprivilegien. 


*) Swsp. Lhr. § 8. 

3 ) B. R. Ludwig 3075. 

8 ) B. R. Friedrich H. 1069 für Nürnberg (vergl. Albrecht 69, Heinrich 108, 
Karl 897; Wilhelm 126 u. 246 für Goslar u. Hagenau; Frankf. U. B. S. 304, § 5. 

4 ) B. R. Ludwig 3241. 

6 ) B. R. Ludwig 945. 

•) B. R. Karl 1983. 
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Nicht nur zur Romfahrt, auch zu den sonstigen Fahrten über 
Berg beanspruchen die Kaiser die Theilnahme der reichsstädtischen Wehr- 
mannschaffcen. So gebietet Karl 1368 den Reichsstädten, zu der italie¬ 
nischen Heerfahrt Kontingente zu stellen, die Antworten der Städte be¬ 
zeugen, dass man sich zum Heerdienst verpflichtet glaubt, enthalten aber 
die Bitte, der Kaiser möge sie für dies Mal wegen Kriegsgefahr des 
Dienstes „gnädiglich überheben.“ 7 ) Auch durch Basels Verhalten wird die 
Verpflichtung erwiesen. 8 ) 

Die gleiche Verbindlichkeit besteht natürlich auch für Reichsheer¬ 
fahrten in Deutschland und dessen Grenzlanden. Karl erklärt 
in einem Erlass, dass nach Recht und altem Herkommen auch die Reichs¬ 
städte verpflichtet sind,, sobald der Kaiser von des Reiches wegen ins Feld 
zieht, ihm Folge zu leisten. 9 ) In mannigfaltigster Weise wird der könig¬ 
liche Rechtsanspruch ferner in den Aufgebotsschreiben vorgeführt. Bald 
erklärt der König einer Stadt, dass sie ihm, wie seine andern Städte, 
auf sein Gebot zum Dienst auf Heerfahrten bereit sein solle, 10 ) bald, 
dass er sich mit der Hülfeleistung begnügen will, die ihm gewisse Städte 
auf sein Verlangen hin gewähren. 11 ) „Dem Kaiser und dem Reich in 
Zeiten der Noth mit bewaffneter Mannschaft zu dienen,“ schreibt Ludwig 
an Mühlhausen, „das seid ihr uns und dem Reiche schuldig und ver¬ 
bunden.“ 12 ) In einem andern Briefe klagt derselbe Fürst, dass die 
Bürger von Nordhausen ihm und dem Reiche in diesen Zeiten der Noth 
nicht zu Hülfe kommen wollen, „wie ihr doch uns und dem Reiche von 
Rechts wegen thun sollt, was ihr uns auch schuldig und wozu ihr uns 
verbunden seid,“ weil sie auf seinen Befehl nicht dienen, droht er mit 
Strafen, „bis ihr uns und dem Reiche gehorsam werdet und Alles thut, 
was ihr billiger Weise thun solltet.“ 13 ) Von andern Reichsstädten for¬ 
dert der Kaiser die bewaffnete Hülfeleistung mit Rücksicht auf das Treu- 
verhältnjss, in dem sie zu ihm und dem Reiche stehen, 14 ) oder auf Grund 
des ihm und dem Reiche geleisteten Treueides 16 ) oder er fügt dem Aufgebots^ 
schreiben nur den Zusatz bei: „wie ihr das dem Reiche schuldig seid.“ 16 ) 
Ferner macht der Kaiser bei Verpfändungen von Reichsstädten zu¬ 
weilen den Vorbehalt, dass die Städte auf sein Gebot auch während der 


*) B. R. Karl 4483, 4484 u. 4485; B. R. Karl Reichssachen 458, 459 (ge¬ 
druckt bei Koenigshofen ed. Schilter S. 1073) u. 460. 

8 ) B. R. Karl 4767 u. Heusler, Verfassungsgesch. Basels 314. 
e ) B. R. Karl 5916. 

10 ) B. R. Rudolf 837. 

") B. R. Adolf 372. 

1S ) Mühlhaus. U. B. No. 883; ähnlich Karl im Juli 1360 an Strassburg, 
nach einer-Abschrift aus dem Strassburger Stadtarchiv. 

18 ) B. R. Ludwig 1783, 

*) B. R. Karl 2700. 

15 ) B. R. Karl 4937. 

“) B. R. Karl 3207. 
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Pfandschaftszeit ihm und dem Reiche Kriegsdienste leisten sollen, 17 ) oder 
er verpfändet Reichsstädte ausdrücklich mit allen „Diensten und Kriegs¬ 
folgen“, welche dem Reiche in den Städten zustehen. 18 ) Das Reichs- 
vicariat und die Verwaltung von Reichsvogteien überträgt er mit der Be- 
fugniss, dass der Reichsvicar allen Reichsstädten, 19 ) der Reichsvogt den 
in der Reichsvogtei liegenden Reichsstädten 20 ) Heerfahrten ansagen und 
mit ihnen unternehmen kann. Die Reichsstädte werden angewiesen, dem 
Reichsvicar 21 ) bez. dem Reichsvogt 22 ) die dem Reiche schuldigen Dienste 
zu leisten. 

Die Verpflichtung, im Kriegsfälle dem Reiche Mannschaften stellen 
zu müssen, erkennen andrerseits auch die Reichsstädte an, sei es nun, 
dass das StadtrecKt darauf bezügliche Satzungen enthält, 23 ) sei es, dass 
städtische Zunftordnungen sich darüber aussprechen. 24 ) Die Wormser 
schwören jedem König, „sein/Reich zu wahren, seinen Schaden zu warnen 
wider Jedermann.“ 26 ) Aus einem Bundesvertrag zwischen Worms, Speier 
und Mainz ist zu entnehmen, dass sich diese Städte nach der dem König 
geleisteten Huldigung verpflichtet erachten, „ihm zu helfen und zu dienen 
mit Mannschaft und mit Gut“. 26 ) Gröningen, Leonberg und Backnang, 
„die sich ans Reich gezogen haben“, schwören^ „dem König und dem 
Reich zu warten, zu helfen und zu dienen mit Leib und mit Gut als an- 
£re Reichsstädte.“ 27 ) Die Bürger von Murten wollen den Grafen von 
Savoien gegen Alle vertheidigen mit aller ihrer'Macht, so wie sie es dem 
römischen König zu thun verpflichtet sind 28 ) und Schaffhausen will dem 
Herzog Leopold von Oesterreich zu Kriegsdiensten verpflichtet sein, wie 
es die Stadt von Rechts wegen König Albfecht Und anderen römischen 
Königen schuldig war. 29 ) Die wetterauischen Reichsstädte kommen über¬ 
ein, auf Reichsheerfahrten dem König nicht mehr zu leisten, „als wir von 
Rechts wegen sollen.“ 30 ) Aber kaum wird innerhalb unsrer Periode 
irgendwo für diese unbedingte Verpflichtung, Kaiser und Reich zu dienen, 
ein treffenderer Ausdruck gefunden werden, als in einem Schreiben £ugs- 


17 ) B. R. Heinrich 500. 

18 ) Urk. Adolfs, gedr. in Böhmers Acta No. 486; Ludwig 476, verpfändet 
Eger „mit manschaft“, gedr. a. a. 0. No. 712. — B. R. Karl 5414. 

19 ) B. R. Karl 4411 bis 4424. 

ao ) B. R. Ludwig 2852; B. R. Karl 475. 

21 ) S. Anm. 19. 

22 ) B. R. Karl 2811 bis 2814. 

* s ) Zeitschr. f. Gosch, des Oberrheins 29, 302, das Stadtrecht von Ueberlingen. 
24 ) Frankfurter U. B. S. 639, 640 und 644. 

Sö ) Ann. Wormat. (Mon. Germ. SS. 17) 69. 

2# ) Schaab, Gesch. des gr. rhein. Städtebundes, Mainz 1843—45, 2, No. 48; 
s. auch B. R. Rudolf 837 u. Böhmers Anmerkung zu Rudolf 829. 

27 ) Sattler, Gesch. d. Herzogth. Würtemberg unter den Graven 2, Beilagen 
No. 42 b, 45 u . 48 . 

28 ) Berner U. B. No. 581. 

2Ö ) Urkunden zur Gesch. der eidgen. Bünde, von J. E. Kopp, No. 70. 

*°) Frankfurter U. B. S. 567. 
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burgs an den König Ludwig von Ungarn: „Unsre Meinung ist aller¬ 
wegen gewesen und soll aueh immer sein,“ heisst es in dem Briefe, „dass 
wir als des Reichs getreue Unterthanen bei Kaiser Karl, unserm Herren, 
so lange er lebt, als unserm rechten Herren mit Leib und Gut stehen 
und bleiben und ihm helfen wollen wider Jedermann, Niemand ausge¬ 
nommen.“ 31 ) 


§ 4. 

Das Eecht, von den Kriegsleistungen zu befreien, steht dem 
Kaiser zu, 1 ) doch wird ebenso, wie bei andern wichtigen Regierungs- 
handlungen (Vergabung grosser Reichslehen, umfangreiche Verpfändung 
von Reichsgut u. s. w.), wenn die Befreiung mächtige Reichsfürsten be¬ 
trifft und in grössrer Ausdehnung verliehen wird, schon vom Empfänger 
selbst die Forderung gesteht, dass der KSiser die Kurfürsten zur Be¬ 
stätigung des Privilegs nöthigen solle. Erst durch diese Bürgschaft 
mochte der mit einem solchen Vorrecht ausgestattete Fürst sich voll¬ 
kommen sicher fühleil. Die ExemtionsPrivilegien für Reichsstädte 
dagegen ertheilt der Kaiser stets allein, ohne dass kurfürstliche 
Willebriefe dazu erforderlich sind. 3 ) 

Die Befreiung erstreckt sich bald nur auf die Bürger 3 ) der Stadt, 
bald auf sie und zugleich auf das von der Stadt zu stellende Kontingent. 4 ) 
Sie wird theils auf eine bestimmte Zeit, 5 ) auf die Dauer eines bestimmten 
Krieges, 6 ) theils für immer 7 ) ertheilt. Bisweilen wird der Dienst zu regel¬ 
mässig wiederkehrenden Heerfahrten, so zur Romfahrt, 8 ) oder zu Feld- 


81 ) Augsburger U.* B. 2, 573. 

*) B. R. Karl 521 „von unserm koeniglichen gewalt.“ 

а ) U. B. f. d. Gesch. des Niederrheins, v. Lacomblet 3, 93 u. 348, vergl. 
B. R. Karl 267. — Die technischen Ausdrücke für die Befreiung sind eximere, 
libertäre, freyen u. supportare, für das letztere s. B. R. Karl Reichss. 459 u. 
460, Aachner Stadtrechnungen S. 230 f. — Supportare findet sißh auch in dem 
von König Sigmund herrührenden Entwurf einer Kriegsverfassung Ungarns (artic. 
11 u. 36), der übrigens nicht im geringsten von der deutschen Reichswehrver¬ 
fassung beeinflusst ist, sondern vielmehr wiederholt hervorhebt, dass er mit der 
antiqua consuetudo regni in Einklang stehe (s. den ingressus u. airt. 3, 5, Ö etc.). 
Supplementum ad vestigia comitiorum apud Hungaros ed. M. G. Kovachich, Budae 
1798, tom 1, p. 374 f. — Kurfürstliche Willebriefe zur Bestätigung der zahl¬ 
reichen an Reichsstädte verliehenen Exemtionsprivilegien sind nicht vorhanden. 

8 ) B. R. Wilhelm 126, B. R. Rudolf 144, B. R. Ludwig 607 für Goslar. — 
B. R. Wilhelm 30, Richard 6, Rudolf 11, Adolf 8, Albrecht 8, Heinrich 20, 
Ludwig 4 u. 2510, Karl 1080 für Aachen. — Karl 398 für Nürnberg, vergl. 
Deutsche Städtechron. 10, 397 f. 

4 ) B. R. Ludwig 51 u. 53 für Speier u. Worms; B. R. Karl 2283. 

б ) Mühlhausn. U. B, No. 268; Sattler a. a. 0. No. 45 u. 47. 

6 ) Sattler a. a. 0. No. 51; B. R. Karl 898 u. 1080. 

7 ) B. R. Ludwig 4, 51, 53 u. 2510; B. R. Karl 898 u. 1080. 

8 ) B. R. Ludwig 51 u. 53; B. R. Karl 521 u. 2183. 
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zögen in gewissen Ländern 9 ) erlassen, oder die Kriegsleistungen werden 
auf ein abgegrenztes Gebiet, 10 ) oder die Länge des Dienstes auf ein ge¬ 
ringes Zeitmass 11 ) beschränkt. Auch die Grösse der Leistungen wird in 
\ einigen Fällen durch die kaiserliche Gnade ermässigt, bez. in das Be- 
V lieben der aufgebotenen Reichsstadt gestellt. 1S ) 

Die Gründe, durch welche die Kaiser zur Erthöilung dieser 
Exemtionen bewogen werden, sind verschieden: die Bürger von Aachen 
erhalten die Befreiung, weil sie an der Grenze des Reiches wohnen. 13 ) 
Köln, Strassburg, Lübeck und andere Städte bitten um Erlass des Dienstes, 
weil sie selbst in Kriegsnöthen sind. 14 ) Andere Städte endlich werden 
zur Belohnung für die Anerkennung eines zwiespältig erwählten Königs 
mit solchen Vorrechten ausgestattet. 16 ) 

' - § 6 - . 

Die zweite Gruppe der Dienstleistungen bildet die Ablösung des 

( Kriegsdienstes mit einer Geldzahlung, die Heersteuer. Dem Kaiser 
steht die Entscheidung zu, ob die Reichsstädte zu einer Heerfahrt mit 
einem Kontingente dienen, oder ob sie Heersteuer zahlen sollen. 1 ) Die 
Grösse der Summe wird vom Kaiser bestimmt, oder von seinem hierzu 
eigens bevollmächtigten Stellvertreter 2 ) und richtet sich gewiss im All¬ 
gemeinen nach der Höhe der Reichssteuer, welche die betreffende Stadt 
zahlt. 

Was zunächst die Ablösung des Dienstes zur Romfahrt betrifft, so 
entstand dafür, vielleicht allmählich, ein fester Massstab. Denn nachdem 
bereits Ludwig zu einem nur geplanten italienischen Zug von gemeinen 
Reichsstädten eine Heersteuer in der Höhe ihrer Reichssteuer eingefordert 


9 ) Im Besitz eines solchen Privilegs sind Mainz, Worms u. Speier, B. R. 
Karl 898. 

10 ) S, Anm. 3, die Urkunden für Goslar. 

n ) Angebliches Privileg Friedrichs II. (935) für Bern bestätigt: B. R. Ru¬ 
dolf 50, Adolf 92 , Heinrich 59, Friedrich d. Sch. 196, Karl 4166 u. 5990 . . 
„nunquam .. nobiscum . . longius ire debetis causa preliandi, nisi ubi ad domus 
vestras redire poteritis nocte sequente.“ B. R. Rudolf 189. — Die Bürger v. 
Goslar nur 14 Tage, s. Anm. 3. — Die Aachener dienen bis auf Ludwig nur 
1 Tag, s. Anm. 3, auch die Nürnberger nur 1 Tag, B. R. Karl 398. 

18 ) B. R. Adolf 372. 

ls ) B. R. Ludwig 2510 „want ir sizzet up ein ende vam rige.“ 

14 ) S. § 3, Anm. 7. 

,5 ) B. R. Ludwig 49, 51, 53 u. 54. — Ludwig 4, das Privileg ist erweitert. 

*) B. R. Rudolf 1095, aus der ganzen Fassung dieser Urkunde ist zu ent¬ 
nehmen, dass der König aus eigner Machtvollkommenheit eine bestimmte Art 
des Dienstes fordert; B. R. Ludwig 3241: „contenti sumus, quod obsequium ar- 
matorum . . pecuniario subsidio . . redimatis.“ B. R. Ludwig 945 sufficit nobis; 
B. R. Ludwig 3044, gedr. in Böhmers Acta No. 774; B. R. Karl 1983. 

*) B. R. Ludwig 945, 3241 u. 1783; B. R. Karl 1983. 
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hatte, 3 ) ist seit Karl die Sitte nachweisbar, dass gemeint 
Reichsstädte mit kaiserlicher Erlaubniss den Dienst zur Rom- \ 
fahrt mit einer der Höhe ihrer Jahressteuer gleichkommen¬ 
den Heersteuer ablösen können. 4 ) Noch zu Ruprechts 5 ) und Sig¬ 
munds 6 ) Romfahrten ist dieser Brauch geübt worden. Für die Entrich- 
tung dieser Heersteuer ist der technische Ausdruck „schenken.“ 7 ) Wenn 
freie Reichsstädte den Romfahrtsdienst mit einer Steuer ab¬ 
kaufen, so wird die Summe, weil sie dem Reiche keine Jahressteuer 
entrichten, nach der Zahl der Gleven berechnet, welche auf sie 


8 ) B. R. Ludwig 1902: .. „die burger zu Wepflaren . . eine gewonliche stuir 
ze hilff u. ze dienst zu unserer vart. . gen Lampparten jetzo geben . . habent.“ — 
Aus B. R. Ludwig 1818 u. 2818 ergiebt sich, dass Nürnberg im November 1887 
2000 Pf. H. „von Bete wegen“ gezahlt hat, also eine ausserordentliche Steuer 
in der Höhe der Jahressteuer, s. Beilage 3. 

4 ) B. R. Karl 2329, die Romfahrtssteuer Augsburgs; dass die Summe kein 
freiwilliges Geschenk war, geht — abgesehen von der Bedeutung des „schenkins“— 
schon aus dem Ausdruck „nemen von sunderlichen gnaden,“ wie aus dem „geben 
soldet,“ also Verpflichtung, hervor; Augsburgs Reichssteuer s. Beil. 3. — Stalin, 
Wirtemberg. Geschichte 3, S. 256 A. 1 giebt die Romfahrtssteuer von Gmünd 
an, die Jahressteuer ist etwas geringer (s. Beil. 3) als die hier verzeichnete 
Summe, ob der Unterschied von einer Veränderung des Münzfusses, oder von 
der Art der Zahlung (vielleicht „durch Brief,“ d. h. mit Anweisung bezahlt), 
oder von einer Herabsetzung der Reichssteuer herrührt, lässt sich nicht ent¬ 
scheiden. — Urkundenbuch der Abtei St. Gallen von Wartmann 3, No. 1512 
verzeichnet die Romfahrtssteuer von St. Gallen, nach dieser Urkunde zahlte da¬ 
mals St. Gallen mit andern Reichsstädten zusammen 11,912% gülden als Rom¬ 
fahrtssteuer. 

ß ) Reichscorrespondenz der Stadt Frankfurt, herausg. v. Joh. Janssen 1, 
No. 225, das ist der von der königlichen Kammer verfertigte Anschlag der Rom¬ 
fahrtssteuer, aber keineswegs ein Verzeichniss der Jahressteuern, wie Zeumer, 
Die deutschen Städtesteuem 152 A. 1 behauptet, denn das diarium enthält nur 
Angaben über Steuern u. s. w., die zu Ruprechts Romfahrt gefordert wurden, 
wie H. Prof. Janssen ausdrücklich bestätigte. — Janssen 1, Nr. 226 enthält An¬ 
gaben über die Entrichtung der Romfahrtssteuer, die „Schenkungen“ sind nicht 
Jahressteuem der Städte, wie die Schenkung von Regensburg u. die zu Martini 
fällige „sture“ von Esslingen beweisen. In dem oben genannten Steueranschlag 
ist Augsburg um 100 Pf. H. höher angesetzt, als es wirklich Jahressteuer zahlte 
(Beil. 3) u. für Kempten fehlt der Ansatz ganz — beides erklärt sich leicht 
daraus, dass Ruprecht nicht im Besitz der königlichen Registraturbücher war 
(s. Janssep 1, Nr. 1004, 1138 u. 1215), vergl. auch § 12 A. 25. — Ueber das 
Einnahmeverzeichniss der königl. Kammer s. Anm. 11. — Im Frankfurter Archiv 
f. ältere deutsche Literatur u. Gesch., herausg. v. J. C. v. Fichard 2, S. 113 ist 
die Quittung über die von Frankfurt gezahlte Romfahrtssteuer. 

6 ) Janssen 1, Nr. 723, 724 u. 727, Frankfurts Romfahrtssteuer, die Stadt 
hat keine Mannschaft gesandt, wie a. a. 0. Nr. 713 beweist. 

.*) B. R. Karl 2329 u. 2405. — Janssen 1, No. 256, 723, 724, 727 u. 1036, 
§6. — Frankfurter Archiv a. a. 0. — Arnold 2, 416. 

8 ) Janssen 1, Nr. 1020, § 3; hierin liegt auch die Erklärung, warum die 
von den freien Reichsstädten gezahlten Romfahrtssteuern (z. B. von Basel, Ochs, 
Gesch. v. Basel 3, 19 u. 251; von Köln RTA. (Deutsche Reichstagsacten, 
herausg. durch die hist. Kommission bei der k. Acad. der Wissensch. München 
1868 fj 4, Nr. 372 u. Chmel, Regesten Friedrich III. 2908) nicht für alle Rom- 

2 * 
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nach der Romfahrtsmatrikel (s. § 12) entfällt. 8 ) Bei diesen ver- 
hältnissmässig geringen Ansätzen erscheint die Ablösung in der That 
als eine Vergünstigung, weil der Dienst mit einer Abtheilung Gleven 
ungleich grösseren Aufwand verursachte. 9 ) Daher ist auch vom König 
zur Romfahrt stets in erster Linie Dienstleistung mit einem Kontingent 
gefordert worden. 

Für die italienischen Heerfahrten und die Feldzüge in Deutschland 
und dessen Grenzlanden, zu denen Reichsstädte oft keine Mannschaft sandten, 
sondern Heersteuer zahlten, sind keine festen Ansätze über die Höhe der 
Loskaufssumme nachweisbar. 

Die Heersteuer wird entweder direct an die kaiserliche Kammer ent¬ 
richtet, 10 ) oder, falls nicht irgend Jemand schon darauf Anweisung erhalten 
hat, 11 ) von dem eigens dazu beauftragten Beamten, z. B. Schultheissen, 
Landvogt, in Empfang genommen. 12 ) Dauernde Befreiung von der 
Verpflichtung, Heersteuer zu entrichten, wird nur sehr selten gewährt. 
Köln gelangte durch Wilhelm in den Besitz dieses wichtigen Vorrechts, 
der sich dadurch den Zugang zum Reich und die Unterstützung der 
mächtigsten Reichsstadt sicherte. Seine Nachfolger auf dem Throne, mit 
Ausnahme von Rudolf und Albrecht, haben dieses Privileg bestätigt. 18 ) 


fahrten dieselben sind, denn abgesehen von Aenderungen des Münzfusses ist eben 
die zu verschiedenen Zeiten verschiedene Höhe des Soldes ausschlaggebend. 

9 ) Die Theilnabme an der Romfahrt Friedrichs HI. kostete der Stadt Basel 
3064 pf. 9 sh. 8 den. (Ochs 4, 40); an Sigmund hatte Basel 1700 pf. Romfahrts¬ 
steuer gezahlt (Ochs 3, 251). (Die jährlichen Bedürfnisse der Stadt betrugen 
i. J. 1458 5529 pf., Ochs 4, 111.) — Dem Kölner Rath scheint es 1401 „besser 
ind nutzliger,“ 9000 fl. Romfahrtssteuer zu entrichten, als ein Kontingent zu 
senden, Deutsche Städtechron. 12, 336; Strassburgs Kosten für den Dienst zu 
Friedrichs Romfahrt beliefen sich auf 7515 guldin, Wencker, Disquisitio de Gleven 

— Burgeris, Argentor. 1698, S. 19, s. auch Deutsche Städtechron. 9, 1050. 

10 ) B. R. Ludwig 1902; B. R. Karl 2329. 

u ) St. Gallener U. B. 3, Nr. 1512. Das ist auch der Grund, warum in dem Ein- 
nahmeverzeichniss (Janssen 1, Nr. 256) Ruprechts nur die Steuer Woissenburgs 
genau soviel beträgt, wie die Jahressteuer der Stadt, die übrigen Städte liefer¬ 
ten die Romfahrtssteuer nur theilweiso direct an die königliche Kammer ab. 

12 ) Cont. Vindob. (M. G. SS. 9) 709, der Graf von Jülich ist Schultheiss von 
Aachen, B. R. Rudolf 57. — Archiv f. Kunde österr. Geschichtsquellen 6, 197 f. 

1S ) B. R. Wilhelm 2 .. „nec .. arctabimus eam (Köln) in expeditione nostra 
ad aliquid nobis subsidium impendendum“ ... gedruckt in den Quellen zur Gesch. 
der Stadt Köln, herausg. v. Ennen u. Eckerts 2, Nr. 266; B. R. Richard 11, 
Adolf 9, Heinrich 262, Ludwig 3135, Karl 2266. — Rudolf und Albrecht sahen 
die seit Friedrichs Absetzung bis 1273 erlassenen königlichen Privilegien als un¬ 
gültig an. Rudolf gebraucht übrigens in den Urkunden, in welchen er Privi¬ 
legien Kaiser Friedrichs IL bestätigt, bis in den Herbst 1274 nur die Wendung, 
dass er die Freiheiten bestätige, die Friedrich, der letzte röm. Kaiser (ohne jede 
Einschränkung) verliehen und erst, als er die päpstliche Anerkennung erhalten 

— Schreiben Gregors X. v. 26. Sept. 1274, Raynald z. J. 1274, § 55 — hat er 
plötzlich auch von Friedrichs Excommunication u. Absetzung Kunde und betont 
diese in mehreren kurz auf einander folgenden Urkunden ziemlich ostensiv, er 
bestätigt jetzt nur noch Urkunden, die Kaiser Friedrich „vor der Excommuni- 
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Karl verzichtete für sich und seine Nachfolger auf das Recht, von der 
Stadt Besan^on Heersteuer zu fordern. 14 ) Andere Städte haben aus ver¬ 
schiedenen Gründen — um sich inzwischen befestigen zu können, wegen 
eigner Nothlage u. s. w. — die Befreiung auf eine kürzere oder längere 
Zeit erlangt. 15 ) 

4 § 6 . _ 

Bevor die dritte Gruppe von Leistungen besprochen wird, mag ein 
kurzer Ueberblick über den Gang der Entwickelung, welchen die deut¬ 
schen Reichsstädte in ihrer staatsrechtlichen Stellung zur Reichsheerfahrt 
zurücklegten, zeigen, wie sich die einzelnen deutschen Herrscher in der 
Einforderung der reichsstädtischen Kriegsleistungen, ob Dienst mit einem 
Kontingent, ob Zahlung einer Heersteuer gestellt haben. Betrachten wir 
zunächst den Dienst zur Romfahrt. 

Rudolf knüpft mit den Forderungen, die er zu dieser Fahrt an die 
Reichsstädte erhebt, wie in so manchen andern Fällen, z. B. vor Allem 
in der Reorganisation des Reichsburgwesens an die staufischen Ueber- 
lieferungen an. Friedrich II. hatte 1238 angeordnet, dass zu einem , 
italienischen Zuge von allen seinen Städten in Deutschland eine Heer- 
Steuer eingefordert werden sollte, 1 ) Rudolf beabsichtigt wenigstens, für 
die Kaiserfahrt eine gleiche Steuer zu erheben. 2 ) Auf Heinrichs VH. 
Verlangen dienen die Städte 1310 zum ersten Mal auf der Romfahrt mit 
Kontingenten. 3 ) Ludwig fordert „nach alter Gewohnheit“ den Dienst mit 
einer Reiterschaar, erklärt aber sogleich im Aufgebotsschreiben, dass er 
für den Dienst auch eine Unterstützung mit Geld annehmen wolle. 4 ) Karl 
ordnet ebenfalls die Äbsendung von Mannschaften an, die Mehrzahl der 
Reichsstädte hat aber eine Romfahrtssteuer gezahlt. 5 ) Den Dienst mit 
Kontingenten fordert auch Ruprecht in erster Linie, doch lösen die Städte 
mit ganz vereinzelten Ausnahmen die Verpflichtung durch Geldunter¬ 
stützung ab. 6 ) Sigmund verlangt wiederholt Mannschaft, nur wenige 
Reichsstädte erfüllen das Gebot, die meisten entrichten die Romfahrts¬ 


cation etc.“ erlassen hat, vergl. B. R. Rudolf 40 u. 85 u. dagegen B. R. Ru¬ 
dolf 130, 132, 134, 142 u. 144. In den späteren Jahren hat Rudolf auch Ur¬ 
kunden von Konrad, Wilhelm u. Richard bestätigt (R R. Rudolf 309), also schon 
vor dem Rechtsspruche vom Jahre 1281 (B. R. Rudolf 611). 

14 ) B. R. Karl 4020. 

lß ) B. R. Rudolf 1216, B. R. Ludwig 3044, 3497 u. 1314. 

*) B. Ei Friedrich II. 2337. 

a ) B. R. Rudolf 1095. 

3 ) Matth. Nwbrg. 182,* es werden hier wie überall nur einige hervorstechende 
Beweisstellen gegeben. 

4 ) B. R. Ludwig 3241 u. 945. 

ß ) B. R. Karl 1943, 1944, 1983 u. 2718; B. R. Karl Reichssachen 221, 223 
u. 224, die Romfahrtssteuer s. § 5, Anm. 4, vielleicht gehören auch B. R. Karl 
2405 u. 6171 hierher. 

6 ) Janssen 1, Nr. 1020 f. — Die Romfahrtssteuer s. § 5, Anm. 5; u. Ochs 
a. a. 0. 3, 19. 


Digitized by 


Google 


Original from 

HARVARD UNIVERSITY 



Generated on 2020-09-28 18:27 GMT / https://hdl.handle.net/2027/hvd.hx3db6 

Public Domain in the United States, Google-digitized / http://www.hathitrust. 0 rg/access_use#pd-us-g 00 gle 


=- 22 — 

Steuer. 7 ) Zu Friedrichs Romfahrt stellt die überwiegende Zahl der Reichs¬ 
städte die geforderten Gleven, Köln z. B. kauft sich vom Dienste los. 8 ) 
Schliesslich beruft auch Maximilian 1495 die reichsstädtischen Kontingente 
ein. 9 ) Diese Romfahrt gelangt nicht zur Ausführung, auf den Tagen von 
Worms, Köln, Konstanz wird der zur Romfahrt geforderte Dienst in an¬ 
derer Form (theils Mannschaft, theils Heersteuer) dem Kaiser zur Ver¬ 
fügung gestellt. 

Die von Heinrich VII. verlangte Theilnahme an der italienischen 
Heerfahrt vom Jahre 1313 haben wenigstens einige Reichsstädte mit 
einer Heersteuer abgekauft. 10 ) Ludwig erhebt 1338 zu der geplanten 
Fahrt über Berg Steuern. 11 ) Karl dagegen fordert 1368 den Dienst 
mit Gleven, einige Städte kommen diesem Befehle nach, andere zahlen 
eine Heersteuer. 12 ) 

Für Reichsheerfahrten in Deutschland und dessen Grenz¬ 
landen fordert Rudolf gewöhnlich den Dienst der reichsstädtischen Wehr- 
mannschaften, zu Heerfahrten in entlegenere Landschaften beansprucht er 
eine Heersteuer. 13 ) Während Adolf, Heinrich und Friedrich der Schöne, 
soviel aus den bisher veröffentlichten Quellen geschlossen werden kann, 
nur Unterstützung durch Mannschaft verlangen und erhalten, beruft Albrecht 
zwar auch die Kontingente ein, erhebt aber zu Feldzügen in entferntere 
Reichstheile Heersteuer. 14 ) Genau so verfährt Ludwig, indem er den vom 
Kriegsschausplatz abseits gelegenen Reichsstädten mitunter gleich im Auf¬ 
gebotsschreiben erlaubt, den Kriegsdienst mit einer Heersteuer zu ver¬ 
tauschen.* 5 ) Karl endlich bietet regelmässig die Kontingente auf, doch 


7 ) Sigmund fordert Mannschaft: Janssen 1, Nr. 701, 703, 705 u. 706, vergl. 
Eberh. Windeck S. 1242; Zürich schickt sein Kontingent: Klingenberger Chronik 
S. 205. — Romfahrtssteuer: Strassburg, Inventaire sommaire des archives com- 
munales de la ville de Strasbourg, red. par A. Brücker, Serie AA. 1, p. 57; Ochs 
a. a. 0. 3, 251; vergl. § 5 Anm. 6. Hierzu gehört wohl auch das „Geschenk“ 
Nürnbergs, Deutsche Städtechron. 1, S. 289 Z. 24. 

8 ) Aufgebot: Janssen 2, Nr. 136, 174 u. 180, vergl. Aeneae Silvii Hist. 
Friderici HI. imperat. in Kollars Analecta 2, 182. — Die reichsstädt. Kontin¬ 
gente: Ochs 4, 39; Janssen 2, Nr. 181; Gemeiner, Regensb. Chronik 3, 646; 
Burkard Zink in d. deutschen Städtechron. 5, 208; Speier. Chronik in Mones 
Quellensammlung 1, 390 f; Wencker 16. — Köln zahlt Romfahrtssteuer: Chmel 
Reg. Friedrich III. 2908. 

ö ) Aufgebot: Inventaire 1, 109; J. J. Müller, Reichstags-Theatrum unter 
Keyser Maximilian I 1. S. 199 f. 

10 ) Matth. Nwnbrg. 186. — Ueber die Heersteuer s. Archiv f. K. österr. 
Geschichtsquellen 6, 197 f. 

”) S. § 5 A. 3. 

12 ) Aufgebot: B. R. Karl 4483 bis 4485; Karl Reichss. 462; Lübecker U. B. 
1, 3, S. 688. — Reichsstädtische Kontingente: Königshofen 490. —Heersteuer: 
B. R. Karl 4630, 4633, 4643 u. 4646 a ; Heusler, Verfassungsgesch. Basels 314. 

13 ) Kontingente: Stalin, Wirtemb. Gesch. 3, 51 A. 2; EUenhard Chron. 126 
u. 131. — Heersteuer: B. R. Rudolf 267; Codex epistolaris regis Rudolphi ed. 
Martin Gerbert S. 244; Contin. Vindobon., M. G. SS. 9, .709. 

“) Kolmarer Chronik, M. G. SS. 17, 270. 

1& ) B. R. Ludwig 1783 u. 3044; vergl. Ludwig 2119 u. 1902. 


Digitized by 


Google 


Original from 

HARVARD UNIVERSITY 



Generated on 2020-09-28 18:25 GMT / https://hdl.handle.net/2027/hvd.hx3db6 

Public Domain in the United States, Google-digitized / http://www.hathitrust. 0 rg/access_use#pd-us-g 00 gle 


23 — 


fehlen leider alle Nachrichten über die Betheiligung der norddeutschen 
Städte an diesen Heerfahrten. Von der Erhebung einer Heersteuer be¬ 
richtet keine einzige Quelle. 16 ) 

§ 7. 

Der Kaiser hat weiter die Macht, von jeder Reichsstadt aus 
Krieg führen zu können, wozu ihm die Stadt jeder Zeit offen stehen 
muss. 1 ) Mehrere andere Rechte schliesslich, welche der Kaiser auf Reichs¬ 
heerfahrten allgemein und also auch gegenüber den Reichsstädten geltend 
machen kann, 2 ) stehen unter sich in naher Beziehung: er hat zunächst 
das Recht, mit dem Reichsheere durch alle Gebiete des Reiches un¬ 
gehindert marschieren zu können, es steht ihm frei, auf solchem Zuge 
in jedem beliebigen Ort mit Abtheilungen des Reichsheeres zu verweilen 
und Quartiere zu nehmen. 3 ) Ferner kann er unterwegs mit dem Reichs¬ 
heere unentgeltlich Proviant und Futter wegnehmen, soweit diese 
Dinge zum augenblicklichen Bedarf nothweridig sind 4 ) und überdiess hat 
er „das Recht des Marktes käuflicher Dinge ,“ d. h. er kann den 
Reichsstädten befehlen, dass sie für Zufuhr von Proviant u. s. w. zum 
Heere Sorge tragen („einen freien Markt ausrufen lassen“). Von den 
auf einen solchen Befehl hin zum Verkauf in das Lager gebrachten 
Gegenständen darf nirgends Zoll erhoben werden, die Verkäufer stehen 
unter des Kaisers besonderm Schutz. 5 ) Kein Reichsstand kann wegen 
unvermeidlichen Schadens, welcher die Freunde ohne Vorsatz be¬ 
troffen hat, in irgend einer Weise belangt werden, oder ist irgendwie ver¬ 
pflichtet, solchen Schaden zii ersetzen. 6 ) Entschädigung für Verluste, 
welche Reichsstädte beim Durchzug des Reichsheeres erlitten haben, wird 
nur durch einen Akt kaiserlicher Gnade gewährt, eine Verpflichtung dazu 
ist nicht vorhanden. 7 ) 

Der Kaiser darf obige Rechte nicht nur für sich und das Reichs¬ 
heer geltend machen, sondern vermag auch ihre Ausübung und ihren 


le ) Ueber die von den Städten 1378 gezahlten Summen s. § 11 A. 7. 

1 ) B. R. Heinrich 500; B. R. Karl 4020; Dortmund spricht das Recht dem 
König ab: Statut von Dortmund in Wigands Geschichte von Corvey 1, Abth. 2 
Urk. Nr. 2 § 4. — Diese u. die folgenden Verpflichtungen sind in einem Ver¬ 
sprechen Erfurts, welches die Stadt Heinrich VII. gab, zusammengefasst, Erfurt 
machte bekanntlich eine Zeit lang .den Anspruch, eine Reichsstadt zu sein und 
wurde in diesem Bestreben von einzelnen Kaisern (vergl. z. B. B. R. Karl 1519, 
1528, 1579 etc.) unterstützt, Wiener Sitzungsberichte, phil. hist CI. 14, 203. 

2 ) B. R. Ludwig 3431 „sicut nos ipsi de imperiali excellentia (acere possu- 
mus“, ebenso B. R. Ludwig 1978. 

8 ) B. R. Rudolf 50, vergl. § 4 A. 12; B. R. Rudolf 189, Ludwig 3431 u. 
1978, Karl 286 u. 1734. 

4 ) B. R. Ludwig 1287, 1734, 8431 u. 1978. 

ß ) B. R. Karl 4188, vergl. auch B. R. Rudolf 837. 

6 ) B. R. Ludwig 1287; B. R. Karl 5916. 

7 ) B. Rf Adolf 398. 
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öenuss an dritte Personen zu übertragen. Bevorzugten Reichs¬ 
fürsten 8 ) und besonders den vom Kaiser organisirten Landfriedensbünden 9 ) 
werden zu wiederholten Malen diese Rechte in beschränktem oder vollem 
Umfange verliehen. 

Befreiungen von diesen Leistungen kommen nur selten vor. Die 
deutschen Könige von Wilhelm an, nur Rudolf und Albrecht ausgenommen, 
versprechen den Bürgern von Köln, weder Bewaffnete, noch ein Heer in 
die Stadt hineinzuführen, nur ihrer Leibwache soll der Eintritt gestattet 
sein. Karl erweitert das Privileg und will ein Heer nicht einmal in die 
Nähe der Stadt führen. 10 ) Einzelne Städte gemessen wohl die Vergünsti¬ 
gung, sich von der Einquartierung durch eine Abgabe befreien zu können. 11 ) 
In dem oben erwähnten Privileg versprechen die Könige ausserdem, von 
den Kölnern auf der Reichsheerfahrt nichts zu erpressen und verzichten 
somit auf das Recht, Proviant nehmen zu können. Andre Reichsstädte 
erhalten vom König als besondere Vergünstigung die Zusicherung, dass 
er sich, wenn er Proviant von ihnen fordert, mit dem begnügen will, 
was sie ihm aus Freundschaft gewähren. 12 ) 

Ganz ausserordentliche Leistungen, die sicher weit über das 
hinausgehen, was von Rechts wegen der Kaiser von den Reichsstädten zu 
fordern hat, sind es, wenn einerseits Ludwig die Kosten der Belagerung 
von Meersburg auf die daran betheiligten Reichsstädte abwälzt 13 ) und 
wenn andrerseits Karl -IV. den elsässischen Reichsstädten gebietet, die 
Kosten seiner Heerfahrt gegen die Gesellschaft der Englischen unter sich 
zu vertheilen. 14 ) 

Eine Reihe andrer Verpflichtungen der Reichsstädte, wie die zur 
Stadtvertheidigung, zur Erhaltung der Befestigungswerke, Strassen, Brücken 
u. s. w. wird erst, da sich das Vorliegende auf die Theilnahme an der 
Reichsheerfahrt beschränkt, in der Darstellung der Reichswehrverfassung 
eine Stelle finden. 


§ 8 . 


Ueber die Zusammensetzung der reichsstädtischen Kon¬ 
tingente sei hier nur kurz bemerkt, dass die Bürger entweder selbst 


8 ) B. R. Ludwig 3431 u. 1978; Karl 286 u. 1734. 

ö ) B. R. Ludwig 3447, Karl 1580 u. 1768 und die meisten späteren Land¬ 
frieden; auch einzelne Städte erhalten diese Rechte, z. B. B. R. Ludwig 1764, 
Frankfurt. 

10 ) S. § 5 A. 18. 

11 ) B. R. Karl 480. 

la ) B. R. Ludwig 49 u. 54. Regensburg entschuldigt sich, dass es Friedrich 
d. Sch. keinen Proviant geliefert und den Durchmarsch nicht gestattet hat, er¬ 
klärt aber keineswegs, dass es dazu gar nicht verpflichtet sei, Gemeiner, Regens¬ 
burg. Chron. 1, 505. 

18 ) Augsburger U. B. Nr. 339. 

14 ) B. R. Karl 4201. 
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ins Feld ziehen und das geschieht in unsrer Zeit noch sehr oft — 
oder Söldnerabtheilungen stellen. Dem deutschen König zur Romfahrt 
das Geleite zu geben, war offenbar eine Ehrensache der reichsstädtischen 
Geschlechter, z. B. von Strassburg aus betheiligen sich an dieser Fahrt 
regelmässig die Glieder der angesehensten Patricierfamilien, so die Zorn, 
die Mülnheim u. s. w. und ausserdem adlige Aussenbürger. 1 ) 

Die Ausrüstung und Auswahl der Mannschaften gehört zu 
den Befugnissen der reichsstädtischen Gemeindevertretung und wird ge¬ 
wöhnlich einem aus der Mitte der Vertretung gewählten Ausschuss über¬ 
tragen. 2 ) Dieser wählt auch den Hauptmann und seinen Stellvertreter 3 ) 
und erlässt eine Art Kriegsartikel. 4 ) Der Hauptmann und sämmtliche 
Mannschaften schwören, die städtischen Anordnungen zu befolgen, 6 ) dem 
heiligen Reich und der Stadt mit ganzer Treue zu dienen 6 ) und das 
Stadtbanner getreulich zu behüten. 7 ) Die Mannschaft schwört ausserdem 
noch dem Hauptmann Gehorsam. 8 ) Ob die städtischen Kontingente in 
dieser Zeit dem Kaiser noch besonders einen Treueid geleistet haben, 
wie es im 15. Jahrhundert der Fall ist, lässt sich nicht ermitteln. Dem 
Kaiser gehört natürlich der Oberbefehl über die einberufenen Kontingente, 
er ernennt auch die Führer grösserer Abtheilungen und überträgt die 
Führung von Reichskriegen, welche er nicht selbst leiten kann, einem von 
ihm gewählten Feldherrn. 9 ) 

Die auf der Reichsheerfahrt befindlichen reichstädtischen 
Bürger stehen in des Kaisers Schutz. 10 ) Schwere Strafen drohen 
dem, der einen in des Reiches Dienst geforderten Mann an Leib oder 
Gut schädigt. 11 ) So lange der Dienst währt, gemessen die Bürger ver¬ 
schiedene rechtliche Vergünstigungen: anhängige Klagen werden in 
Abwesenheit des Angeklagten aufgeschoben, 12 ) da er aus echter Noth 13 ) 
nicht vor Gericht erscheinen kann, für den im Reichsdienst abwesenden 
Kläger können Verwandtschaft und Gesinde statt seiner die Klage fort- 


*) Wencker S, 11 u. 18 u. dazu der Rathsbeschluss S. 10; Deutsche Städte- 
chron. 9, 1050. 

2 ) Wencker 56 u. 59; in späteren Zeiten besteht in Strassburg zur Erledi¬ 
gung derartiger Angelegenheiten ein ständiger Ausschuss a. a. 0. 11; für Speier 
vergl. Lehmann, Speier. Chronik 646 (4. Ausgabe). 

8 ) Wencker 56 u. 60; v. Stetten, Gesch. der adelichen Geschlechter in Augs¬ 
burg, S. 398 Nr. 44. 

4 ) Wencker a. a. 0. 

fi ) Wencker 58 u. 61; v. Stetten a. a. 0. 

6 ) Lehmann a. a. 0.; v. Stetten a. a. 0. 

7 ) Wencker 57. 

8 ) Wencker 58 u. 61; v. Stetten a. a. 0. 

9 ) Petrus Zittav. 278; B. R. Friedrich d. Sch. 48, Karl 2646 u. 4767. 

10 ) B. R. Ludwig 3075. 

41 ) Swsp. Ldr. § 367. 

ia ) Die Goslarischen Statuten, herausg. v. 0. Göschen, S. 65. 

18 ) A. a. 0. S. 73. 
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setzen. 14 ) Den Antritt einer Erbschaft soll ein solcher Mann in 30 Jahren 
und Tag nicht versäumt haben. 16 ) 


§ 9 - 

Die Reichsfürsten erhalten für ihre zu Reichsheerfahrten gestellten 
Abteilungen, vom Kaiser Kosten- und Schadenersatz („expensae et dampna“). 
Soldforderungen werden hin und wieder erst vom Nachfolger auf dem 
Throne getilgt, ja zuweilen werden die Fürsten gleich an den Nachfolger 
verwiesen.*) Anders jedoch verhält es sich mit den Kontingenten der 
Reichsstädte, weder auf der Romfahrt, 2 ) noch auf sonstigen Fahrten über 
Berg, noch auf deutschen Feldzügen wird ihnen vom Kaiser Sold oder 
Schadenersatz gewährt, jede Reichsstadt besoldet ihre Abtheilung 
selbst. Nur in aussergewohnlichen Fällen — in Kriegen, worin die 
Städte weit über das gewöhnliche Mass zu Kriegsleistungen herangezogen 
werden müssen, oder in denen sie die.Lasten Jahre hindurch getragen 
haben, in Feldzügen zwischen Gegenkönigen — erhalten sie vom Kaiser 
eine Unterstützung, die aber nicht als Soldzahlung, sondern vielmehr als 
Belohnung über die Pflicht hinausgehender Leistungen aufzufassen ist. 
Entweder empfangen sie eine mehijährige Befreiung von der Reichssteuer, 3 ) 
oder die Zusicherung, dass die Steuer in bestimmter Frist nicht erhöht 
werden soll. 4 ) Manchmal weist ihnen der Kaiser unmittelbar Geldsummen 
zur Unterstützung an, 5 ) in andern Fällen verschafft er ihnen auf diese 
oder jene Weise eine finanzielle Erleichterung. 6 ) Bereits in den Auf¬ 
gebotsschreiben ist die Bemerkung enthalten, dass sich die reichsstäd¬ 
tischen Kontingente mit Proviant und Geld versehen im kaiserlichen Lager 
zu Romfahrten wie zu allen übrigen Feldzügen einstellen sollen 7 ) und in 
den zwischen Reichsstädten und Söldnern abgeschlossenen Dienstverträgen 
sind regelmässig darüber Bestimmungen getroffen, wieviel Sold jede Gleve 


14 ) A. a. 0. S. 65. 

15 ) Swsp. Ldr. § 155. Natürlich gilt auch für die roichsstädt. Bürger die 
§ 7 erwähnte Bestimmung, dass Niemand für den auf Reichsheerfahrt ange¬ 
richteten Schaden belangt werden soll, vergl. besonders B; R. Karl 3241, kein 
Richter soll darüber urtheilen. 

*) B. R. Albrecht 258, Heinrich 563. König Heinrich VH. berechnet die 
von Albrecht 1307 auf der Reichsheerfahrt nach Böhmen für Sold etc. ausge¬ 
gebenen Summen auf mehr als 100,000 Pfund, Petrus Zitt. 250. ^ Der Sold 
hat am kaiserlichen Hofe eine bestimmte Höhe, daher der Ausdruck- Sold „se- 
cundum modum vel consuetudinem curie nostre,“ z. B. B. R. Heinrich 652, .497 
u. Kurrätisches U. B. 1, Nr. 160, die Urk. ist von Heinrich VII. ausgestellt. 

2 ) Das Kölner Romfahrtsweisthura „up ire cost gaen Rome zo voeren“ sind 
die Kölner verpflichtet, Deutsche Städtechron. 12, 336 f. — B. R. Karl Rfcichss. 
223 und 224. 

8 ) B. R. Ludwig 180, 3154 u. 3225, Friedrich d. Sch. 171 de benignitate 
regia, gedruckt in Böhmers Acta Nr, 686. r 

4 ) B. R. Ludwig 539 u. 1103. 

6 ) B. R. Heinrich 469. 

«) B. R. Ludwig 183, Karl 1284. 

7 ) B. R. Karl 1943, zur Romfahrt; Karl 2700 u. 2839. 
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auf der Romfahrt, 8 ) oder auf einem deutschen Feldzüge 9 ) erhalten soll, 
ob die Stadt ausserdem für etwaigen Schaden Ersatz leistet, 10 ) oder ob 
sie für die Verwundeten zu sorgen hat 11 ) u. s. w. 

Werden reichsstädtische Bürger oder Söldner auf Reichsheerfahrten 
gefangen, so haben sie sich selbst zu lösen, nur ausnahmsweise gewährt 
ihnen der Kaiser fiir den durch den Loskauf verursachten Aufwand aus 
besondrer Gnade eine Entschädigung. 12 ) Die Auslösung der in Kriegs¬ 
gefangenschaft gerathenen Söldner ist gewöhnlich durch besondere Artikel 
der Dienstverträge geordnet. 13 ) 

§ 10 . 

Natürlich werden nicht zu jedem Feldzuge die Kontingente sämmt- 
licher Reichsstädte einberufen, vielmehr ergeht des Kaisers Befehl je nach 
der Sachlage entweder an alle Städte, oder es erfolgt nur ein örtliches 
Aufgebot. Beispiele für den letzteren Fall sind unter Andern die 
Unternehmungen Heinrichs VH. gegen Eberhard von Wirtemberg, die Be¬ 
lagerung Meerburgs durch Ludwig und Karls Heerfahrt gegen Zürich. 1 ) 
Landfriedensaufgebote waren ja an sich schon örtlich beschränkt. 

Die Dauer der Verpflichtung ist zeitlich nicht begrenzt, f 
Die reichsstädtischen Kontingente haben solange beim Kaiser zu ver-| 
bleiben, bis sie Urlaub zur Rückkehr erhalten. Selbst auf der Rom-" 
fahrt 2 ) ist nach vollzogner Krönung — im Widerspruch mit der Angabe 
des Schwabenspiegels 3 ) — der Antritt der Heimfahrt von der 
kaiserlichen Erlaubniss abhängig. Auf langwierigen Feldzügen 
kommt es wohl vor, dass einzelne Kontingente auf Zeit beurlaubt 
werden. 4 ) 

In seltnen Fällen wird die Dienstleistung vom Kaiser gleich in 
den Aufgebotsschreiben nur für einen bestimmten Zeitraum gefor¬ 
dert. 5 ) Mehrere Reichsstädte haben, wie oben erwähnt wurde, das Privileg, | 

8 ) Lehmann, Speier. Chron. 646; B. R. Karl Reichssachen 223 u. 224. 

9 ) Wencker 56 u. 60; v. Stetten a. a. 0. 393. 

10 ) Lehmann, Wencker u. v. Stetten a. a. 0. 

M ) Lehmann a. a. 0.; Wencker 59. 

12 ) B. R. Karl 3566; Wigand, Wetzlar’sche Beiträge für Gesch. u. Rechts- 
alterthümer 3, 357. 

18 ) Wencker. 56 u. 59. 

*) Petrus Zitt. 277; Joh. Vitoduranus ed. Wyss. 99; Henr. de Diessenh. 92. 

2 ) Vertrag der Stadt Speier mit der zur Romfahrt angeworbenen Mannschaft 
(Lehmann, Speier. Chr. 646), „wen in aber urlob wird geben“; auch die Rückkehr 
der Fürsten nach der Kaiserkrönung ist von der königlichen Erlaubniss abhängig: 
Nicolaus Botront. 130, Albert. Mussatus, Hist. August in Muratori SS. 10, 464, 
Beness de Weitmil 363, Johann de Avonniaco ed. Hoefler c. 58. 

8 ) Swsp. Lhr. § 8. 

4 ) Chron. de gestis princ. 66. 

ö ) B. R. Karl 2700 u. 2839. — B. R. Karl 4483, zu der italienischen Heer¬ 
fahrt i. J. 1368 scheint die Kriegshülfo vom Reichstage nur auf sechs Monate 
bewilligt worden zu sein. 
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dass ihre Bürger nur eine kurze Zeit, manche nur einen Tag lang, per¬ 
sönlich Kriegsdienste zu leisten verpflichtet sind. 6 ) 

Die zu einer bestimmten Keichsheerfahrt gestellten reichs¬ 
städtischen Kontingente kann der Kaiser nicht eigenmächtig 
zu einem andern Unternehmen verwenden. Der heimische Rath 
behält sich in den mit den Söldnern abgeschlossenen Verträgen entweder 
vor, wenn die geplante Heerfahrt hinfällig wird, das Kontingent zurück¬ 
zurufen, 7 ) oder er giebt auch dem Hauptmann der Abtheilung bestimmte 
Weisung, nirgends hinzuziehen, denn mit dem Kaiser, dem gesammten 
Reichsheer und dem Reichsbanner gegen den Feind, um dessentwillen die 
Mannschaft einberufen ist. 8 ) 


§ 11 . 

Das Ausbleiben des einberufenen Kontingents wird schwer 
gebüsst. Wer nicht zur Heerfahrt erscheint, dessen Leib und Gut ist 
nach Ludwigs Hechtsspruch Kaiser und Reich verfallen, seinen Leib und 
sein Gut hair der Kaiser aus dem Frieden in den Unfrieden gethan, Jeder¬ 
mann kann sich daran vergreifen, ohne dass er deswegen in Strafe ver¬ 
fällt. 1 ) Dieser für alte Leute des Reiches gültige Spruch wird durch 
andere, gerade an Reichsstädte ergangene kaiserliche Erlasse vollauf be¬ 
stätigt. Den Schuldigen bezeichnet der Kaiser einen Tag, an welchem 
sie vor ihm erscheinen und sich verantworten sollen, 2 ) folgen sie der 
Ladung nicht, 3 ) so erklärt sie das kaiserliche Urtheil, wie es das Recht 
verlangt, 4 ) in die Acht und giebt Leib und Gut Jedermann Preis. 5 ) Es 
entzieht ihnen alle vom Kaiser verliehenen Privilegien, Rechte und Ge¬ 
wohnheiten. 6 ) Die benachbarten Fürsten, Herren und Städte des Reichs 
werden aufgeboten, um sie wieder zum Gehorsam zu bringen 7 ) und nur 


6 ) S. § 4 A. 11. 

7 ) Lehmann, Speier. Chron. 646. 

8 ) Wencker 58 u. 62. 

*) B. R. Ludwig 8075; vergl. das Kolmarer Stadtrecht B. R. Rudolf 470. 
s ) Mühlh. U. B. Nr. 888 .. „wir (Ludwig) haizzen iuch .. daz ir an dem .. 
montag nach s. Laurencii tag für uns chomend . . u. iuch da mit dem rechten 
versprechend.“ — B. R. Ludwig 1788. 

8 ) B. R. Ludwig 1783 „wo ir dez niht entund.“ 

4 ) B. R. Ludwig 1783 „als wir durch reht sullen u. mugen“: Mühlh. U. B. 
Nr. 883. 

6 ) B. R. Ludwig 1783 „mit der ohte u. och mit andern urtailen rihten . . 
u. wellen iuch u. iwer gut gemainlich offen u. erlouben allermennechlich als 
rehter oehter.“ 

6 ) B. R. Ludwig 1783 „wir wellen iw och entweren aller der vrihait, gnade, 
ere u. och aller guter gewonhait, die ir von uns u. dem riche . . her braht habt“ ; 
B. R. Karl 2683. 

T ) Mühlh. U. B. Nr. 883; B. R. Karl 4767. 
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durch schwere Geldbusse 8 ) gelingt es in solchen Fällen, die verlorne 
kaiserliche Huld und Gnade wieder zu gewinnen. 9 ) 

§ 12. 

Steht nun die Stärke der Mannschaft, welche eine Reichsstadt dem 
Kaiser zuführen muss, ein für alle Mal fest, oder wird für jede einzelne 
Heerfahrt etwa die Stärke der einzelnen Kontingente bestimmt, oder giebt 
es sonst Anordnungen hierüber? In den kaiserlichen Aufgebotsschreiben 
wird äusserst selten eine bestimmte Zahl von Gleven u. s. w. gefordert. 
Wendungen wie dass die aufgebotene Stadt nach Massgabe ihrer Macht 
Bewaffnete schicken soll, 1 ) auch kürzer „so gut ihr könnt“, 2 ) wechseln 
mit solchen, in welchen der Kaiser von den Städten fordert, dass sie mit 
ganzer Macht kommen sollen, 3 ) oder mit soviel Mannschaft als sie auf¬ 
bringen können. 4 ) Am häufigsten erscheint als Massstab der Leistung 
die Macht und das Vermögen der Stadt. Mit Unrecht würde aus der 
Unbestimmtheit dieser Wendungen geschlossen werden, dass jede Reichs¬ 
stadt nach Belieben eine grössere oder geringere Anzahl Bewaffneter zur 
Reichsheerfahrt senden konnte, vielmehr lässt sich nachweisen, dass hierin 
nicht Willkür, sondern feste, auf staatsrechtliche Einrichtungen gegründete 
Ordnung waltete. 

Die erste Romfahrt, an welcher sich die deutschen Reichsstädte mit 
Kontingenten betheiligen, ist die Heinrichs VII. Auf dem Reichstage zu 
Speier i. J. 1310 trifft der König mit den Kurfürsten, den andern Fürsten 
und der Städte Boten Anordnungen über die Kaiserfahrt und die nach 
Italien zu leistenden Dienste, 6 ) „da sind auch“, berichtet Johann von Vic- 
tring, 6 ) „die Dienstleistungen der einzelnen Städte abgeschätzt und an¬ 
gesagt worden. —“ 


8 ) Mühlh. U. B. Nr. 891; B. R. Karl 2766. Die ungeheuren Summen, welche 
1373 die schwäbischen Reichsstädte Karl IV. gezahlt haben, sollen derartige 
Geldbussen gewesen sein: .. „200,000 flor., quam summain quedam civitates imperii 
in Suevia in emendam ejus, quod aliis in gwerris imperialibus adversum Bavaros 
operam et efficaciam debitas, ut tenebantur, non dederant, realiter persolverunt“, 
in der Expositio, quomodo marchia Brandenburgens. in possessionem regis Boemie 
translata sit, Cod. dipl. Brandenburgensis ed. Riedel 2. Abth., B. 3 S. 1. 

e ) Mühlh. U. B. Nr. 891 „daz si .. unser huld u. genad haben sullen“; B. R. 
Karl 2766 han sie wider zu gnade .. empfangen (die Bürger v. Nordhausen). 

*) B. R. Ludwig 3241 juxta decenciam vestram; B. R. Ludwig 945 juxta posse. 
a ) Archiv f. Hess. Gesch. 1, S. 345. 
a ) B. R. Karl 2646 u. 4937. 

4 ) B. R. Karl 2700. 

5 ) Matth. Nwnbrg. 181 mansit autem ibi rex 6 ebdomadis cum principibus 
electoribus et aliis principibus et civitatum nunciis de suo transitu et de pres- 
tandis serviciis in Ytaliam disponendo. 

e ) Johann. Victor. 367, nachdem die Versammlung dem Anträge Heinrichs 
wegen der Romfahrt beigestimmt hat, heisst es weiter: taxatis atque in- 
dictis per singulas civitates officialibus. 
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— 30 — 

Es ergiebt sich nhn aus den Vorgängen auf späteren Romfahrten, 
dass auf diesem Speierer Reichstage festgesetzt worden ist, mit 
wieviel Gleven jede Reichsstadt den König nach Rom zum 
Empfang der Kaiserkrone zu geleiten hat, jede Gleve soll 
nach dem Anschläge mindestens drei Pferde haben. 7 ) Die in 
der Romfahrtsmatrikel verzeichneten Gleven müssen im Be- 
dürfnissfalle stets vollzählig ins Feld rücken, niemals wird da¬ 
von nur ein Theil einberufen. 

Zu den von Heinrichs Nachfolgern unternommenen Rom¬ 
fahrten werden alsdann die Reichsstädte nach dieser Rom¬ 
fahrtsmatrikel aufgeboten, so wenigstens vermuthlich von Ludwig 8 ) 
und sicher von Karl. d ) 

In gleicher Weise fordern im Laufe des 15. Jahrhunderts unter 
steter Berufung auf das alte Herkommen Ruprecht, 10 ) Sigmund 11 ) 


7 ) Jede von Speier 1810 gestellte Gleve hat drei Pferde (Lehmann S. 775), 
ebenso die von Strassburg, Wencker 16; im Kölner Romfahrtsweisthum heisst 
es „iecklige geleie niet under drin perden“, Deutsche Städtechron. 12, 886. — 
Diesen Umstand benutzen 1451 die Strassburger u. stellen in Erinnerung daran, 
dass sie Ruprecht mit 20 Gleven, jede zu drei Pferden (= 60 Reitern) gedient 
haben, zu Friedrichs Romfahrt 15 Gleven, jede zu 4 Pferden, also auch 60 Reiter, 
aber mit einem nicht unbedeutenden finanziellen Vortheil, Wencker 16. 

8 ) Ludwig betont in den Aufgebotsschreiben so auffallend das alte Her¬ 
kommen, B. R. Ludwig 3241 „a retroactis temporibus est servatum et est de- 
bitum, quod Rom. regibus transeuntibfis Alpes ad recipiendum Rom. imperialis 
culminis diadema vos eosdem sequi tenemini . . armatorum equitum comitiva“; 
B. R. Ludwig 945 er sei auf dem Wege zur Kaiserkrönung „unde nobis ex an- 
tiqua consuetudine debitores estis de prestando obsequio armatorum“. 

9 ) B. R. Karl 1943 fordert die Stadt Hagenau auf, ihm zur Romfahrt Zu¬ 
zug zu leisten mit solchem Volke und in solcher Weise, wie vormals seinen 
Vorfahre^; B. R. Karl 1944 stimmt wohl damit überein. 

10 ) Janssen 1, Nr. 1020, Ruprechts Instruction für seine Gesandten nach 
Köln „item sollent sie werben, daz die von Colle dem konige ire zale folkes alz 
sie vormals andern rom. . . koenigen hinnin gein Lamparthen gedienet haben, 
schicken wollen . . 2) sie habent auch eineh glaübsbrieff an myn herren von 
Colle u. sie sollent. . an yme herfaren: ob er wisze . . mit wievil mit gleven vor¬ 
mals die von Colle andern konigen u. keysem gedienet haben“. — Die „eltsten 
wisten vruinde“ der Stadt Köln weisen darauf als Recht, „dat si eime roemschen 
coeninge zo der reisen gen Roime zo zien mit vulke schuldich weren zo dienen, 
als mit namen mit 30 mannen mit geleien,“ Deutsche Städtechron. 12, 336 f. — 
Ruprecht hatte den Dienst gefordert „as in geboerde“ a. a. O.; vergl. R. T. A. 
4, Nr. 372 von guter alder gewanheid. — Strassburg sagt über diesen Rom¬ 
fahrtsdienst „so kunnent wir nit wol an uns finden, das wir unsem dienst ge- 
minren koennen, minre danne wir vormals roem. kunigen gedienet hant“, RTA. 
4, Nr. 402, s. auch Nr. 401. — Die Fortsetzer des Königshofen berichten, 

- dass Strassburg 20 Gleven gestellt habe „als sie dann eim konige verbunden 
sint,“ in Mones Quellensammlung 1, 254 u. 260. 

u ) Bereits 1428 schreibt Sigm. an Nürnberg, „sich mit ihrer gebührenden 
Zahl Volks gefast zu machen“ zur Romfahrt, Historia Norimberg, diplomatica, 
Nürnberg 1738, S. 544. — Janssen 1, Nr. 703, Sigm. fordert vom Strassburger 
Rathe „seine anczal volckes . . zum Roemerzug zuzuschicken“; dasselbe schreibt 
er an Basel u. Mainz a. a. O. Nr. 705 u. 706; s. auch Inventaire 1, p. 54 u. 57. — 
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und Friedrich III. ,2 ) zu ihren Romfahrten von jeder Stadt die „ge¬ 
bührende Anzahl Volk.“ Zum letzten Mal bringt Maximilian 13 ) 
die alte Romfahrtsmatrikel in Anwendung, als er den Reichs¬ 
städten 1495 befiehlt, ihm „nach altem löblichen Herkommen mit einer 
Anzahl Mannschaft, wie es sich nach altem Herkommen gebührt,“ zur 
Kaiserkrönung nach Rom zu folgen. 

Dieser Zug von 1495 kam nicht zur Ausführung, die Matrikeln, 
welche auf den Tagen von Worms, Köln und Konstanz entworfen wurden, 
beruhen auf ganz andern Grundsätzen. In ihnen sind die Leistungen 
theils in Reitern, theils in .Fussvolk, theils in Geld veranschlagt. Die 
neue Romfahrtsmatrikel, die Wormser vom Jahre 1521 enthält Ansätze 
<yeji Reitern und Fussknechten, sie wird zur Einheit für alle kaiserlichen 
Forderungen, welche die Reichsstände in den folgenden Jahrhunderten zu 
bewilligen haben. 

Von mehreren Städten lässt sich nachweisen, mit welcher Mannschaft 
sie in der Speierer Romfahrtsmatrikel veranschlagt waren. Die Zahl der 
Reiter, denn nur diese hatten die Städte nach der alten Matrikel zu 
stellen, ist ziemlich unbedeutend, 14 ) es ist eben zu bedenken, dass die 


18 ) Friedrich schreibt 1449 wegen der Romfahrt an Frankfurt, „bittet die 
gebührliche Anzahl Volks zu seiner Begleitung dorthin auszurüsten,“ Janssen 2, 
Nr. 156 u. ebenso an Köln a. a. 0. — 1451 fordert er von dem Frankfurter 
Rath, „er soll die nach altem Herkommen gebührliche Anzahl Volks zu seiner 
Begleitung in Bereitschaft haben,“ a. a. 0. Nr. 174, auch an Köln, a. a. 0. Nr 
180. — Der Stadt Strassburg schreibt er: .. „umb ir antzal lüte . . zu schicken 
mit ihm gon Rome zu riten,“ Wencker 16, vergl. Inventaire p. 75. 

18 ) Maximilian an Esslingen: ..„nachdem sich dem alten loeblichen her- 
kummen u. gewonheit noch gebiert, dass ir schuldig u. pflichtig seit, mit einer 
anzal der ewem, wie sich nach alten herkummen auch gebürt, über die berg an 
die ende zu ziehen . . so ermahnen wir euch . . dass ihr .. mit einer anzal der 
ewem, wie es sich nach altem herkommen gebürt, . . zu uns kommet u. . . mit 
uns . . gen Rom ziehet.“ . . J. J. Müller, Reichs Tags Theatrum unter Keyser 
Maximilian I 1, S. 199 f. — Genau dasselbe Schreiben erging an Strassburg, 
Inventaire 1, p. 109, u. an Frankfurt, Janssen 2, Nr. 729. 

Die Romfahrten sind übrigens eine von den Ursachen des Entstehens der 
Zeitungen gewesen, regelmässig nämlich erstattet der König, solange er sich auf 
der Romfahrt oder auf einer sonstigen Fahrt über Berg befindet, an die Reichs¬ 
stände, besonders auch an Reichsstädte, über alle Vorgänge eingehenden Bericht 
ab: über die Ankunft in Italien u. die Krönung mit der eisernen Krone, über 
die Verhandlungen mit dem Papst u. die Kaiserkrönung, über Schlachten, Bünd¬ 
nisse, Friedensschlüsse, über die italienischen Zustände u. über seine eigenen 
Aussichten u. Pläne, vergl. u. A. Chmel, Die Handschriften der kaiserl. Hof¬ 
bibliothek 2, S. 322, 327, 334; B. R. Ludwig 2707; B. R. Karl 1972 u. In¬ 
ventaire 1, 81; B. R. Karl 4689, 4690 u. 4762. 

Nach Franc. Guiciardinis La historia d’Italia 1. VII, soll sich Maximilian 
in einer Rede an die wegen der Romfahrtsangelegenheit 1507 zu Konstanz ver¬ 
sammelten Reichsstände geäussert haben „Sono certo, che niuno di voi farä dif- 
ficulta di darmi i sussidii soliti darsi a gli Imperatori, che vanno ad 
incoronarsi“; Spalatins Bericht aber enthält nichts derartiges. 

u ) Strassburg mit 20 Gleven: B. R. Karl Reichssachen 224; RTA. 4, 
Nr. 401; Wencker 16. — Köln mit 30 Gleven: Deutsche Städtechron. 12, 336 f. — 
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Romfahrt von vornherein keineswegs eine Kriegsunternehmung ist, son¬ 
dern dass die Kontingente dem deutschen König nur das Ehrengeleite zur 
Kaiserkrönung gehen sollen. Für sonstige Fahrten über Berg scheint 
kein Anschlag der von den Reichsstädten zu stellenden Kontingente 
bestanden zu haben, Karl verhandelt mit jeder Stadt einzeln über die Zahl 
der Leute, mit welcher sie ihm nach Italien dienen soll. 15 ) 

Wohl aber giebt es eine Matrikel für die Reichsheerfahrten 
in Deutschland und dessen Grenzlanden. Sie verzeichnet ge¬ 
nau wie die Romfahrtsmatrikel die Zahl der Gleven, welche 
jede Reichsstadt dem Kaiser auf deutschen Feldzügen zuführen 
muss, jede Gleve hat aus mindestens drei Pferden zu bestehen. 16 ) 
Aber im Unterschied von dem Gebrauch der Romfahrtsmatrikel 
kann der Kaiser je nach Bedürfniss entweder das vollzählige, 
in der Matrikel aufgeführte Kontingent, oder nur einen Bruch- 
theil davon, 1 j 2f J / 4 etc. des Kontingents einberufen. 17 ) Ferner 


Basel mit 15 Gleven: Amtliche Sammlung der ältem eidgenöss. Abschiede 2, 
Nr. 279; die Stadt hat aber 1482 den Dienst für 10 Gleven abgekauft, Ochs 3, 
251 u. 1452 nur mit 10 Gleven gedient. Ochs 4, 89. — Speier mit 10 Gleven: 
Lehmann, Speier. Chron. 646. — Zürich wahrscheinlich mit vier Gleven: Klingen¬ 
berger Chronik 205 f. — Ueber die Kontingente vieler süddeutschen Reichs¬ 
städte s. die Angaben der Speier. Chronik in Mones Quellensammlung 1, 390 f. 

16 ) B. R. Karl 4484. 

16 ) Augsburg stellt Gleven, jede zu drei Pferden, v. Stetten a. a. 0.; Strass¬ 
burg i. J. 1360: 40 Gleven, jede zu drei Pferden = 120 Reiter; 1372 will die 
Stadt aber mit 30 Gleven, jede zu vier Pferden =»=120 Reiter, dienen, sucht 
also an Kosten zu sparen, Wencker 58 u. 59. 

17 ) B. R. Karl 3207, Schreiben an Frankfurt „mit dem vierteil alles des 
Volkes, das ir vermoget gereit u. gewapend, als ir dem reich vormals gewont 
habt u. schuldig seit ze dienen.“ Ein Schreiben Karls an Strassburg stimmt mit 
der vorhergehenden Urkunde in diesem Punkte genau bis auf einige orthogra¬ 
phische Abweichungen überein, Herr Stadtarchivar Brücker war so freundlich, von 
diesem im Strassb. Stadtarchiv sub corr. pol. 77 Nr. 90 aufbewahrten Briefe eine 
Abschrift zu geben. — Veihandlungen Sigmunds mit den rhein., frank, und schwä¬ 
bischen Reichsstädten zu Konstanz 1417: § 7 item hat auch sin kunigliche gnade 
an der stete boten erfordert, daz iegliche stat insunder im diene mit einem 
dritteil ires folkes uf den von Osterrich in das gebirge, RTA. 7, Nr. 213. — 
Die Ausdrücke für das Aufgebot des vollzähligen Kontingentes lauten, dass die 
Bürger kommen sollen „so ir beste kunnent u. mugent“ B. R. Ludwig 2016 u. 
2017, „mit ewer macht u. allem ewrem vermugen“. Deutsche Städteehron. 9, 
1039, „so ir beste mügent“ B. R. Karl 1877 u. 1893, „mit aller ewer macht. . 
so ir best mugent“ Augsburger U. B. Nr. 588, u. „so ir allerbeste mogent“ 
B. R. Karl 1897. 

Das vollzählige Kontingent haben einberufen Ludwig i. J. 1339 (B. R. 
Ludwig 2016 u. 2017), Karl i. J. 1354 gegen Zürich (B. R. Karl 1877, 1893 
u. 1897) und in den Jahren 1363 (Deutsche Städteehron. 9, 1039) u. 1365 (Augsb. 
U. B. Nr. 588) gegen die Banden der Englischen. 

J /a des Kontingentes forderte i. J. 1417 Sigmund, s. oben, und 1 L des Kon¬ 
tingentes diente wahrscheinlich Rudolf, s. Anm. 19, ebensoviel forderte Karl 
i. J. 1358, um dem Herzog v. d. Normandie z. helfen (B. R. Karl 2839) u. i. J. 
1360 auf der Heerfahrt gegen Wirtemberg (B. R. Karl 3207). 
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steht es in seiner Macht, je nach Erforderniss anstatt der ver- 
muthlich allein in der Matrikel eingestellten Gleven eine entsprechende 
Abtheilung Fussvolk zu fordern. 18 ) Die Matrikel kommt in 
Anwendung, wenn das Ziel der Heerfahrt nicht in unmittel¬ 
barer Nähe der aufgebotenen Städte liegt. Ihr Gebrauch lässt 
sich bestimmt von Ludwigs Zeitalter bis in die Regierung 
Sigmunds hinein verfolgen, doch ist sie gewiss weit älter und hat 
wahrscheinlich schon unter Rudolf bestanden. 19 ) Zu Reichs¬ 
heerfahrten endlich in unmittelbarer Nähe der aufgebotenen 
Reichsstadt, Unternehmungen, die bisweilen den Charakter von Land¬ 
friedenszügen tragen, ist noch eine zweite Form des Aufgebotes 
vorhanden. Der Kaiser vermag in diesem Falle die gesammte waffen-, 
fähige Bürgerschaft, oder doch einen grossen Theil derselben aufzubieten, 
also entweder, wie der technische Ausdruck lautet, die ganze Stadt! 
oder einen Bruchtheil, x / 4 z. B., oder die Hälfte der Stadt.; 
Auch die letztere Art des Aufgebotes verursacht beim Auszug nicht die 
geringste Schwierigkeit, da die Städte damals seit geraumer Zeit schon • 
in Quartiere zu militärischen Zwecken eingetheilt waren. 20 ) Aus dieser 
Art des Aufgebotes erklärt sich ferner, warum in einigen Fällen Reichs¬ 
städte dem Kaiser Kontingente von einigen hundert, ja einigen tausend 
Wehrmannen zugefuhrt haben. 21 ) 

Derartige Aufgebote kommen sicher bereits in den Anfängen 
unsrer Periode vor, sie lassen sich während des ganzen 14. Jahr¬ 
hunderts verfolgen und noch König Sigmund hat zu Reichsheer¬ 
fahrten solche umfassende Aufgebote erlassen. 22 ) 


18 ) Im Jahre 1354 wird Strassburgs vollzähliges Kontingent aufgeboten 
(B. R. Karl 1877 u. 1893); i. J. 1360 schickt die Stadt als den 4. Theil ihres 
Kontingentes 40 Gleven (Anm. 17 u. Wencker 56), das volle Kontingent betrug 
also 160 Gleven, die Stadt dient aber i. J. 1354 mit 100 Gleven u. 300 Mann 
Fussvolk. (Contin. Matth. Nwnbrg. 289), jedenfalls waren da auf die Anordnung 
des mit der Ausführung des Aufgebotes betrauten Burggrafen von Magdeburg 
60 Gleven mit dem Fussvolk vertauscht worden; vergl. § 1 A. 12. 

19 ) Strassburg dient 1289 vor Besan$on mit 40 Gleven, Ellenh. Chron. 131. — 
Die übrigen Aufgebote s. A. 17. 

ao ) Städtechroniken 9, 1036; Augsburger U. B. Nr. 533; Senckenberg, Se- 
lecta juria 1, 76; Ann. Wormat. 52 u. 68. 

51 ) EUenhardi Chron. 136: Strassburg i. J. 1298 10,000 Mann; Ann. Wor¬ 
mat., M. G. SS. 17, 52: Worms i. J. 1252 2000 Bewaffnete, Narratio de gestis 
archiepiscp. Mogunt., Fontes rer. Germ. 4, 364: Mainz i. J. 1301 800 armati; 
Ann. rei publ. Augustburgens. per A. P. Gassarum, Mencken SS. rer. Germ. 1, 
1555: Augsburg i. J. 1415 600 Mann. 

aa ) S. Anm. 21; Günther v. Schwarzburg zieht 1349 cum quinta paite ci- 
vium Francofurdensium gegen Karl, Joh. Latomus, Fontes rer. Germ. 4, 413; 
JansSen 1, Nr. 495: Sigmund fordert 1415, „das die stede uff dem Budemsehe . . 
eins teils mit halbe stede u. ein teil mit dem vierteil steden .. sullen vur Schaff¬ 
husen ziehen “ Im Jahre 1434 schreibt Sigmund an Regensburg, „daz ir.. uff 
unser 1. frawen tag notivitatis mit einem ganzen vierteil iuwer stat u. ander 
luten, di uch dann userhalb zustend,.. in dem veld seyt“; Gemeiner, Regensb. 
Chron. 3,50 f. 
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Das Aufgebot einer Reichsstadt „mit 1 j 2f 1 / 4 etc. ihres 
Volkes" (also nach der Matrikel für die deutschen Feldzüge) ist natür¬ 
lich von der zuletzt besprochenen Art des Dienstes „mit 1 / 2 , \ 
Stadt" jeder Zeit streng zu scheiden. 23 ) 

Auf einigen Heerfahrten sind die beiden Möglichkeiten des 
Aufgebotes verbunden worden; d. h. der Kaiser beruft von einem 
Theile der Reichsstädte die Kontingente nach der Matrikel für die deutschen 
Feldzüge ein, von einem andern Theile, der dem Ziel der Heerfahrt näher 
liegt, fordert er zu demselben Feldzuge den Dienst mit J / 4 , 1 / 2 etc. Stadt. 24 ) 

Es bleibt übrig, die Frage zu beantworten, welcher Massstab beim 
Entwurf dieser Matrikeln zu Grunde gelegt worden ist. Nach den in den 
Aufgebotsschreiben gebrauchten Wendungen sind die Leistungen nach dem 
Vermögen der einzelnen Stadt bemessen, womit das Abschätzen der Lei¬ 
stungen (taxatis officialibus) in dem Bericht des Johann von Victring 
übereinstimmt. Auch Ludwigs Reichsgesetz fordert Kriegsleistungen, welche 
der Macht und dem Vermögen des aufgebotenen entsprechen. In wie weit 
das der Fall gewesen, soll im Folgenden nachzuweisen versucht werden. 
Ein Blick auf die Entwickelung der städtischen Reichssteuern 
wird die Lösung der Frage wesentlich unterstützen. 

Die gemeinen Reichsstädte zahlen nach altem Herkommen jährlich 
dem Könige eine gewisse Steuer, deren Höhe von unsrer Periode an 
festgesetzt erscheint. In den Reichsregistraturbüchern ist die Zahl der 
Pfunde genau verzeichnet, zu welcher jede einzelne Stadt verpflichtet ist. 26 ) 


**) Die Scheidung wird schon in dem Dienstversprechen enthalten sein, das 
Schaffhausen 1324 dem Herzog Leopold von Oesterr. giebt: den (dienst) sullen 
wir im tuon darnah als ez verre oder nahen ist, gewonlich u. mueg- 
lich, als wir e Rom. kunigen getan haben, Urk. zur Gesch. der eidgenöss. 
Bünde von Kopp Nr. 70. 

a4 ) Karl verlangte 1360 auf der Reichsheerfahrt gegen die Grafen von Wirtem- 
berg von Strassburg u. Frankfurt */* ihres Kontingentes, s. Anm. 17 r Augsburg 
dagegen zog mit halber Stadt aus, Augsburger chronikal. Notizen, Städtechron. 
4, 247: do zogen die purger mit halber statt.. kaysser Karell ze bilff. 

* 5 ) B. R. Heinrich 469 cum stura ad 2500 libr. hall., prout in registris curie 
nostre invenimus, annis singulis se extendat. — Die deutschen Könige von 
Heinrich VIL, vielleicht schon von Adolf ab, haben die Registraturbücher ihrer 
nächsten Vorgänger besessen, auch die Heinrichs VH. selbst, wie aus B. R. Karl 
4647 hervorgeht; die Bücher des letzteren haben die nach des Kaisers Tode 
heimkehrenden Deutschen als den sicher wichtigsten und im Verhältniss zur 
Gesammtmasse der vorhandenen Urkunden noch am bequemsten fortzubringen- 
den Bestandtheil der Reichskanzlei von Pisa zurückgebracht, Heinrichs Nach¬ 
folger, Ludwig, hatte sie dann in seinen Händen u. brauchte deshalb 1328 die 
für die Kanzlei minder werthvollen Reste des Reichsarchives nicht zurückzu¬ 
führen. Ruprecht besass die Registraturbücher seiner Vorgänger nicht, s. § 5 
Anm . 5, daraus mögen sich verschiedene Unterschiede erklären, welche sich in 
den Reichssteuerlisten zwischen den sonstigen Ansätzen u. den in Ruprechts 
Registraturbüchem enthaltenen Angaben vorfinden, s. Beilage 3. — Nach Herrn. 
Korner sagt Karl IV. 1377 zum ltibischen Bürgermeister: registra antiqua im- 
peratorum continent, urbem hanc unam esse de 5 civitatibus principalioribus 
imperii.., Korner b. Eccard, Corpus n, S. 1125, was mögen das für registra sein? 
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Die Steuern sind in dieser Zeit zwar noch manchen Schwankungen unter¬ 
worfen, aus besondrer Gnade setzt der. Kaiser die Jahressteuer theils 
auf gewisse Zeit, theils auf ewig herab, Aenderungen des Münzfusses, die 
gerade im 14. Jahrhundert unaufhörlich auf einander folgen, mögen ebenso 
wie ein beträchtliches Wachsen der städtischen Bevölkerungszahl 26 ) eine 
angemessene Erhöhung, Unglück, welches einer Stadt durch elementare 
1 Ereignisse widerfahren, eine Herabsetzung mit sich fuhren. Doch ergeben 
die beifolgenden Listen der Jahressteuern, 27 ) wie sie von einer ansehn¬ 
lichen Zahl Reichsstädte entrichtet wurden, dass im Allgemeinen von der 
Mitte des 14. Jahrhunderts an die meisten Reichsstädte eine bleibend 
feste Steuersumme gezahlt haben. Ja Dinkelsbühl, Donauwörth, Ess- 
. lingen, Gelnhausen, Hagenau, Nürnberg, Oppenheim, Ulm und Wimpfen 
haben seit den Anfängen Ludwigs bis in die Zeiten Ruprechts, mehrere 
sogar noch unter Friedrich III. dem Reiche fortwährend dieselbe Summe 
als Jahressteuer entrichtet, Lübeck zahlt unter Sigmund noch dieselbe 
Summe wie unter Albrecht, Frankfurt noch Karl V. die gleiche Steuer 
wie Heinrich VII. und Städte wie z. B. Schwäbisch Hall, Heilbronn, 
Gmünd haben von den Anfängen Ludwigs bez. Karls an bis ans Ende 
des 18. Jahrhunderts Jahr für Jahr dieselbe Anzahl Pfund Heller ent¬ 
richtet. Und nicht allein die Höhe der Jahressteuer gewinnt in dieser 
Periode Stätigkeit, auch die Zahlungsfrist erscheint seit Ludwig für die 
meisten Reichsstädte auf den Martinstag festgesetzt. 28 ) Nichts lag aber 
näher, als dass die Reichsstädte diese bleibend festen Steuersätze zur 
Grundlage nahmen, um bei ihren engeren und weiteren Bünden hier¬ 
nach für jede eidgenössische Stadt die Grösse der einzelnen Leistung 
zu bemessen. Schon Kaiser Ludwig bestimmt im Jahre 1340, dass die 
Augsburger zu den Kosten, welche im Dienste des Reiches ausgeführte 
Landfriedensunternehmungen verursachen, nach ihrer Reichssteuer heran¬ 
gezogen werden sollen, wie es in ihrem alten Bündniss geschehen sei. 29 ) 
Der im Jahre 1348 abgeschlossene Bundesvertrag zwischen Augsburg, 
Ulm und Nördlingen enthält dieselbe Bestimmung. 30 ) Süddeutsche Reichs¬ 
städte vertheilen 1371 die aus Verhandlungen, Gesandtschaften an den 
Kaiser u. s. w. erwachsenen Kosten unter sich nach dem Massstabe ihrer 
Reichssteuem. 81 ) In umfassender Weise ist dieses Princip, wie schon Ge¬ 
meiner, dann Vischer hervorgehoben hat, vom schwäbischen Städtebund 


*•) Frankfurt hat das Privileg, dass in diesem Falle die Steuer nicht er¬ 
höht werden soll, B. R. Ludwig 1558. 

»*) S. Beilage 3. 

a8 ) Eine Ausnahme bilden z. B. Dinkelsbühl u. Constanz, am Dreikönigstag, 
Feuchtwangen in zwei Zielen im Mai u. im Herbst, Memmingen an Mariä Reini¬ 
gung, Lübeck an Mariä Geburt. 

2Ö ) B. R. Ludwig 2090, gedr. im Augsb. U. B. Nr. 373 nach irer gewon- 
lichen stiure. 

80 ) Augsburger U. B. Nr. 373 nach unser jeglicher stat gewoenlichen stiur; 
wahrscheinlich enthält B. R. Earl 3945 eine ähnliche Bestimmung. 

83 ) Deutsche Städtechron. 4, 152. 
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angewandt worden. 39 ) Aber auch nach Auflösung dieses Bundes stellen 
in den zur Erhaltung des Egerer Landfriedens geschlossenen Verträgen 
die jährlichen Reichssteuern in verschiedenen Städteeinungen die Grund¬ 
lage zur Vertheilung der Kosten vor. 33 ) 

Erinnert man sich hierbei, dass zwischen den reichsstädtischen Jahres¬ 
steuern und den Reichskriegsleistungen bereits an einer Stelle ein Zu¬ 
sammenhang nachgewiesen wurde (s. § 5), so wird man mit Sicherheit 
behaupten können, dass die in der deutschen wie in der Rom¬ 
fahrtsmatrikel veranschlagten Kontingente nach den von den 
Reichsstädten gezahlten Reichssteuern bemessen sind. 34 ) 

Wiewohl nun die freien Reichsstädte keine Jahressteuer ent¬ 
richteten, so mochte doch jede von ihnen leicht mit einer Summe ein¬ 
geschätzt werden, die eine gemeine Reichsstadt von entsprechen¬ 
der Grösse als Jahressteuer zu erlegen hatte. Nach dieser 
Summe wurden dann die Ansätze der Matrikeln bemessen. 


8S ) Datt, De pace imperii publica, Urk. v. t. Jan. 1877; Forschungen 2, 
S. 141 Nr. 165 u. S. 19 Nr. 214 u. RTA. 2, Nr. 53. 

*) RTA. 2, Nr. 134, 135, 142, 145 u. 147. 

84 ) Frankfurter Gesandte i. J. 1414 an den königlichen Hof geschickt, um 
Bestätigung der städtischen Privilegien zu erwirken, berichten an den heimischen 
Rath von den hohen Forderungen, welche die Kanzlei wegen der Ausfertigung 
erhebe, sie befürchten, dass die Summe in die Register komme „und besorgeten .. 
wie daz queme in die register, daz iz uns dan hernach grossen unstade u. in¬ 
gang mochte gein dem riche u. sust zu lantfriden u. reisen“ Janssen 1 Nr. 466; 
sie kamen schliesslich mit den Kanzleibeamten überein, eine Summe zu ent¬ 
richten, die der Frankfurter Jahressteuer entsprach, Janssen 1, Nr. 472. 
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Beilage 1. 


Gemeine und freie Reichsstädte. 


Es ist hier nicht der Ort, die Streitfrage über Reichsstädte und Freistädte 
ausführlich zu behandeln, das Folgende soll nur eine kurze Rechtfertigung des 
in der Einleitung aufgestellten Satzes bieten, dass zwischen gemeinen und freien 
Reichsstädten zu scheiden sei. Aus demselben Grunde ist die Beweisführung 
wesentlich auf das 14. Jahrhundert beschränkt und von einer Erörterung des 
Verhältnisses der freien Reichsstädte zu den ehemaligen bischöflichen Stadt¬ 
herren hier ganz abgesehen worden. An andrer Stelle soll die Entwickelung 
der freien Reichsstädte bis zum Ausgang des Mittelalters geschildert und dabei 
die obige Frage ausführlich besprochen werden. 

Friedrich II., Wilhelm und Richard bezeichnen die Reichsstädte als civi- 
tates nostrae und ihre Einwohner als cives nostri, 1 ) unter Rudolf kommt der 
vollere Titel civitas nostra et imperii und cives nostri et imperii auf, 2 )' doch 
wird die alte Bezeichnung neben der neuen von ihm und seinen Nachfolgern 
beibehalten, 51 ) seltner wird in den eine Reichsstadt betreffenden königlichen Ur¬ 
kunden nur von civitas und cives gesprochen. 4 ) Civitas imperii bez. imperialis 
bedeutet in den Urkunden Rudolfs und besonders seiner Nachfolger von Lud¬ 
wig an nur Reichsstadt, aber nicht etwa jede innerhalb des Reiches liegende 
Stadt. 5 ) Für Reichsstadt haben die Urkunden Rudolfs und seiner Nachfolger bis 
auf Heinrich VH. endlich noch die Bezeichnung „freie Stadt, civitas übera“ 
und für ihre Bewohner „Freibürger.“ 8 ) Landesfürstliche Städte, welchen der 
Kaiser auf (besondem Wunsch ihrer Herren die nur den Reichsstädten zukom¬ 
menden Vorrechte (Befreiung vom auswärtigen Gerichte u* s. w.) verleiht, 7 ) er¬ 
halten manchmal ausdrücklich die kaiserliche Erlaubnis s, Namen und Titel einer 


*) B. R. Friedrich H. 1069, 1125, Wilhelm 195, Richard 34. 

*) B. R. Rudolf 710, 1082, 1125. 

8 ) B. R. Rudolf 739; B. R. Albrecht 320 civibus nostris Coloniensibus. 

4 ) B. R. Albrecht 421, 442. 

5 ) B. R. Rudolf 49 O, 291, 412; Albrecht 270; Heinrich 251, gedr. in Böh¬ 
mers Acta No. 612 u. Friedrich d. Sch. 182; Karl 2644 civitas nostra imperialis 
Colonia. 

6 ) B. R. Rudolf 221, 738 zu Rynfelden, zu Kolmar u. alder in anderen 
frien stetten; B. R. Albrecht 405 die burger von Kolen sin als vri burger. . . 
Die Reichsstädte bezeichnen sich schon damals selbst als freie Stadt, so die 
Bürger von Worms in dem Eid, welchen sie Rudolf schwören, Ann. Worms, 
M. G' SS. 17, 69. — Das Wort „Reichsstadt“ fand sich zuerst in der Urkunde 
des Bündnisses, welches 1362 die Bischöfe von Basel, Strassburg etc. mit den 
Städten Strassburg, Basel u. s. w. schliessen „und den richsstetten von Elsaz“, 
in Königshofen, herausg. v. Schilter, S. 887 f. — Die „civitates liberae“ ent¬ 
sprechen also genau den „liberi domini, bez. liberi dynastae“, Städte, die keinen 
Herrn, ausser dem Kaiser haben. 

7 ) B. R. Rudolf 291 oppidum suum (des Gottfr. von Eppinstein) Brubach . . 
eisdem libertatibus, quibus alie civitates imperii sunt dotate, .. libertamus 
volentes ut in antea liberi opidi nomen, tytulum atque jura sibi debeat vendicare. 
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freien Stadt führen zu dürfen, doch mit ausgesprochnem Vorbehalt der landes¬ 
fürstlichen Rechte. 

Seit dem Jahre 1381 tritt für sieben Reichsstädte: Köln, Mainz, 
Worms, Speier, Strassburg, Basel und Regensburg nach und nach 
eine neue Bezeichnung in den kaiserlichen Urkunden ein. 8 ) Während sie 
vorher genau wie die übrigen Reichsstädte mit die oben genannten Titel er¬ 
halten,?) fuhren sie jetzt den Namen „unsere und des Reiches freie Stadt.“ 

Die übrigen Reiehsstaedte erhalten in den von Ludwig, Karl, Wenzel, Ruprecht, 
Sigmund und Albrecht II. ausgestellten Urkunden nie diesen Titel, sondern 
führen die alte Bezeichnung „unsere und des Reiches Stadt“ fort, oder noch 
häufiger abgekürzt nur „die Stadt zu Augsburg“ etc. 10 ) Ganz entsprechend 
wird auch die volle Bezeichnug „unsere und des Reiches freie 
Stadt“ abgekürzt in „die freie Stadt zu Mainz“ etc., 11 ) ja auch die Ab¬ 
kürzungen in „unsere und des Reiches Stadt“ 12 ) nnd besonders häufig in „die 
Stadt zu Mainz“ etc. 18 ) kommen vor. Urkunden Ruprechts, Sigmunds und 
Albrechts II. mit den Ausdrücken „unsere und des Reiches freie Stadt“ oder 
„die freie Stadt zu Strassburg“ etc. waren nicht aufzufinden, die genannten 
Könige geben den sieben Städten ausschliesslich die Titel „unsere und des Reiches 
Stadt“ und „die Stadt zu Mainz“ etc. 

In den an alle.unmittelbar unter dem Reiche stehenden Reichs¬ 
stände gerichteten kaiserlichen Erlassen, welche an diese Ge- und 
Verbote übermitteln, wird nie zwischen gemeinen und freien Reichs¬ 
städten geschieden, sie richten sich stets nur an „unsere und des Reiches 
Städte“ oder allgemein an die Städte. 14 ) Dass diese Erlasse nur an die un¬ 
mittelbaren Reichsglieder gerichtet sind, geht schon daraus hervor, dass es am 
Schluss ausnahmslos heisst „und allen andern unsem und des Reichs Getreuen 
und Unterthanen.“ Aber nie haben z. B. Ludwig und Karl Unterthanen von 
Landesfürsten als ihre und des Reiches Getreue bezeichnet 15 ) und ferner scheiden 
die genannten Kaiser auch ganz genau zwischen ihren Territorialstädten und 
den Reichsstädten, den Bewohnern der ersteren geben sie nie die Bezeichnung 
„unsere und des Reichs Getreue.“ 


8 ) B. R. Ludwig 2748, vergl. Deutsche Städtechron. 18, Verf. Gesch. von 
Mainz S. 142, Ludwig spricht v. Mainz, Worms u. Speier u. nennt diese Städte 
„unsere u. des richs frien stete uf dem Ryn“. — Schreiben Karls v. J. 1869 „andere 
unser u. des richs frye staett“, Heusler, Baseler Verf. Gosch. 311. — Urk. Wenzels 
v. J. 1898, unsere u. des richs stedte, sie sein frij oder nit“ RTA. 8, Nr. 10, vgl. 
Nr. 11. — Ein Schreiben Nürnbergs an Re.gensburg v. J. 1417 scheidet ganz aus¬ 
drücklich zwischen freien und gemeinen Reichsstädten, „der freien u. gemeiner reichs- 
stett boten“, RTA. 7, Nr. 215, „gemein“ bedeutet hier keineswegs „verbündet“. 

ö ) B. R. Ludwig 1050 zu Frankfurt, zu Speier, zu Nürnberg und in andern 
unsem und des reiche stetten, gedr. in Böhmers Acta Nr. 729; B. R. Heinrich 238. 

10 ) S. z. B. die Kaiserurkunden im Augsburger U. B. 

1X ) B. R. Karl 2555, 4378, 4383 u. 5566; auch „des Reichs freie Stadt“ 
Karl 5885. 

la ) Heusler, Verf. Gesch. S. 311; Urk. Wenzels in d. Städtechroniken 9, 
S. 985; auch „Stadt des Reiches“ findet sich. B. R. Karl 5198. — Die Wormser 
nennt Karl „unser und des h. richs burger“ Arnold 2, 329. 

18 ) B. R. Karl 1061, 1228, 4412. 

14 ) B. R. Ludwig 3120, 3420 u. Karl 2603, 3755, 5110. — Lacomblet, U. 
B. 3, Nr. 845, 1017, 1040; vergl. RTA. 3, Nr. 10, § 12 u. Chmel Reg. Fried¬ 
rich HI. 982. 

lß ) B. R. Karl 4312; Urk. Wenzels in Böhmers Acta Nr. 879. — Friedrich HI. 
entschuldigt sich bei dem Bischof Leonh. v. Passau, dass er die Bürger von 
Passau einige Male „des Reiches Getreue“ genannt, es soll das den Rechten des 
Bischofs und des Stiftes keinen Schaden bringen, Chmel Reg. Friedrich HI.1892. 
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Die Geschichtsschreiber des 14. Jahrhunderts fasset! init 
alleiniger Ausnahme von Closener, Königshofen und seinen Port¬ 
setzern — die beiden Abtheilungen der Reichsstädte unter der 
Bezeichnung „Reichsstädte“, „des Reiches Städte“, „kaiserliche 
Städte“ zusammen. „FreieStädte“ oder „freieReichsstädte“ kennen 
sie gar nicht. 16 ) Genau dasselbe thut die Mehrzahl der Historiker des 15. 
Jahrhunderts 17 ) und darunter gerade die hervorragendsten reichsstädtischen Chro¬ 
nisten, ein Beweis, wie sehr für diese der nur stufenweise Unterschied 
beider Städteklassen gegen die gemeinsamen Merkmale ihrer Stel¬ 
lung zum Reich zurücktrat. 

Heusler hat nun zwar behauptet, die Freistädte gehören gar nicht zum 
Reich etc. — ein Satz, dessen Unrichtigkeit schon aus dem Vorangegangenen 
ersichtlich ist, ganz abgesehen davon, dass die freien Reichsstädte sich 
im 14. Jahrhundert ausdrücklich zum Reiche gehörig betrachten 18 ) 
und den Kaiser als ihren Herrn bezeichnen. 19 ) Die freien Reichsstädte 
sind gegenüber den gemeinen Reichsstädten im Besitz von Vorrechten, deren 
wichtigstes die Freiheit von der Jahressteuer ist. Schon aus diesem Grunde 
müssen also die ersteren entschieden darauf sehen, dass sie nicht zu den ge¬ 
meinen Reichsstädten, die ja sämmtlich zur Reichssteuer verpflichtet sind, ge¬ 
rechnet werden. Hierzu kommt noch ein andres Vorrecht, worauf die freien 
Reichsstädte, wie die 2. Beilage lehren wird, wenigstens Anspruch machen. 20 ) 
Als nun die Kaiser einige Male versuchen, freie Reichsstädte der Jahressteuer 
u. s. w. zu unterwerfen, stellen sich diese in immer entschiedeneren Gegensatz 


ia ) Folgende Historiker wurden darauf hin durchgesehen: Chr. Kuche- 
meister, Joh. Vitoduranus, Joh. Victor., Matth. Nwnbrg., Levold v. Northof, Herrn. 
Korner, Chron. Sampetr., Chron. de gestis principum, Hoesem., Klingenberger 
Chronik, Heinr. v. Herford, Limburger Chronik, Heinr. v. Diessenhoven, Dom¬ 
herr Franz von Prag, Chronicon de ducibusBavariae, Vita Ludovici IV, Gesta 
Treverorum, Vita Berchtoldi de Buchegg, Gobelinus Persona Cosmodromium, 
Petrus von Zittau, Beness von Weitmühl. 

1T ) Magdeburger Schoeppenchronik, Eberhard Windeck, Nicol. Gerung Chron. 
ep. Basiliens, Andreas Ratispon. Diarium und Cronica de expeditionibus, Burkard 
Zink, Augsb. Chron. v. 1368—1406 in d. Städtechron. 4, Konr. Justinger. Das 
Chronicon Magentinum z. B., Städtechroniken 18, spricht von „dvitates imperii 
et libere“ S. 169, bezeichnete aber Worms, Speier u. Strassburg ausdrücklich 
als civitates imperiales S. 239. 

18 ) Vergl. die Briefe der Stadt Köln, RTA. 2, Nr. 300, Ennen, Gesch. der 
Stadt Köln 3, S. 117, 118, 120. — Urkunde der Stadt Mainz v. J. 1379: wir 
die burgermaister etc. dez h. reichs stat zu Mentze, RTA. 1, Nr. 132. 

19 ) Fehdebrief der Stadt Speier wider den Mainzer Erzbischof, die Bürger 
wollen „unserme herra“, dem König Karl, „beholffen sin“, Schunck, Beyträge 
zur Mainzer Gesch. 3, S. 367. — Bündniss der Städte Mainz, Worms u. Speier 
mit dem Mainzer Erzbischof v. J. 1388 § 18: .. nemen wir, die stete, alle mit 
einander uz .. herrn Wentzlaw Rom. kunig . . unsern lieben gnedigen herm ..., 
so nemen wir, die von Mentze, sunderlich uz unsern herren den konig, RTA. 
2, Nr. 26. — S. auch RTA. 2, Nr. 300. 

20 ) Es mag hier nur angedeutet werden, dass das Verhältniss der freien 
Reichsstädte zu den gemeinen Reichsstädten ganz ähnlich dem Verhältnisse 
zwischen freien und gemeinen Landstädten ist. Die freien Landstädte sind von 
ihren fürstlichen Landesherren mit besondem Privilegien ausgestattet, sie finden 
sieb schon im 12. Jahrh. in den Niederlanden (vergl. Wohlwill, Die Anfänge 
der landständ. Verfassung im Bisthum Lüttich, Leipzig 1867, S. 71 ff.); die Bil¬ 
dung dieser Städteabtheilung ist wahrscheinlich von Frankreich ausgegangen. 
Im 13. Jahrhundert sind auch freie Landstätte am Nieder-Rhein, zahlreicher im 
14 Jahrhundert überhaupt in Nieder-Deutschland nachweisbar. 
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Zu den gemeinen Reichsstädten, um nicht zu den viel schwereren staatlichen 
Leistungen, welche auf jene fallen, herangezogen zu werden und gelangen schliess¬ 
lich allerdings zu der durchaus ungerechtfertigten Behauptung, dass sie über¬ 
haupt nicht zum Reiche gehören. In echt mittelalterlicher Weise drückt das 
die Mainzer Chronik aus: „die Bürger sind so frei, dass sie nur ihres ange- 
bomen Herren sind und das ist Gott.“ 21 ) Da hätte das heilige römische Reich, 
das so manche eigenartige staatliche Bildung in sich barg, schliesslich auch 
Theokratieen enthalten. 


Beilage 2. 

Die Verpflichtung der freien Reichsstädte 
zu Kriegsleistungen ans Reich. 


Da Heusler als einen Hauptunterschied zwischen Freistädten und Reichs¬ 
städten angiebt, dass die Freistädte nur zu Romfahrteir und „christlichen Feld¬ 
zügen“ verpflichtet gewesen sind, erscheint es nöthig, über die Verpflichtung der 
einzelnen freien Reichsstädte zu Kriegsleistungen ans Reich einen kurzen Ueber- 
blick zu geben. Den Anfang möge die Gruppe der drei mittelrheinischen 
freien Reichsstädte machen. 

Die Entwickelung der staatsrechtlichen Stellung von Mainz, Worms und 
Spei er zum Reichskriegswesen hat sich zweifellos in der Hauptsache gleich¬ 
zeitig und gleichförmig vollzogen, wenn auch besonders für Mainz wegen des 
Verlustes der städtischen Urkunden i. J. 1462, der Beweis nicht mehr in allen 
Einzelheiten zu führen ist. Seit den Tagen des rheinischen Städtebundes waren 
die drei Städte in engster Verbindung geblieben. Ihren alten Bund haben sie 
wieder und wieder erneuert und 1293 ausdrücklich im Bundesvertrag bestimmt, 
dass jede der drei Städte von einem neuen König fordern soll, ihre wie auch 
deT beiden Schwesterstädte althergebrachten Rechte zu bestätigen. 1 ) Worms und 
Speier lassen sich von Adolf geloben, dass sie stets dieselben Freiheiten wie die 
Mainzer erhalten sollen. 8 ) Auf jede Weise strebten sie darnach, dass jede von 
ihnen stets im Besitz desselben Masses von Vorrechten gegenüber dem Reiche 
ist, wie die beiden andern. Die auch im Laufe des 14. Jahrhunderts nicht ver¬ 
schwundene oder geminderte Innigkeit dieses Verhältnisses bezeugt schon der 
Eid, welchen jeder Rathmann zu Speier nach seiner Wahl in den Rath schwören 
muss: „sonderlich die Verträge zu halten, welche die Räthe und die Bürger 
der Städte Mainz und Worms mit Speier eingegangen sind“. 3 ) Unter Rudolf sind 
die drei Städte unbedingt verpflichtet, dem Könige auf allen deutschen Reichs¬ 
heerfahrten mit Rath und Hülfeleistung beizustehen, 4 ) Adolf stellt bereits die 
Art und den Umfang der Hülfeleistung vollständig in das Ermessen der Bürger 
und verzichtet auf jeden Einspruch wegen ungenügender Dienstleistung (nur tür 
Worms und Speier nachweisbar). 5 ) Albrecht verhandelt, diesem Abkommen ent- 


21 ) Chronik v. Mainz, Städtechron. 17, S, 4. 

*) Schaab 2, Nr. 48. 

*) B. R. Adolf 372. 

8 ) Schaab 2, Nr. 93. 

4 ) B. R. Rudolf 837 u. Böhmers Zusatz zu Rudolf 829. 
*) B. R. Adolf 372. 
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sprechend, mit den drei Städten über die zu den rheinischen Feldzügen be¬ 
stimmten Kriegsleistungen. 6 ) Ludwig hat die Bürger von WormB und Speier von 
allem persönlichen Kriegsdienst während des Kampfes mit Friedrich befreit. 
Leider fehlt nun jede Nachricht, wie sich die Verpflichtung der drei Städte zu 
deutschen Reichsheerfahrten in den Jahren 1815—1347 gestaltete, Karl erklärt 
1849, dass Mainz, Worms und Speier kraft ihrer Privilegien den Dienst, welchen 
sie ihm zur Zeit (gegen Günther) thun wollen, nicht von Rechts wegen, sondern 
freiwillig thun, das heisst doch, zur Theilnahme an deutschen Heerfahrten nicht 
verpflichtet sind. Zur Romfahrt zu dienen, waren die drei Städte im Anfang 
unsrer Periode unbedingt verpflichtet. 7 ) Ludwig befreit Wonns und Speier auf 
ewige Zeiten vom Dienst über die Berge. Wenn Mainz, wie zu vermuthen, das¬ 
selbe Privileg erhielt, so ist es verloren. Alle drei Städte dienen zu Karls Rom¬ 
fahrt freiwillig. 8 ) So sah die zweite Hälfte des 14. Jahrhunderts die 
drei Städte nicht nur von allen finanziellen, sondern auch von allen 
militärischen Leistungen ans Reich befreit, also im Besitz von Vor¬ 
rechten, wie sie keinem andern Reichsstande auch nur annähernd zu Theil ge¬ 
worden waren, in der That wahre freie, d. h. mit ganz besondem Vorrechten 
ausgestattete Gemeinwesen. 

Kölns Privilegien sind unter den Exemtionen schon besprochen worden. 
Den zu Karls italienischem Feldzug geforderten Dienst hat die Stadt nicht als 
im Widerspruch mit ihren Privilegien stehend zurückgewiesen. 0 ) 

Strassburg ist in der ganzen Periode zur Theilnahme nicht nur an 
Romfahrten und zu sonstigen Fahrten über Berg, sondern auch 
an allen deutschen Reichsheerfahrten verpflichtet gewesen. In ver¬ 
schiedenen Aufgebotsschreiben wird angegeben, dass Strassburg gerade auf den 
letzteren Feldzügen zu dienen hat. Ein Privileg, welches die Stadt von 
dem Dienst zu deutschen Heerfahrten befreit hätte, hat Strass¬ 
burg auch nicht unter Wenzel oder irgend einem anderen späteren deutschen 
König erlangt. 10 ) 

Basels Verpflichtung zum Dienst auf Romfahrten ist unbestritten, 
das gleiche wird für die italienischen Feldzüge gelten. Ob die Hülfelei- 
stungen, welche die Stadt so oft dem Reiche auf deutschen Feldzügen gethan, 
nur freiwillige waren und nicht auf rechtlichem Herkommen beruhten, mag dahin 
gestellt bleiben. Sicher ist, dass ebensowenig für Basel wie für Strassburg ein 
Privileg, auch nicht von irgend einem Nachfolger Karls IV. nachgewiesen ist, 
welches die Stadt vom Dienst zu deutschen Reichsheerfahrten befreite. 

Regensburg war sicher auch verpflichtet, zur Romfahrt zu dienen, 
ein Exemtionsprivileg ist wenigstens nicht vorhanden, aber ausserdem muss die 
Verpflichtung der Stadt zur Theilnahme an allen deutschen Feldzügen 
ganz ausdrücklich festgestellt werden. Kaiser Ludwig bot die Stadt gegen Karl 
auf, Regensburg lehnte die Hülfeleistung keineswegs unter Berufung auf etwaige 
Privilegien u. s. w. ab, sondern stellte dem Kaiser ein Kontingent zur Verfü¬ 
gung. 11 ) Im Jahre 1347 erhalten städtische Gesandte den Auftrag, von den 
bairischen Herzogen auszuwirken, dass die Stadt gegen den König (Karl) thun 
könne, „was sie mit Recht gegen dem Reich thun soll“ d. h. da Karl damals 


6 ) B. R. Albrecht 336, 387 u. 338, gedr. b. Schaab; B. R. Albrecht 398. 

0 Speier dient 1310 mit 10 Gleven. 

8 ) B. R. Karl Reichss. 223; Worms lässt sich vom Reichsvicar eine Sicher¬ 
heitsurkunde ausstellen, dass die Bürger diesen Dienst nicht von Rechts wegen 
leisten, Arnold 2, 317; Karl bestätigte diese Versicherung B. R. Karl 2283. 

0 ) B. R. Karl Reichssachen 460. 

10 ) Im Inventaire ist keine Urkunde verzeichnet, aus der irgend eine Exem¬ 
tion geschlossen werden könnte. 

n ) Gemeiner, Regensburg. Chron. 2, 46. 
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mit den bairischen Herzogen Krieg führte und Regensburg Karl’ eingelassen 
und ihm gehuldigt hatte, dass die Stadt dem König gegen die Herzoge, mit 
welchen sie aber aus früherer Zeit in engem Bunde stand, die geforderte Hülfe 
leisten wollte. Yon Karl erbittet die Stadt durch dieselben Boten die Gnade, 
„sich mit den Fürsten von Bayern auf so lange Zeit setzen zu dürfen, bis die 
Gelegenheit berichtiget sey, oder als lang der König den Satz genehm halten 
wolle“, wünscht also Befreiung von Kriegsleistungen und schützt nicht etwa 
Exemtionsprivilegien vor. 12 ) Auch ist nicht bekannt, dass Regensburg unter 
irgend einem Nachfolger Karls je durch ein Privileg vom Dienste zu deutschen 
Heerfahrten befreit worden ist. 

So oft auch von Karls Nachfolgern Privilegien der Städte Strassburg, Basel 
und Regensburg bestätigt worden sind, nie wird darunter eine derartige Urkunde 
erwähnt. Die Kriegsleistungen der freien Reichsstädte ans Reich 
waren somit im gesammten Verlauf unsrer Periode, wie in dem 
folgendem Jahrhundert keineswegs gleichmässig geordnet, vielmehr 
ist in den einzelnen Städten die Bildung der verfassungsrechtlichen Stellung zum 
Reichsheerwesen bis unter Karl IV. in vollem Fluss begriffen. Da findet sie 
für die drei rheinischen freien Städte ihren Abschluss. Die übrigen Genossinnen 
Basel, Strassburg, Regensburg haben nie derartige Vorrechte erlangt, 
vielmehr gilt für sie, was Königshofen von der freien Reichsstadt Strassburg 
berichtet: ihre einzige Verpflichtung ist, dem Kaiser, wenn er selbst ins Feld 
zieht, mit einer bestimmten Anzahl Gleven zu dienen, also Dienst zu allen 
Reichsheerfahrten —ohne jedwede Ausnahme— gemäss den Ansätzen 
der Matrikeln. 13 ) Aber der Umstand, dass die drei rheinischen Städte im 
Besitze solcher Vorrechte waren, bildete die Veranlassung, dass auch die übrigen 
vier zu derselben Gruppe staatlicher Bildungen gehörenden Städte in den Besitz 
dieser oder ähnlicher Vorrechte zu gelangen suchten. Nach den Regierungen 
Wenzels, der Jahre lane dem Reiche fern blieb und Ruprechts, der ohne genaue 
Kenntniss des Reichssxaatsrechtes war imd seine Machtbefugnisse kaum geltend 
machen konnte — also nach einem mehr als 30jährigem Zwischenraum, als die 
festen staatsrechtlichen Traditionen am kaiserlichen Hofe beinahe verwischt 
waren, da konnten freilich dann die Städte — zunächst noch in unsicher tasten¬ 
den Versuchen 14 ) — mit Ansprüchen hervortreten, die jeder rechtlichen Be¬ 
gründung entbehrten. Da sie sich nicht auf bestimmte kaiserliche Privilegien 
berufen können, so wird der Satz aufgestellt: die Städte sind überhaupt nur 
zu Romfahrten und zu christlichen Heerzügen 16 ) verpflichtet. Es wird also für 
diese Städteabtheilung ein Genossenschaftsrecht aufgestellt, das gar nicht vor¬ 
handen war: die Beziehungen jeder einzelnen freien Reichsstadt 
zum Reiche beruhten auf einer gewissen Summe kaiserlicher Privi¬ 
legien, ein kaiserliches Privileg, das die Verpflichtung der ge¬ 
sammten Gruppe zum Reichsheerwesen geregelt hätte, gab es nicht. 


12 ) A. a. 0. 52. 

ls ) Königshofen, Städtechron. 9, S. 708 „denne das sü eime künige oder 
keyser so er selber reyset, dienent mit einre sicher summe glefen“; es unterliegt 
keinem Zweifel, dass K. bei diesen Worten an die Verhältnisse dachte, in welchen 
sich Strassburg zu seiner Zeit befand. 

14 ) RTA. 7, S. 175 Z. 25 f., S. 188 A. 3 u. Nr. 183. — Das Gutachten 
der geistlichen Rechtsgelehrten, Janssen 1, Nr. 195, giebt den freien Reichs¬ 
städten nicht etwa den Rath,, sich auf ihre Exemtionsprivilegien zu berufen. 

15 ) Die Fabel von der Verpflichtung zu „christlichen Heerzügen“ taucht 
übrigens erst nach Beendigung der Hussitenkriege auf, als bereits vom Kaiser 
Kriegshülfe gegen die Türken gefordert worden war. 
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Beilage 3. 


Verzeichntes von reichsstädtischen Jahressteuern. 


Die mit Beg. Bupr. bezeichneten Steuersätze sind aus Chmel, Begesta Bu- 
perti S. 2B1 f. entnommen, BTA. bedeutet BTA. 2, Nr. 53 (vergl. § 12, S. 67) 
u. Wegelin: Griindl. hist. Bericht v. d. kais. u. Beichs-Landvoigtei in Schwaben, 
zwei Theile, 1755. 

I. 


1. Aalen. 

100 pf. h. — 1389 — BTA. 

100 pf. h. — Beg. Bupr. 

2. Augsburg. 

400 pf. — 1276. — Augsb. U. B. Nr. 52. 
400 pf. h. — 1301 — Albrecht 327. 

400 pf. h. — 1319 —. Ludwig 147. 

400 pf. h. — 1329 — Ludwig 1061. 

400 pf. h. — bis zu Ludwigs Tod, s. 

Augsb. U. B. Nr. 338, 341 etc. 
400 pf. pfen. — 1350 — Augsb. U. B. 
Nr. 478. 

400 pf. pfen. — 1351 — Augsb. U. B. 
Nr. 486. 

800 pf. haller — 1352 — Augsb. U. B. 
Nr. 491. 

800 pf. haller — 1353 — Augsb. U. B. 
Nr. 497 u. bis z. Karls Tod, 1. c. 
Nr. 503, 512 etc., mit einer Aus¬ 
nahme, s. Nr. 626. 

400 pf. pfen. — 1379 — 1. e. nr. 683. 
800 pf. haller — 1380 bis 1400, 1. c. 

Nr. 689, 776, 805 etc. 

800 pf. h. — 1389 — BTA. 

800 pf. h. — bis z. J. 1431, Mencken 
SS. rer. Germ. 1, 1581. 

3. Biberach. 

250 pf. h. — 1389 — BTA. 

200 pf. h. — Beg. Bupr. 

200 pf. h. — 1438 — Lünig 13,‘313. 
200 pf. h. — 1487 — Lünig 13, 315. 

4. Bopfingen. 

80 pf. h. — 1389 — BTA. 

80 pf. h. Beg. Bupr. 

80 pf. h. — 1440 — Friedrich III. 69. 


5. Buchau. 

40 pf. h. — 1389 - BTA. 

40 pf. h. — Beg. Bupr. 

40 pf. h. — 1755 — Wegelin 2, Nr. 88. 

6. Buchhorn. 

80 pf. h. — 1389 — BTA. 

60 pf. h. — Beg. Bupr. 

60 pf. h. — 1438 — Lünig 13, 313. 
60 pf. h. — 1487 — 1. c. 13, 315. 

7. Constanz. 

600 pf. h. — 1359 — Karl 2972. 

600 pf. h. — 1389 — BTA. 

600 pf. h. — Beg. Bupr. 

8. Dinkelsbühl. 

200 pf. h. — 1281 — Budolf 613. 

150 pf. h. - 1324 — Ludwig 752. 
150 pf. h. — 1389 — BTA. 

200 pf. h. — Beg. Bupr. 

9. Donauwörth. 

400 pf. h. — 1326 — Ludwig 898. 

400 pf. h. - 1331 — Ludwig 1361. 

400 pf. h. — 1336 — Lünig 13, 404. 

400 pf. h. — 1348 - Karl 682. 

400 pf. h. — 1465 — Lünig 13, 421, 

10. Esslingen. 

800 pf. h. — vor 1330 — Ludwig 1103. 
800 pf. h. — 1330 — Ludwig 1103. 

800 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 

800 pf. h. — 1389 - BTA. 

800 pf. h. - 1414 — Lünig 13, 504. 

11. Feuchtwangen. 

100 pf. h. — 1331 — Ludwig 1274. 
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12. Frankfurt. 

300 Mrk .Silb. — 1276 — Kudolf 267. 
300 M. S. — 1301 — Böhmers Acta 
Nr 558 

1113 pf. h. — 1312 — Heinrich 472. 

1114 pf. h. — 1346 — Senckenberg 

Sei. juris 1, 230. 

1114 pf. h. weniger 3 1 /« h. — 1349 — 
Frankf. U. B. 613. 

1114 pf. h. minus 4 sh. h.. — Keg. Kupr. 
111^ » » >> m 1401 Jans- 

sen 1, Nr. 283. 

1114 pf. h. min. 4 sh. h. — 928 rhein. 
fl. 4V a sh., Janssen 2, Nr. 74; 
diese Summe zahlte Fr. noch 
1519, vergl. z. B. Janssen 2, 
Nr. 712, 1071, i 154 etc. u. 
Friedrich HI. 1565, 2935, 6816. 
(S. auch unter H.) 

13. Friedberg. 

600 pf. h. — Keg. Kupr. 

(S. auch unter II.) 

14. St. Gallen. 

119 pf. 11 sh. Const. Münze =*= 37 
Mrk. S. — y. 1333 bis 1339. — 
St. Gail. U. B. Nr. 1339 A. 

1 u. 2. 

140 pf. h. — 1389 — KTA. 

140 pf. h. — Keg.'Kupr. 

15. Gelnhausen. 

300 pf. h. — 1326 — Ludwig 874. 

326 pf. h. — 1346 — Senckenberg 
c. 1. 1, 236. 

326 pf. h. 4 sh. — Keg. Kupr. 

326 pf. h. 37 a sh. — 1400 — Lünig 
13, 803. 

326 pf. h. 37. sh. — 1435 - Lünig 
13, 808. 

(S. auch unter H.) 

16. Gingen. 

120 pf. h. — 1389 — RTA. 

120 pf. h. — Keg. Kupr. 

120 pf. h. — noch 1755 — Wegelin 2, 
Nr. 88. 

17. Gmünd. 

270 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 

270 pf. h. 1389 — KTA. 

270 pf. h. — Keg. Kupr. 

270 pf. h. — 1440 — Friedrich HI. 69. 
270 pf. h. — noch 1755 — Wegelin 2, 

Nr. 88. 


18. Gosiai*. 

53 M. S. — 1340/42. — Ludwig 3090. 

19. Hagenau. 

150 pf. strssb. pf. — 1255 — Wilhelm 
246. 

150 pf. str. pf. — 1257 — Richard 34. 
250 pf. h. — 1340 - Ludwig 3082. 
250 pf. h. — 1341 — Ludwig 3095. 
250 pf. pf. — 1347. - Karl 480. 

250 pf. pf. — 1464. — Zeitschr. f. 
Gesch. d. Oberrheins 8, 297. 

20. Hall. (Schwab. H.) 

600 pf. h. — 1317 — Ludwig 221. 

600 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 

600 pf. h. — 1361 — Karl 3507. 

600 pf. h. — 1389 — KTA. 

600 pf. h. — Keg. Kupr. 

600 pf. h. - 1415 — Wegelin 2, Nr. 79. 
600 pf. h. — 1430. — 1. c. Nr. 83. 
600 pf. h. — noch 1755 — 1. c. Nr. 88. 

21. Heilbronn. 

600 pf. h. — 1320 — Ludwig 192. 

600 pf. h. — 1330 — Ludwig 1076. 

600 pf. h. - 1360 - Karl 3288. 

600 pf. h. — 1389 - RTA. 

600 pf. h. — Reg. Kupr. 

600 pf. h. — 1459 — Lünig 13, 890. 
600 pf. h. — noch 1755 — Wegelin 2, 
Nr. 88. 

22. Isny. 

100 pf. h. — 1365 — Jäger, Jurist. 
Magaz. f. d. deutschen Reichs¬ 
städte 3, 234. 

100 pf. h. — 1389 — RTA. 

50 pf. h. — Reg. Kupr. 

60 pf. h. — 1442. — Friedrich HI. 
1301. 

23. Kaisersberg. 

(S. unter II.) 

24. Kaufbeuern. 

150 pf. h. — 1389. RTA. 

200 pf. h. — Reg. Kupr. 

150 pf. h. - 1438 — Lünig 13, 313. 
150 pf. h. — 1487. — 1. c. 13, 315. 

25. Kempten. 

225 pf. h. — Reg. Kupr. 

225 pf. h. — noch 1755 — Wegelin 
2, Nr. 88. 
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26. Kolmar. 

800 fl. — Chmel, Reg. Ruprechts S. 22S. 
(S. auch unter II.) 

27. Leutkirch. 

100 pf. h. — 1389 — RTA. 

100 pf. h. — Reg. Rupr. 

100 pf. h. bis 1417, wo die Stadt 52 
pf. ablöst, Wegelin 2, Nr. 88. 

28. Lindau. 

400 pf. h. — 1359 — Karl 2971. 

350 pf. h. — 1389 — RTA. 

400 pf. b. — Reg. Rupr. 

200 pf. b. — seit 1415 — Wegel. 2, 
Nr. 88. 

200 pf. b. — 1440 — Friedrich III. 69. 
200 pf. h. — noch 1755 — Wegel. 2, 
Nr. 88. 

29. Lübeck. 

750 kl. Mrk. — 1290 — Rudolf 1037. 
300 M. S. — 1304 — Albrecbt 481. 
750 marc. den. — 1309 — Lüb. U. B. 

2, S. 214. 

750 marc. pf. — 1311 — 1. c. S. 245. 
600 m. pfen. — 1314. — 1. c. 276. 
600 tal. den. Lub. — 1349 — Kari 
1105. 

750 mrc. den. — 1357. — Lüb.TJ. B. 

3, Nr. 286. 

1200 Goldgulden — 1363 - Karl 3982. 
1200 Goldgulden — 1364 — Lüb. U. 
B. 3, Nr. 500. 

800 M. S. - 1369 — Karl 4791. 
1200 flor. — 1372 — Karl 5036. 

Ueber das Verhältnis dieser Münzen 
s. Lüb. U. B. 2, Nr. 249, 286 u. Ru¬ 
dolf 1037. 


83. Münster i. F. 

(S. unter II) 

34. Nördlingen. 

300 pf. h. — 1326 — Ludwig 894. 

300 pf. h. — 1350 — Karl 1257. 

300 pf. h. — 1360 —' Karl 3297. 

300 pf. h. — 1361 — Karl 3580. 

85. Nürnberg. 

2000 pf. h. — 1324. — Ludwig 753. 
2000 pf. h. — bis z. Ludwigs Tod, s. 

Ludwig 868, 3333, 1644 etc. 
2000 pf. b. -l. 1349. - Karl 1175. 
2000 pf. b. = 2000 fl. bis zu Karls 
Tod, s. Karl 4849 etc. 

2000 pf. h. — Reg. Rupr. 

2000 pf. b. — 1401 — Hist. Nor. dipl. 
S. 501. 

2000 fl. nürnb. unter Friedrich III. 
Fr. in. 4027, 6131, 6907 etc., 
davon kommen aber nur 1000 fl. 
nürnb. = 1100 fl. rhein. direct 
an die kaiserl. Kammer, die an¬ 
deren 1000 fl. sind verpfändet, 
Friedrich HI. 523. 

36. Oppenheim. 

300 marc. col. den. — 1297. — Adolf 
357 

100 m. c. d. — 1316 — Ludwig 3142. 

200 m. c. d. — 1820 — Ludwig 3142. 

200 m. c. d. — 1330 — Ludwig 3281. 

200 m. c. d. — 1349 — Karl 950. 
200 pf. h. — 1354 — Franck, Gesch. 
v. 0. Nr. 90. 

200 pf. h. — 1401 — Ruprecht 655. 
200 pf. h. — 1409 — Franck Nr. 143. 


30. Memmingen. 


300 pf. b. — 1389 — RTA. 
300 pf. b. — Reg. Rupr. 


300 pf. h. - 1462 — 1 
300 pf. h. -t— 1479 — \ 
300 pf. b. — 1488 — | 


Zeitschr. d. bist. 
Ver. f. Schwaben 
und Neuburg 3, 
S. 33. 


300 pf. b. — 1498 — Wegel. 2, Nr. 88. 


31. Mülhausen i. E. 


160 pf. h. — 1356 — Karl 2544. 

140 bez. 130 fl. — Chmel, Reg. Rupr. 
S. 233. 


82. Mühlhausen i. Th. 

400 M. S. — 1333 bis 1344 — Lud¬ 
wig 1444. 


37. Pfullendorf. 

100 pf. h. — 1389 — RTA. 

100 pf. h. — 1440 — Friedrich HI. 69. 
100 pf. h. — 1501 — Zeitschr. f. Gesch. 
des Oberrheins 81, S. 164. 

38. Ravensburg. 

180 pf. h. — 1389 — RTA. 

180 pf. h. — Reg. Rupr. 

180 pf. h. — 1438 — Lünig 13, 313. 
180 pf. h. — 1487. — Lünig 13, 815. 

39. Reutlingen. 

400 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 
400 pf. h. — 1389 — RTA. 

400 pf. h. — Reg. Rupr. 
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40. Rothenburg a. d. T. 

800 pf h. — 1347. — Karl 451. 

800 pf. b. — bis zu Karls Tod, Karl 
1463, 3194, 5851 etc. 

41. Rotweil. 

56 M. S. - 1285 — Rudolf 844. 
500 pf. h. — 1336 — Ludwig 1747. 
400 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 

400 pf. h. — 1389 — RTA. 

400 pf. b. — Reg. Rupr. 

42. Schongau. 

30 pf. pf. — 1331 — Ludwig 1288. 

43. Schweinfurt. 

200 pf. h. — 1389 — RTA. 

300 pf. h. — Reg. Rupr. 

100 fl. rhein. — 1407. — Lünig 14, 404. 
100 fl. rhein. — 1439 — Friedrich m. 
68 . 

44. Solothurn. 

50 pf. h. — 1353 — Karl 1647. 

45. Ueberlingen. 

350 pf. h. — 1389 — RTA. 

300 pf. h. — Reg. Rupr. 

350 pf. h. — 1415Zeitschr. f. Gesch. 
des Oberrheins 22, S. 29. 

46. Ulm. 

750 pf. h. — 1334 — Jäger, Ulm 
S. 229. 

750 pf. h. — 1340 — Ludwig 2076. 


750 pf. h. — 1852 — Karl 1514. 
750 pf. h. — 1389 — RTA. 

700 pf. h. — Reg. Rupr. 

750 pf. h. —1417. — Wegelin 2, Nr. 80. 
750 pf. h. —1430. — Wegelin 2, Nr. 83. 

47. Wangen. 

100 pf. h. — 1389 — RTA. 

100 pf. h. — Reg. Rupr. 

lOOpf. h. — noch 1755 — Weg. 2, Nr. 88. 

48. Weil. 

300 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 
200 pf. h. — 1389 — RTA. 

300 pf. h. — Reg. Rupr. 

49. Weil i. Thurgau. 

100 pf. h. — 1389 — RTA. 

100 pf. h. — Reg. Rupr. 

50. Weinsberg. 

150 pf. h. — 1301 — Albrecht 344. 
200 pf. h. — Reg. Rupr. 

51. Wimpfen. 

200 pf. h. — 1323 — Ludwig 539. 
200 pf. h. — 1359 — Karl 2969.* 

200 pf. h. — 1360 — Karl 3238. 

200 pf. h. — Reg. Rupr. 

52. Windsheim. 

300 pf. h. — 1331. — Ludwig 1314. 

300 pf. h. — 1341. — Ludwig 2203. 

200 pf. h. — 1389 — RTA. 

200 pf. h. — Reg. Rupr. 


II. Jahressteuem von Städtegruppen. 


1. Die vier wetterauischen 
Reichsstädte. 

1600 Mrk — 1318 — Ludwig 339. 
1600 M. — 1320 — Ludwig 399. 
1600 pf. h. — 1332 — Ludwig 
3333. 

1600 Mrk wetter. pfen. — 1346 — 
Ludwig 2519. 


2. Kolmar, Münster u. Kaisers 
berg. 

400 Mrk. — 1361 — Karl 3643. 

Die Jahressteuem waren im Verhält- 
niss zu der jährlichen Gesammtein- 
nalime der Reichsstädte sehr gering 
bemessen, s. z. B. Zeitschr. des hist. 
Ver. f. Schwaben u. Neuburg 3, S. 32 f. 
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Ich, Johannes Pani Andreas Fischer, bin geboren zu Borna 
am 22. November 1854. Von Ostern 1869 bis Ostern 1876 besuchte 
ich die Nikolaischule zu Leipzig und studirte nach bestandener Maturitäts¬ 
prüfung erst in Jena, dann in Leipzig. Nachdem ich in den ersten 
Semestern hauptsächlich theologische und philosophische Collegien gehört 
hatte, wandte ich mich von Michaelis 1877 ab ausschliesslich dem 
Studium der Geschichte zu. Vorlesungen hörte ich bei den Herren Pro¬ 
fessoren Arndt, Biedermann, Boethlingk, Delitsch, Drobisch, Eucken, Gardt- 
hausen, v. Gutschmid, Harnack, Hase, Heinze, Kahnis, Kuntze, Lange, Lechler, 
A. Lipsius, J. H. Lipsius, Luthardt, v. Noorden, Pückert, von der Bopp, 
Roscher, Adolf Schmidt, Seydel, Springer, Voigt, Zamcke. An Seminar¬ 
übungen nahm ich Theii bei den Herren Professoren Arndt, Braune, 
Delitsch, v. Noorden, von der Ropp, Springer, Voigt, Zarncke. Allen 
meinen Lehrern, insbesondere denen, an deren TJebungen ich theilnehmen 
durfte, sage ich meinen herzlichsten Dank. 
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Die Reichsheerfahrt bildet neben Reichstag und Reichs¬ 
hofgericht die wichtigste Äusserung der deutsch-mittelalterlichen 
Staatsverfassung. Königtum und Fürstentum, Benefizialwesen 
und Ministerialität beeinflussen dieselbe und kommen ihrerseits 
in ihr zur reinsten Entfaltung. Eine Betrachtung der deutschen 
Reichsheerfahrt im Mittelalter kann daher dazu beitragen, die 
durch keine urkundliche Verfassung geregelte, auf dem Gewohn¬ 
heitsrecht basirende und sieh im Laufe der Zeiten ändernde 
staatliche Organisation des deutschen Volkes jener Zeit zur 
Erkenntnis zu bringen. Wenn nun in der vorliegenden Arbeit 
der geringe Zeitraum von Dreivierteljahrhundert, der zwischen 
dem Tode Heinrichs VI. und dem Regierungsantritt Rudolfs 
liegt, zur Betrachtung herausgegriffen ist, so müssen zunächst 
die Gründe beigebracht werden, welche gerade diese Periode 
zur Darstellung der Reichsheerfahrt innerhalb derselben beson¬ 
ders geeignet erscheinen lassen. 

Die bisher erschienenen Arbeiten über Kriegswesen und 
Heerfahrt im Mittelalter behandeln, mit geringen Ausnahmen, 1 ) 
frühere Epochen, oder finden mit dem Regierungsantritt Kaiser 
Friedrichs II. ihren Abschluss. 2 ) 

1) Unter diese sind zu rechnen: Stenzei: Versuch einer Geschichte 
der Kriegs Verfassung Deutschlands vorzüglich im Mittelalter. 1820. 

Barthold: Geschichte der Kriegs Verfassung und des Kriegswesens 
der Deutschen. 1855. Letzteres Werk ist für die Darstellung der Kriegs¬ 
verfassung ohne Wert und beschäftigt sich nur mit der technischen Seite 
des Heerwesens. 

2) Weiland: Die Reichsheerfahrt von Heinrich V. bis Heinrich VL‘ 
nach ihrer staatsrechtlichen Seite. Forschungen z. d. G. VH, 113 tf. 1867. 

Baltzer: Zur Geschichte des deutschen Kriegswesens von den letzten 
Karolingern bis auf Kaiser Friedrich II. 1877. 

Waitz: Verfassungsgeschichte B. VHI, c. 14. 1878. 
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Dann aber empfiehlt sich der genannte Zeitraum besonders 
deshalb zur Untersuchung, weil er von bedeutsamem Einfluss 
auf die Entwickelung der Staats Verfassung überhaupt, und 
besonders des Kriegwesens, ist. Am Beginne, wie am Ende 
desselben finden wir das Reich in Thronstreitigkeiten ver¬ 
wickelt, die in einzelnen Teilen des Landes einen Zustand 
fortwährender Kriegsbereitschaft bedingen, infolgedessen die 
alte Heerverfassung und die Technik im Kriege wesentliche 
Umbildungen erfahren! 

Noch andere Verhältnisse sind für die Entwickelung des 
staatlichen Lebens in unserer Periode von Wichtigkeit. Das 
staufische Königtum sinkt herab von der Höhe seiner Macht 
und giebt anderen Gewalten Raum, sich freier auszubilden. 
Allerdings soll nicht geleugnet werden, dass auch in der ersten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts noch der König als erster Reprä¬ 
sentant des deutschen Gesamtstäates zu verschiedenen Malen 
auftritt. Mit derselben Einmütigkeit, mit welcher die Fürsten 
zu Otto IV. und Friedrich II. bei dem Antritt ihrer Krönungs¬ 
fahrten gestanden haben, haben sie auf dem Reichstag zu Mainz 
vom Jahre 1235 dem Wunsche des Kaisers Folge geleistet 
und eine Heerfahrt gegen die reichsfeindlichen Lombarden 
beschworen. Wir werden seheii, wie bei diesen Gelegenheiten 
die Reichsheerverfassung sich im allgemeinen in den Formen 
bewegt, die sich in der der ünsrigen vorangehenden Periode 
äusgebildet haben. Aber neue Gewalten sind im Reiche er¬ 
standen, die an der Zersetzung der alten Organisation des 
Staates arbeiten. Da ist einmal der neue Reichsfürstenstand, 
der nach grösserer Selbständigkeit trachtet und auf Erlangung 
der Landeshoheit hinstrebt. 1 ) Ferner sind hier zu erwähnen 


Lin dt: Beiträge zur Geschichte des deutschen Kriegswesens in der 
staufischen Zeit im Anschluss an die Kämpfe Philipps von Schwaben und 
Ottos IV. 1881. — Für die frühere Zeit kommt noch in Betracht: Balda- 
mus: Das Heerwesen unter den späteren Karolingern. 1879. — Für die 
Folgezeit: H. Fischer: Die Teilnahme der Reichsstädte an der Reichs¬ 
heerfahrt vom Interregnum bis zum : Ausgang Kaiser Karls IV. Dissert. 
Leipzig 1883. 

1) s. Ficker: Vom Rcichsfürstenstande. 
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die freien Stadtgemeinden, die, nachdem ihnen eigene Gerichts¬ 
barkeit und Verwaltung zugestanden worden ist, als selbstän¬ 
dige Glieder der Reichsverfassung auftreten. Dass Friedrich II. 
in dem Edikt von Ravenna, 1 ) 1232, die Städte wieder in die 
Gewalt der Bischöfe stellte, konnte den Fortgang der beinahe 
schon vollendeten Entwickelung nicht aufhalten. Die Leistungen 
der freien Städte fallen in unserer Periode direkt an das Reich, 
und ihre selbständige Teilnahme an der Reichsheerfahrt geht 
ihrer späteren Reichsstandschaft im Reichstage voraus. 

Ausser diesen für die Entwickelung des Reichskriegswesens 
besonders wichtigen Momenten werden uns im Verlaufe der 
Betrachtung noch andere entgegentreten, welche alle zu einer 
Darstellung der Reichsheerfahrt in dem Zeiträume, welcher 
wesentlich die Regierung Kaiser Friedrichs II. ausfüllt, auf¬ 
forderten. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich vorzugsweise mit 
der staatsrechtlichen Seite des Reichskriegswesens, während sie 
die technische Seite desselben, zu welcher die Truppengattungen 
im Reichsheere und ihre Bewaffnung, die Art und Weise der 
Kriegführung in Feldschlachten und bei Belagerungen, die 
Kriegsmaschinen und die Abzeichen der einzelnen Heeresteile, 
die Fouragiermittel und ähnliche Gegenstände zu rechnen sind, 
ausser acht lässt. 2 ) 

§ i. 

Beschluss zu einer Reichsheerfahrt auf dem Reichstage. 
Eid. Ansage. Aufgebot. 

Unter einer allgemeinen Reichsheerfahrt wird im folgenden 
immer eine solche verstanden, welche stattfindet unter Führung 
des Königs oder seines Stellvertreters und unter einer mehr 
oder minder allgemeinen Teilnahme von Reichsfürsten. Davon 


1) M. G. LL. n, 286. 

' 2) Hierüber ist bereits eingehender gehandelt von Schultz: Das 

höfische Leben zur Zeit der Minnesänger-, San Marte: Zur Waffenkunde 
des älteren deutschen Mittelalters; und hei: Yiollet Le Duc: Dictionnaire 
raisonne de TArchitecture, besonders Artikel Engin B. V, 210 ff. 
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sind zu unterscheiden die Feldzüge, welche die Könige an der 
Spitze kleinerer Heere, die sich in der Hauptsache aus ihren 
Yasallen und Ministerialen zusammensetzen, unternehmen. 

Die allgemeine Reichsheerfahrt musste, wie zunächst zu 
beweisen sein wird, auf einem, Reichstage, von König und 
Fürsten gemeinschaftlich, beschlossen werden. 

Wilhelm Sickel zählt die Beratung über eine Heerfahrt 
zu den wichtigsten, die den deutschen Reichstag des Mittel¬ 
alters beschäftigten; 1 ) er lässt aber die Frage unbeantwortet, ob 
der Beschluss - des Reichstags für das Zustandekommen. einer 
Reichsheerfahrt notwendig gewesen ist. Sickel hat dabei auf 
einen Brief des Papstes Innocenz HI. an die deutschen Fürsten 2 ) 
hingewiesen, durch welchen diesen die Verhängung des Bannes 
über Kaiser Otto IV. kundgethan wird, und der Kaiser in ihren 
Augen herabgesetzt werden soll, weil er, ohne den Rat der 
Fürsten einzuholen, einen Kriegszug in das Königreich Sizilien 
unternommen habe. 

Eine direkte Antwort auf die aufgeworfene Frage, ob die 
Beistimmung der Fürsten auf einem Reichstage erforderlich 
gewesen sei, kann uns jener Brief nicht geben, da der erwähnte 
Feldzug Ottos nach Süditalien keine allgemeine Reichsheerfahrt 
in dem oben angegebenen Sinne gewesen ist. Otto hatte nach 
der noch im Jahre 1209 sofort nach der Kaiserkrönung erfolg¬ 
ten Auflösung des Reichsheeres im Jahre 1210 Aushebungen 
in Italien veranstaltet; dazu war aus deutschen Landen Zuzug 
gekommen, aber nur von Seiten einiger rheinischer Grafen und 
der Reichsministerialen; dagegen fehlten bei dem von neuem 
gebildeten Heere sämtliche Reichsfürsten. 3 ). Es sind derartige 
Feldzüge ohne Zustimmung und Beihilfe der deutschen Fürsten 
häufig, und zwar besonders in Italien, von den Kaisern unter¬ 
nommen worden, ohne dass darin eine Geringachtung der 


1) Zur Geschichte des deutschen Reichstages. Mitteilungen des Instit. 
für Österreich. Geschichtsforschung. Jahrg. 1881. I. Ergänz.-B. H. I. Cf. auch 
Wacker: Der Reichstag unter den Hohenstaufen. Historische StudienYI. 

2 ) Boehmer, Acta imp. sei. S. 630 f. 

3) cf. die Zeugenreihen der Urkunden, bei Boehmer- Ficker: 
Regesta imperii Y. (künftighin abgekürzt: Reg.) nr. 441 ff. 
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fürstlichen Macht, die Innocenz hier dem Kaiser zum Vorwurf 
macht, oder etwa eine Handlung, die mit dem Staatsrecht nicht 
in Einklang stand, gesehen worden ist. 

Eine entscheidende Antwort auf die von Sickel nicht er¬ 
ledigte Frage kann nur durch eine eingehende Betrachtung der 
in unsere Periode fallenden allgemeinen Reichsheerfahrten ge¬ 
wonnen werden. Ist quellenmässig nachzuweisen, dass den¬ 
selben in jedem Falle ein Reichstagsbeschluss vorhergegangen 
ist, so wird die Folgerung, dass ein solcher für das Zustande-, 
kommen eines Reichsheeres in dieser Zeit notwendig gewesen 
sei, gestattet sein. 

Für die Zeit des Thronstreites zwischen Philipp und Otto 
kann von einer allgemeinen Reichsheerfahrt nicht die Rede sein. 
Gleichwohl wird sich ergeben, dass beide Fürsten bei ihren 
Kriegszügen, wenn es irgend möglich war und sie der Unter¬ 
stützung der befreundeten Fürsten gewiss sein wollten, die 
Form gewahrt und einen Reichstag oder wenigstens einen Hof¬ 
tag zur Beschlussfassung über die vorzunehmende Heerfahrt 
einberufen haben. An der Hand der braunschweigischen Reim¬ 
chronik hat bereits Lindt die Kriege Ottos und Philipps darauf¬ 
hin einer Untersuchung unterworfen und ist zu dem Resultate 
gelangt, dass neben den auf einem Reichstage beschlossenen 
Heerfahrten auch solche stattfanden, die aus einem plötzlichen 
Aufgebot hervorgegangen waren „bedingt durch die Not einer 
rascheren Mobilisirung.“ *) Von diesen letzteren Heerfahrten 
kann hier zunächst abgesehen werden; die durch ein derartiges 
plötzliches Aufgebot aufgebrachten Heere tragen nicht entfernt 
den Schein eines Reichsheeres an sich. Für die nach der 
Reimchronik abgehaltenen Reichstage, auf denen ein Heerfahrts¬ 
beschluss gefasst worden ist, müssen aber, wenn auch diese 
Quelle für die betreffende Zeit gute Vorlagen benutzt hat, 2 ) 
doch aus anderen Berichten und besonders aus den Chroniken, 
die einer verlorenen Quelle der Reimchronik zu Grunde gelegen 
haben, der Slavencbronik des Arnold von Lübeck und der 

1) a. a. 0. cap. 5. 

2) Kohlmann, die Braunschweigische Keiinchronik auf ihre Quellen 
geprüft. Kiel 1876. S. 57 f. 


Digitized by Goo 


Original from 

HARVARD UNfVERSITV 



Generated on 2020-09-28 18:27 GMT / https://hdl.handle.net/2027/hvd.hx3db6 

Public Domain in the United States, Google-digitized / http://www.hathitrust. 0 rg/access_use#pd-us-g 00 gle 


10 


Kölner Königschronik, Bestätigungen und etwa ergänzende 
Nachrichten beigebracht werden; die in der Beimchronik bei 
der Erzählung ähnlicher Ereignisse häufig wiederkehrenden 
Ausdrücke und Wendungen gestatten doch nicht, dass man 
ihren Angaben für jeden Fall unbedingt Glauben schenke. 

Dass der ersten Heerfahrt, die Philipp gegen Otto an den 
Niederrhein unternahm, ein Reichstagsbeschluss 1 ) vorhergegangen 
sei, bestätigt Arnold von Lübeck, nach dessen Bericht die bei 
der Wahl Philipps zu Mainz anwesenden geistlichen und welt¬ 
lichen Fürsten aus Franken, Sachsen, Schwaben, Bayern und 
Thüringen an der sich anschliessenden Heerfahrt teilgenommen 
haben. Den Beschluss selbst erwähnt Arnold allerdings nicht, 
aber aus der Aufeinanderfolge von Reichstag und Heerfahrt 
und der Beteiligung der Fürsten an beiden darf man wohl 
schliessen, dass nach vollendeter Krönung auf dem Reichstage 
über einen Kriegszug berathen worden sei. Zu dem Jahre 

1200 erzählt die Reimchronik, dass in Magdeburg ein Reichs¬ 
tag abgehalten und auf ihm eine Heerfahrt gegen Braunschweig 
beschworen worden sei. 2 ) 

Noch schlechter sind wir über die Feldzüge der Jahre 

1201 und 1202 unterrichtet. Die Reimchronik 3 ) ist die einzige 
Quelle, aus der wir die Nachricht schöpfen, dass alle Fürsten 
im Jahre 1201 auf einem Tage zu Halle dem König Heeres¬ 
folge geschworen haben; und ferner, dass König Otto zuYerden 
seine Anhänger um sich versammelt habe, um sie eine Heer¬ 
fahrt gegen die Fürsten des Ostens beschwören zu lassen. 4 ) 


1) Braunschw. Rehr. (M. G. Deutsche Chroniken II) 

y. 5063: Dha wart gesvoren und genomen 
Philippo eyn hervart ober Rin. 
cf. Ara. Lub. c. 6, 2. SS. XXI, 213 f. 

2) v. 5314 ff. Die Angabe bezieht sieh auf das Reichsfest zu Magde¬ 
burg, 'Weihnachten 1199. Für dieses sind Hauptquelle die Gesta epp. 
Halberstad. SS. XXIII, 113. Dazu: Sachs. Weltchr. e. 343. Henrici Chron. 
Lyvon. SS. XXIV, 244. Ein Heerfahrtsbeschluss .wird nur in der Reim- 
chronik erwähnt. 

3) v. 5584 ff. Nach Winkelmann, Philipp von Schwaben, S. 253, 
Anm. 3, fand der Tag im Jahre 1202 statt. 

4) Br. Rehr. v. 5692 ff. 
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Während uns für das Jahr 1203 die Reimchronik in dieser 
Beziehung in Stich lässt, vermögen wir aus Angaben der 
Klosterchronik von St. Gallen 1 ) und der Reinhardsbrunner An¬ 
nalen zu schliessen, dass, wenn nicht ein Reichstag, so doch 
ein Hoftag zur Beratung über eine Heerfahrt gegen den Land¬ 
grafen von Thüringen von Philipp angesetzt worden sei. . 

Die bis jetzt angeführten Quellenstellen ergeben wohl das 
Resultat, dass die Heerfahrt auf einem Reichstage von den Fürsten 
beschworen zu werden pflegte, aber nicht den Beweis, dass 
die Fürsten gemeinschaftlich mit dem Könige den Beschluss 
zum Kriege fassten. Einen offiziellen Reichstagsbeschluss, dass 
ein Feldzug unternommen werden solle, berichtet erst die 
Kölner Königschronik zum Jahre 1205 ; 2 ) in Betreff der Krö¬ 
nungsfahrt Ottos IV. nach Rom erfahren wir wiederum nur, 
dass vorher ein Reichstag stattgefunden hat. 3 ) Zum Jahre 1214 
erwähnt die Fortsetzung der Kölner Königschronik, dass zu 
Koblenz ein Kriegszug gegen die Stadt Aachen beschworen 
worden sei; 4 ) der Verhandlungen über eine zu unternehmende 
Heerfahrt auf einem im folgenden Jahre zu Andernach abge¬ 
haltenen Tage gedenkt Reiner von Lüttich. 5 ) Die eingehendsten 
Berichte endlich über die Beschlussfassung zu Reichsheer¬ 
fahrten besitzen wir für die Romfahrt Friedrichs II. und des¬ 
selben Kaisers Heerfahrt gegen die rebellischen Lombarden im 
Jahre 1235. 6 ) 

1) Cas. S. Galli cont, II. SS. II. 162: Quarto anno ad curiam Ravinsburc 
vocatus (abbas) expeditionem in lantgravium Thuringie promisit. — Ann. 
Reinhardsbr. ed. AVegele S. 96: Abinde Philippus manifestus lantgravio 
kostis efficitur, compollit ad eius expugnationem coniuraro principes, arma 
preparari, armorum et expoditionis dies indicitur. 

2 ) Ann. Col. max. SS. XVII, 820; cf. Ohron. reg. cont. SS. XXIV, S. 9. 

3) Cont. Admunt. SS. IX, 591; Otto Sambias. SS. XX, 332. 

4) SS. XXIV, 18. 

5) SS. XVI, 673. Ein colloquium apud Anderiiacum erwähnen auch 
Ann. Coi. SS. XVII, 827. Cf. S. 17, Anm. 2. 

6) Huillärd-Breholles, Hist. dipl. Fr. II. (weiterhin abgekürzt: Huill.) 
I, 753 ; VI, 3 ff. cf. S. 14. Anm. 2. Wenn Fischer, Teilnahme dev Reichs¬ 
städte, S. 10, sagt, dass der König zur Romfahrt der Beschlussfassung und 
Zustimmung von Seiten der Reichsstände nicht bedürfe, sondern dass „nach 
altem Recht und langer Gewohnheit“ diese verpflichtet waren, sobald der 
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In Italien bedurfte es, um die einheimischen Streitkräfte 
aufzubieten, keines Reichstages; Friedrich II. aber hat, wenn 
er ein allgemeines Reichsheer um sich versammeln wollte, an 
dem Gebrauche in der Art festgehalten, dass er die deutschen 
Fürsten zu einem Reichstag nach Italien entbot und zwar, wie 
jedesmal ausdrücklich hervorgehoben wird, mit ihrer bewaffneten 
Mannschaft, damit die Heerfahrt, die der Reichstag beschliessen 
sollte, sofort angetreten werden konnte. 1 ) 

Nach den Jahren 1235 und 1238, in denen der Reichs¬ 
krieg gegen die Lombarden auf den Reichstagen zu Mainz und 
Yerona beschlossen wurde, ist innerhalb unserer Periode kein 
Reichstag mehr zu verzeichnen, auf dem eine allgemeine Reichs¬ 
heerfahrt zur Verhandlung gekommen wäre. Die politischen 
Verhältnisse erklären zur Genüge diesen Umstand; FriedrichII. 
fand in dem letzten Jahrzehnt seiner Regierung Unterstützung 
nur bei seinen italischen Anhängern und im Königreiche 
Sizilien; in Deutschland begannen die heftigsten Parteikämpfe, 
welche das Reich seiner Auflösung entgegenführten und in 
Folge derer ein allgemeiner Reichstag, wie ein Reichsheer nicht 
mehr zustandekamen. 2 ) 

König zu diesem Zwecke die Alpen überschritt, ihre Kontingente zu stellen, 
so mag das allenfalls für die Romfahrt Ottos seine Richtigkeit haben, da 
uns die vorhandenen Quellen zu dieser nur die Fakta eines Reichstags und 
eines von den Fürsten geleisteten Schwures berichten. Friedrich II. aber 
hat seine Krönungsfahrt nach Rom auf einem Reichstage zur Verhandlung 
und Beschlussfassung gestellt. 

1) Diese Massregel Friedrichs ist besonders ersichtlich aus den Vor¬ 
gängen der Jahre 1226 und 1238, in welchen Friedlich an den deutschen 
König, das eine Mal an seinen Sohn Heinrich, das andere Mal an Konrad, 
Aufgebote erlassen hat zu Reichstagen nach Cremona und Verona, auf denen 
die lombardischen Angelegenheiten zur Sprache gelangen und Kriegs¬ 
beschlüsse gefasst werden sollten. Desgleichen ergingen auch Aufgebote an 
die deutschen Fürsten (universos et singulos) LL. II, 325. Cf. zu 1226: Ann. 
Col. max. SS. XVH, S. 840. Ann. lan. SS. XVIII, 159; Huill. H, 549. 
Zu 1238: Rieh. Sangerm. SS. XIX, 375; Ann. Plac. Gib. SS. XVIII, 479; 
Ann. Veron. SS. XIX, 11. Chron. Brix. Muratori SS. XIV, 910. 

2) Der Tag zu Esslingen vom 19. Mai 1241, auf dem der Kreuzzug gegen 
die Tataren beschlossen wurde (LL. H, 339), war nach Wacker a. a. 0. kein 
Reichstag. — Heinrich Raspe brach mit seinen Anhängern sofort nach dem 
Reichstag zu Frankfurt, der ihm die deutsche Königswürde brachte, gegen 
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Über die Form, in welcher die Verhandlungen über eine 
Reichsheerfahrt sich auf dem Reichstage bewegten, geben uns 
die Quellen nur dürftige Nachrichten. Doch lässt sich soviel 
erkennen, dass Verhandlungen und Beschluss auch in unserem 
Zeiträume sich in der Form der gerichtlichen Urteilfindung 
abwickelten, was Weiland für die vorhergehende Periode nach¬ 
gewiesen hat. 1 ) Das lehren uns die Rechtsbücher, wenn sie 
bestimmen, dass der Herr den Lehnsmann nur dann zum 
Reichsdienst — und es wird in den betreffenden Artikeln 
speziell von der Reichsheerfahrt gesprochen — aufbieten darf, 
wenn ihm vorher derselbe „mit Urteilen geboten 44 worden sei. 2 ) 

In den meisten Fällen nun stellt der König nach Darlegung 
des Sachverhaltes den Antrag auf nine Heerfahrt, oder er 
fordert, wie sich die Quellen öfters ausdrücken, 3 ) von den 
Fürsten Hilfe. Doch war auch ein jeder der auf dem Reichs¬ 
tage anwesenden Fürsten berechtigt, einen derartigen Antrag 
zu stellen. Ein solcher Fall wird zum Jahre 1205 berichtet. 
Erzbischof Adolph von Köln, von den Bürgern und deren An¬ 
hang aus seiner Stadt vertrieben, brachte auf einem Tage zu 
Speyer seine Klage vor und verlangte vom Reiche Hilfe. So¬ 
weit stimmen die beiden Quellen, die uns diesen Vorfall er¬ 
zählen, überein. 4 ) Die Kölner Königschronik fügt dann noch 
hinzu, dass von den Fürsten ein Urteilsspruch gefällt wurde, 
auf Grund dessen König Philipp die Heerfahrt ansagte. Die 
Worte iudicio principum in der Quelle berechtigen zu der 


das heranrückende Heer Konrads auf, ohne dass ein besonderer Beschluss 
gefasst wurde. Hahn, Coli, monum. I, 253. Ellenhardi Chron. SS. XVI, 121. 
— Auch König Heinrich (AHI.) hatte vor dem Antritt zu der Heerfahrt 
gegen den Herzog von Bayern (1233) nicht den Beschluss eines Reichstages 
eingeholt, sondern die Fürsten und Edlen auf verschiedenen Hoftagen ein¬ 
zeln aufgeboten. Ann. Col. 843. Ann. Marbac. SS. XVII, 177. 

1) a. a. 0. S. 115. 

2) Ssp. Lehnr. 46, 3. Auctor vetus I, 108. Schwab. Lehnr. Lassberg 83. 

3) Ann. Marb., 178. Et postulavit a principibus auxilium contra 
Lombardos. — Ann. Scbeftlar. SS. XVII, 340. 1233. Rex — curiam in 
Wirzeburch celebravit, ibique expoditionem in Bawariam adversus ducem 
in futurum annum proposuit, auxilia principum super hoc deposcens. 

4) Ann. Col. max. 820. Chron. reg. cont. SS. XXIV, 9. 
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Annahme, dass eine gerichtliche Urteilfindung hier stattgehabt 
hat, dass also der König einen der Fürsten um sein Votum 
^gefragt, dieser, sei es sofort, sei es nach einer Beratung, mit 
den übrigen Fürsten;, dasselbe abgegeben hat, oder in der 
Weise, dass Philipp die ganze Versammlung zur Meinungs¬ 
äusserung aüfgefordert, und diese nach einer Beratung, durch 
einen Sprecher ihr Urteil abgegeben hat. 1 ) 

Doch ist in diesem Falle auch möglich, dass der Reichstag 
sich als Reichshofgericht konstituierte und dass die Ansage der 
Heerfahrt durch Philipp die Folge eines Urteilspruches war, 
der die Stadt Köln , als des Hochverrates schuldig erklärte. 2 ) 
Gleichwohl wird nicht anzuzweifeln .sein, dass der Beschluss, 
eine Heerfahrt zu unternehmen, in derselben Weise, wie ein 
gerichtlicher Urteilsspruch, von den Fürsten gefunden wurde, 
und dass der König in Ausübung dieses Beschlusses die Heer¬ 
fahrt ankündete. In dieser Weise stellt Friedrich II. die Ver¬ 
handlungen zu wiederholten Malen dar. So schreibt er 1220 
an den Erzbischof von Köln, dass er auf seine, des Erzbisehofes, 
und der anderen Fürsten Anordnung hin, die Fahrt nach Rom 
antrete. 3 ) Auch die Berichte über den gegen die aufrührerischen 
Lombarden gefassten Reichstagsbeschluss ‘ vom Jahre 1235 
bringen dasselbe Verhältnis zwischen König und Fürsten zur 
Darstellung 4 ) und lassen erkennen, wie bei einem Beschluss 
über eine Reichsheerfahrt die Stände des Reichstages, d. s-. die 
Fürsten, „unter dem Vorsitz des Königs die ihnen.verfassungs- 


1) cf. Wacker S. 51 ff. 

2) In der Continuatio S. 10 wird Köln als maiestatis rea bezeichnet. 

3) Huill. I, 753. 

4) Huill. VI, 3 ff. (Rechtfertigungsschreiben Friedrichs): Curia congre- 
gata — fuimus ab universis principibus et exquisita totius curie delibera- 
tione submoniti acclamante nobis universitate presentium, ut ad reqmrendam 
Italiam — cum exercitu venirennis. Ebenda sagt Friedlich, noch einmal, 
er habe iuxta prestitum nobis universale consilium die Fahrt angetreten. 
Ein Schreiben Gregors: M. G. Epp. s. XIII, B. I, 556: — quod ipse 
(Fridejicus) de prineipum sollempni consilio super dicto negotioetc. 

Ferner aus dem Brief der Reichsfürsten an Brescia b. Hahn. coli, 
mon. I, 230: — deliberatum fuit nobis et aliis principibus assitantibus — 
eomcilium inembra in corpore Lombardie — reformare. 
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massig zustehenden Rechte der Mitregierung ausübem“ l ) In 
dem angeführten Schreiben 2 ) Friedrichs wird auch noch die 
Akklamation erwähnt. Ob regelmässig den Beschlüssen der 
Fürsten eine solche Akklamation erteilt zu werden pflegte, 
lässt sich, da wir sie sonst nirgends genannt finden, nicht fest¬ 
stellen, 

Hatten nun die Fürsten durch ihren Beschluss der Heer¬ 
fahrt ihre Zustimmung erteilt, so lag dem Könige die Publikation 
des Beschlusses ob, welche zugleich die offizielle Ansage, wann 
die Heerfahrt beginnen sollte, und an welchem Orte sich die 
Teilnehmer zu versammeln hatten, enthalten musste. Die volle 
Verbindlichkeit aber der Fürsten, mit ihren Kontingenten sich 
dem Könige zu stellen, wurde auch in unserer Periode, wenigstens 
in der ersten Hälfte derselben, durch die feierliche Ableistung 
eines Eides herbeigeführt. Im folgenden sind die Belegstellen 
der Reihe nach angeführt, welche für das Vorkommen der 
Ansage und des Eides aus den Quellen geschöpft werden 
konnten; es wird sich daraus die Frage beantworten lassen, 
bis zu welcher Zeit der Gebrauch, die Heerfahrt zu beschwören, 
von den Fürsten geübt wurde; 3 ) dann wird sich aber auch 
noch genauer bestimmen lassen, ob die offizielle Ansage durch 
den König dem Schwur der Fürsten vorangegangen sei, oder ob 
das umgekehrte Verfahren auf dem Reichstage stattgefunden 
habe. 

Zunächst haben wir für das Vorkommen des Eides bei 
Gelegenheit von 4 Heerfahrten der Könige Philipp und Otto 
in den Jahren 1198 —1202 als einzige Quelle die Braun- 
schweiger Reimchronik. 4 ) Besser bezeugt sind Ableistungen 

1) Wacker, Reichstag S. 59. 

2) Huill. VI, 3. s. S. 14. Anm, 4. 

3) Die Unrichtigkeit der Ansicht Weilands (a. a. 0. S. 121 f.), dass 
der Eid unter der Regierung Heinrichs VI. abgekoinmen sei, ist schon 
von Baltzer, S. 23, unter Hinweis auf den Schwur der Fürsten zu Mainz 
1235 dargelegt worden. 

4) v. 5063 f.; v. 5329 ff.; v. 5584 ff.; v. 5692 ff. Ein eidliches Ver¬ 
sprechen ist es wohl auch, das der Abt von S. Gallen dem Könige zu 
Ulm giebt: Cas. S. Galli cont. II SS. II, 162. — eodemque anno ad cuviam 
Ulme habitam 30 marcas expendit expeditiouem ad episcopum Erbipolensem 
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des Eidschwures in den folgenden Jahren. So erzählen die 
Reinhardsbrunner Annalen zu 1203 (S. 96): Philippus compellit 
ad eius (lantgravii) expugnationem couiurare principes, arma 
preparari et armorum et expeditionis dies indicitur. 1 ) Ferner 
die Fortsetzung der Kölner Königschronik zu 1205 2 ): Jurant 
ergo sibi mutuo rex cunctique principes et ad expeditionem 
hanc in Octobri celebrandam sacramentalibus se iuramentis 
vicissim obligaverunt. 3 ) 

Über die Ansage seiner Romfahrt von seiten König Ottos 
und den Eid der Fürsten, daran teilzunehmen, gehen die Quellen¬ 
berichte auseinander. Während die Annalen von Admunt einen 
Reichstag zu Nürnberg erwähnen, auf welchem: „ipsa expeditio 
in Italiam et versus Romam a principibus iuratur u , erzählt Otto 
von S. Blasien von einem generale Colloquium, auf dem zu 
Hagenau der König den Fürsten die Heerfahrt ansagt. Ficker 
löst die Schwierigkeit dadurch, dass er beide Fakta, Eid und 
Ansage, auf einen Tag zu Nürnberg zusammenlegt, 4 ) der nach 

promisit. Der Tag zu Ulm wird sonst nicht erwähnt. Die Angabe bezieht 
sich jedenfalls auf einen Zug Philipps nach Würzburg, Ende des Jahres 1202. 
cf. Chron. mont. sereni SS. XXIII, 170. 

1) Vergl. zur Geschichte dieses Feldzuges: Am. Lub. SS. XXI, 216. 
Ann. Col. SS. XVII. 811. Chron. Sampetr. (Gesch. qu. d. Prov. Sachsen I), 47. 
Br. Rehr. v. 5716 ff. Sachs. Weltchr. S. 237. 

2) SS. XXIV, 9. Ann. Col. 820 haben nur die Ansage. 

3) Diese Stelle lehrt zugleich, dass, worauf schon das coniurare 
= zusammenschwören, in den Reinhardsbrunner Annalen hinwies, nicht 
nur die Fürsten dem Könige, sondern auch die Fürsten untereinander für 
den bevorstehenden Feldzug Kriegshilfe geschworen haben. Darin ist eine 
alte Sitte zu erkennen, nach welcher sämtliche Kampfgenossen vor der 
Schlacht, einer dem andern, Hilfe zugeschworen haben. Belehrend für 
diese Sitte sind Stellen bei Widukind, auf welche mich Prof. G. Voigt 
gütigst aufmerksam machte; cf. SS. JH, 433: primo diluculo dato signo 
sacramentoque accepto, prim um ducibus, deinde unusquisque alteri operam 
suam sub iuramento promittebat. ad presens bellum. Ähnlich S. 434 und 458. 

4) Reg. 266 a. Cf. Ann. Admunt. SS. IX, 591. Otto Sambias. 
SS. XX, 332. Mit Benutzung des letzteren erwähnen nur die Ansage die 
Ann. S. Trudperti SS. XVII, 293. Über die Ungenauigkeit der Daten 
Ottos in dieser Zeit s. Thomae: die Chronik des Otto von S. Blasien S. 68. 
Die betr. Urkunde bei Boehmer, Acta S. 209. 20. Febr. Nürnberg — cum 
sub frequentia principum curiam ßollemnem celebraremus. 
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der in der Anmerkung angeführten Urkunde Anfang Februar 
stattfand, im Gegensatz zu den Annalen von Admunt und der 
Chronik des Otto von S. Blasien, welche in der Angabe des 
Datum, Anfang März, übereinstimmen. — 

Eine alleinstehende Nachricht, betr. den Schwur der Fürsten 
auf einem Reichstage, zu einer Heerfahrt nach Lombardien 
Truppen zu stellen, ist enthalten in einem Briefe des Legaten 
Friedrich von Trient an die Gemeinde von Kremona. 1 ) — 

Die Heerfahrten, die Friedrich II. in den Jahren 1214 und 
1215 unternommen hat, sind nach den Quellen 2 ) auf einem 
Reichs- bez. Hoftage von den Fürsten beschworen worden. Ein 
eigentümliches Verfahren hat Friedrich im Jahre 1219 einge¬ 
schlagen. Nicht auf einem allgemeinen Reichstage, sondern 
nacheinander auf zwei Tagen, zu Nürnberg und Augsburg, 
hat er die Fürsten, und zwar jedesmal andere, wie er in sei¬ 
nem Schreiben ausdrücklich hervorhebt, Heeresfolge nach Rom 
schwören lassen. 3 ) 

Als Friedrich n. dann nach langer Abwesenheit wieder 
nach Deutschland zurückgekehrt war, hauptsächlich in der Ab¬ 
sicht, aus dem ganzen Reiche ein Heer zu einem entscheidenden 
Kriegszug gegen die aufständischen Lombarden zu sammeln, 
berief er die Fürsten zu einem Reichstage nach Mainz. Hier 
ist zum letztenmal die Teilnahme an einer Reichsheerfahrt be¬ 


ll Boehmer, Acta S. 635. Der Brief ist ohne Datum. Ficker ver¬ 
legt in den Regesten die Handlung auf einen Reichstag zu Regensburg 
im Februar 1213. 

2) Zu 1214: Chron. reg. cont. 18. Zu 1215 : Tag zu Andernach, 
Rein. Leod. SS. XVI, 673. Ann. Col. 827. Chron. reg. c. Chron. S. 19. 

3) Friedrich an Honorius: Winkelmann, Acta I, 151 — quia in 
curia apud Nuremberch sollempniter celebrata recepto a quibusdam prin- 
cipibus, qui illuc convenerant, iuramento de itinere nobiscum arripiendo 
disposuimus aliam curiam celebrare Auguste, ubi recepimus ab aliis 
principibus iuramenta. Danach sind beide Tage als Reichstage aufzu¬ 
fassen. Für den von Nürnberg bestätigt es die Zeugenreihe bei Huill. 
I, 696 f. Cf. über ihn auch Ann. S. Rudb. Salisb. SS. IX, 781. — Zum 
Tag von Augsburg: Huill. I, 713 (ohne Zeugen). — Wacker, a. a. 0.107 
bezeichnet nur den von Nürnberg als Reichstag; Ficker Reg. 1062 a. 
auch diesen nur als grossen Hoftag. 
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schworen worden; die verschiedenen Berichte 1 ) erzählen, dass 
jeder Fürst einzeln und persönlich den Eid geleistet habe, durch 
welchen er sich verpflichtete, zu einer bestimmten Zeit sein 
Kontingent zu stellen und so lange im Heere auszuhalten, bis 
die reichsfeindlichen Lombarden vollständig besiegt seien. Der 
Feldzug musste dann im Winter 1236 plötzlich abgebrochen 
werden, da der Aufstand des Herzogs von Österreich die An¬ 
wesenheit des Kaisers und seines Heeres diesseits der Alpen 
verlangte. Im Jahre 1237 ist dann Friedrich wiederum mit 
einem Heere nach Italien aufgebrochen, ohne dass es eines 
erneuten Reichstagsbeschlusses und eines Eides von seiten der 
Fürsten bedurft hätte; die letzteren hielten sich w r ohl noch 
durch das zu Mainz gegebene Versprechen für gebunden. 2 ) 

Der Reichstag zu Mainz war, wie wir oben 3 ) sahen, der 
letzte innerhalb unserer Periode in Deutschland, auf dem eine 
Reichsheerfahrt beschlossen wurde. Auch den Eid der Fürsten 
finden wir hier zum letztenmale. In Italien hatten wir einen 
von deutschen Fürsten besuchten Reichstag, auf dem eine Heer¬ 
fahrt zur Sprache kam, noch zum Jahre 1238 zu verzeichnen. 
Dadurch, dass die Fürsten mit bewaffneter Mannschaft der 
Ladung zum Reichstage Folge leisteten, gaben sie schon ihre 
Bereitwilligkeit zur Teilnahme an dem Feldzuge zu erkennen; 
einer eidlichen Versicherung bedurfte es also nicht. 4 ) 

1) Cf. die Schreiben Friedrichs: Huill VI, 3 f.: promittentibus 
singnlis; — Huill. IV, 759: iuramento super hoc per eosdem principes 
corporali prestito, in principio tune futuri mensis Aprilis ipsos Lombardos 
aggredi. S. Schreiben der Reichsfürsten bei Hahn: Collectio monu- 
ment. I, 230. — Ann. Scheftlar. SS. XVII, 340: Fridericus rex curiam 
apud Maguntiam celebravit, ubi primo inter principes de pace iuratum 
est et de expeditione valida in Longobardiam. 

2) Hahn. a. a. 0. Danach sollte die Heerfahrt so lange dauern: 
„donee superbia humiliata rebellium — omnia disponantur.“ Die deutschen 
Fürsten sind 1237 noch ebenso kampfbereit gewesen, wie 1235. S. den 
Brief Herrmanns von Salza an den apostolischen Legaten: Huill. V, 
93 f. (Juli 1237): — qui (principes) non per composicionis formam, sed 
fnso sanguine prout arma furens imperiuin exigit, vellent Lombardos 
imperio subici. 

3) s. S. 12. 

4) Cf. S. 12 Anm. 1. 
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Das letzte allgemeinere Unternehmen innerhalb unseres 
Zeitraumes ist der gegen die Tataren geplante Kreuzzug ge¬ 
wesen; an Stelle des Eidschwures verpflichtete aber in diesem 
Falle die Annahme des Kreuzeszeichens zur Teilnahme. 1 ) 

Die Heerfahrt Konrads IV. nach Italien galt dem König¬ 
reiche Sizilien, 2 ) nicht der Kaiserkrone; sie wurde weder auf 
einem Reichstage beschlossen, noch beschworen. 3 ) 

Wenn nun der Gebrauch, dass die Fürsten die Teilnahme 
an der Reichsheerfahrt auf einem Reichstage beschworen, in¬ 
folge der politischen Verhältnisse in Wegfall kam, so lebte 
doch das Andenken an diese alte Sitte noch im Volke fort. 
Das geht hervor aus einer Stelle des Deutschenspiegels, an 
welcher dieser in einer ihm vor den anderen Spiegeln eigen¬ 
tümlichen Weise auseinandersetzt, wie Kaiser Karl auf einem 
Reichstage zu Mainz eine Heerfahrt gegen die Römer zur 
Sprache bringt; der Spiegel fährt dann fort: da swuoren sein 
fürsten und die herren und des reiches dienstman mit im ein 
hervart für rome. 4 ) 

1) Dagegen lässt das Mandatum Konrads erkennen, dass eine 
offizielle Ansage erfolgt ist. LL. II, 339: — proponentes in octavo 
instantis festi Johannis baptisterii nostrum feliciter exercitum apud 
Nuremberc congregare. 

2) Petrus de Vineis. Epp. HI, 73; Boehmer, Fontes II, 227 f. 

Dasselbe gilt auch von dem unglücklichen Kriegszuge des letzten 

Staufers* 

3) Es möge im Anschluss hieran noch eine auffällige Nachricht 
betr. eine beabsichtigte Romfahrt König Wilhelms Platz finden, die zwar 
nicht den Eid der Fürsten, wohl aber die Ansage des Termines durch 
den König enthält. Sie findet sich in der Chronik des Nauclerus (Ausg. 
v. 1516. fol. 224 b. und 225 a.): Rex Guillelmus conventum principum ad 
octavum KaL Julii Colonie fieri mandat, in quo in Italiam pro nancis- 
cenda imperii corona proficisci proponit, utque principes ad quadragesime 
instantis dies Auguste occurrant, indicit. Über die Schwierigkeit in der 
Datirung s. Reg. 5260a. Auch in der neuesten Bearbeitung (0. Hintze: 
Das Königtum Wilhelms von Holland, histor. Studien, H. 15 S. 212 f.) 
musste die Frage nach dem Wert dieser Angabe unentschieden ge¬ 
lassen werden. 

4) Ed. Ficker, 32 b. Die Abfassungszeit fällt nach Ficker (Wiener 
Sitz.-Ber., phil.-hist. CI. B. 23, S. 289) um das Jahr 1260. Als Quelle 
für die betr. Erzählung nennt Ficker, a. a. 0. 162 f., die Kaiserchronik, 

2 * 
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In den bisherigen Ausführungen ist immer nur von dem 
Eid, den die Fürsten des Reiches leisteten, die Rede gewesen. 
Da muss es nun auffallen, dass der Verfasser des Deutschen¬ 
spiegels an dieser Stelle auch die Herren und Reichsdienst¬ 
mannen dem Kaiser Heeresfolge schwören lässt. Dafür, dass 
auch die nicht gefürsteten Edlen au dem Schwure sich be¬ 
teiligt haben, ist mir nur noch ein Beispiel aus der Braun¬ 
schweiger Reimchronik bekannt geworden. 1 ) Die Ableistung 
eines Eides bei Gelegenheit einer Reichsheerfahrt durch die 
Reichsministerialen aber wird sonst nirgends erwähnt. Wenn man 
jedoch die einflussreiche Stellung derselben in unserer Periode, 
die sie auch bei den Verhandlungen auf dem Reichstage ein- 
nahmen, 2 ) berücksichtigt, so wird man der Angabe des Deutschen¬ 
spiegels doch einige Wahrscheinlichkeit einräumen müssen. 

Um nun noch die aufgeworfene Frage, ob nach dem von 
den Fürsten gefassten Beschlüsse erst die offizielle Ansage, 
oder zunächst der Eid der Fürsten erfolgte, zu beantworten, 
müssen wir die beigebrachten Quellenbelege rasch überblicken. 
Nur eine Quelle 3 ) sagt ausdrücklich, dass erst die Fürsten 
geschworen hätten und dann der König den Termin der Heer¬ 
fahrt verkündet hätte. Die anderen Zitate erwähnen sämtlich 
entweder nur den Eid oder nur die Ansage. Daraus aber, 
dass nach den meisten 4 ) der Eid zugleich die Verpflichtung 
enthielt, am bestimmten Tage und Orte zur Heeressammlung 
einzutreffen, darf man wohl mit ziemlicher Sicherheit schliessen, 
dass der König, indem er den Beschluss der Fürsten noch 
einmal als den vom Reichstag gefassten publizierte, sofort die 
Heerfahrt ansagte, das heisst, den Termin und Ort, an welchem 
die Sammlung des Heeres stattfinden sollte, bestimmte; und 
dass darauf die Fürsten den Eid leisteten. 

oder, da in ihr die Angabe über den Reichstag fehlt, eine ihrer Über¬ 
arbeitungen. 

1) v. 5329 ff. 

2) s. Wacher a. a. O. S. 61. 

3) Ann. Reinhardsbr. S. 96. s. S. 16. 

4) Br. Rehr. vv. 5332, 5591, 5673; Chrou. reg. cont. S. 9; Boehmer 
Acta 635; Cliron. reg. cont. 18; Huill. IV, 759. 
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Dass nun über den Beschluss des Reichstages, eine Heer¬ 
fahrt anzutreten, in der königlichen Kanzlei, wie über sonstige 
Reichstagsbeschlüsse, eine Urkunde ausgestellt worden sei, lässt 
sich nicht mit Sicherheit beweisen, da aus unserem Zeiträume 
keine Angabe, soweit mir wenigstens bekannt geworden ist, 
darüber vorhanden, und auch keine derartige Urkunde erhalten 
ist. Der Beschluss musste aber denjenigen Fürsten, die auf 
dem Reichstage nicht anwesend gewesen waren und die, wie 
wir später sehen werden, ebenfalls zur Teilnahme an der Heer¬ 
fahrt verpflichtet waren, mitgeteilt werden. Das geschah mit¬ 
telst einer Aufgebotsurkunde; erhalten ist aus unserer Periode 
keine, die sich auf einen vom Reichstag gefassten Beschluss 
bezieht, nur eine Hindeutung darauf macht Konrad von Pfäffers, 
wenn er zum Jahre 1220 berichtet, dass der Abt von St. Gallen 
von Friedrich II. ein Aufgebot zu dessen Romfahrt, die ja 
beschlossen und beschworen worden war, erhalten habe. 1 ) 

In dem bisherigen Yerlauf der Darstellung sind nur die¬ 
jenigen Reichsheerfahrten, welche als allgemeine bezeichnet 
werden konnten, behandelt worden. Um aber ein möglichst 
vollständiges Bild davon zu erhalten, auf welche Weise die 
Könige ihre Heere zusammenbrachten, müssen wenigstens in 
Kürze noch diejenigen Heerfahrten berücksichtigt werden, 
welche jenen Charakter der allgemeinen nicht an sich tragen, 
da die Mannschaften, die zu denselben gestellt werden, nur 
aus den eine stete Begleitung der Könige bildenden Reichs¬ 
ministerialen und von wenigen Fürsten und Grossen des Reichs 
aufgebracht werden. Wenn der Herrscher innerhalb kurzer 
Zeit eines schlagfertigen Heeres bedurfte und es weniger auf 
die Grösse des Unternehmens, als auf die Schnelligkeit in der 
Ausführung ankam, so musste der vom Reichsrecht durch lang¬ 
jährige Gewohnheit vorgeschriebene Weg, einen Reichstag zu 
berufen, um auf demselben das Stattfinden einer Reichsheerfahrt 
zur Verhandlung zu bringen, Beschlüsse zu fassen und die 
Fahrt anzusagen und beschwören zu lassen, als zu langwierig 

1) Cas. S. Galli. SS. IT, 172: Nam in Italiam rege profecturo, cum 
mandatum ab ipso eundi cum exercitu accepisset — 350 mavcis — se 
exemit. 
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erscheinen. In solchem Falle haben die Könige zu dem blossen 
Aufgebote gegriffen, und dasselbe, das sonst erst, nachdem der 
Reichstag schlüssig geworden war, erlassen werden konnte, 
sofort aus eigner Machtvollkommenheit an einzelne Fürsten, 
auf deren Bereitwilligkeit sie sich wohl am meisten verlassen 
konnten, mit Angabe des Termins und des Ortes, an welchem 
der Aufgebotene einzutreffen hatte, ergehen lassen. Leider ist 
kein königliches Schreiben, welches ein solches Aufgebot ent¬ 
hielt und durch besondere Boten überbracht wurde, aus unserer 
Periode auf uns gekommen. Der Aufgebotsbrief Friedrichs II. 
an den Grafen von Provence 1 ) ist, wie aus dem Schreiben selbst 
hervorgeht, die dringendere Wiederholung eines ersten Auf¬ 
gebotes und wird in dem Paragraphen, der den Reichsheer¬ 
dienst der burgundischen Grossen gesondert behandelt, ein¬ 
gehender zu betrachten sein. Dagegen berichten uns die Quellen 
häufig, dass Boten vom königlichen Hofe, wozu auch angesehene 
Grosse, wie im Jahr 1201 der Kanzler des Königs, der Bischof 
von Speyer, verwandt wurden, ausgegangen seien, um eine 
Heerfahrt zu verkünden und Mannschaften aufzubieten. 2 ) 

Als dann in der Zeit des Interregnums die Einheit des 
Reiches zerfiel und es nicht mehr möglich war, einen Reichs¬ 
tag und ein allgemeines Reichsheer zusammenzubringen, konnten 
die Könige ihre Heere, soweit diese nicht aus Söldnerscharen 
bestanden, nur noch auf dem Wege des Aufgebotes bilden. 


1) LL. 11, 325. 

2) 1198 erliess Philipp ein Aufgebot mittelst Boten an den König 
von Böhmen. Br. Rehr. v. 5032 f. cf. dazu auch: Ghron. m. Sereni SS. XXIII, 
167. Br. Rehr. v. 5593 ff. lässt derselbe seinen Kanzler, den Bischof von 
Speyer, ein Aufgebot überbringen. Ferner v. 5192 verkünden Boten 
Ottos über Berg und Thal eine Heerfahrt gegen Philipp. Ein Aufgebot, 
dem kein Reichstag vorhergegangen war, musste auch 1208 nach Ungarn 
und Böhmen erlassen sein, da Philipp zu Bamberg Hilfstruppen aus 
diesen Ländern erwartete. Arn. Lub. SS. XXI, 243. Ann. Reinhardsbr. 
S. 115. Ein Aufgebot Heinrichs (VII) an den Abt von St. Gallen wird bei 
Conr. de Fabaria SS. H, S. 180 erwähnt. Konrad v. Würzburg (Otte mit 
dem Barte, ed. Jahn v. 402 ff.) schildert eingehend, wie Kaiser Otto von 
Apulien aus überall in deutschen Landen durch Boten ein Aufgebot 
verkünden lässt. 
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Mit einem derartigen Aufgebot ist nicht zu verwechseln ein 
zweites Aufgebot oder Nachgebot, 1 ) das nach erfolgter Auf¬ 
lösung des Reichsheeres an diejenigen erlassen werden konnte, 
welche bei Sammlung desselben beurlaubt oder zurückgostellt 
worden waren. 

§ 2 . 

Termin und Ort der Heeressammlung. 

Es lässt sich die Frage aufweifen, ob die Könige bei 
Ansetzung des Termines, die sie auf dem Reichstage ohne 
Rücksprache mit den Fürsten nach eigenem Ermessen Vor¬ 
nahmen, gebunden waren, einen gesetzmassigen Zeitraum zwi¬ 
schen der Ansage, eventuell dem Datum des Aufgebotes, und 
dem Tage der Heeressammlung verstreichen zu lassen. Die 
Lehnrechtsbücher enthalten hierüber die bekannten Vorschriften, 
dass der Herr den Vasallen zu einer Heerfahrt in deutschen 
Landen 6 Wochen vor dem Beginne derselben auf bieten solle, 
während er das Gebot, ihm auf der Krönungsfahrt des deutschen 
Königs nach Rom Folge zu leisten, ein Jahr, 6 Wochen und 
3 Tage vor dem Aufbruch des Reiehsheeres ergehen lassen 
solle. 2 ) Ob nun diese theoretischen Bestimmungen thatsächlich 
eingehalten werden konnten, oder ob sich irgend welche andere 
gesetzmässige Fristen naclnveisen lassen, muss die Untersuchung 
ergeben. 

Weiland ist für den Zeitraum, den er behandelt hat, zu 
den Resultaten gekommen, dass das Reichsrecht keine genauen 
Bestimmungen über einen Termin kannte, weder für eine Heer¬ 
fahrt diesseits, noch für eine solche jenseits der Alpen, und 
dass der Zeitraum von Jahr und Tag in der Constitutio de 
expeditione Romana von einem einzelnen Falle aus dem Jahre 
1189 hergenommen sei. 3 ) Dagegen macht Ficker 4 ) geltend, dass 

1) Weiland S. 150 f. 

2) Anctor vetus 19 u. 14; Saclissp. Lelinr. 4, 1 u. 3; Schwabensp. 

Lelmr. (Lassberg) 8. 

3) Weiland a. a. O. S. 130 ff. 

4) Über die Entstehungsverhältnisse der constitutio de exped. Rom. 

Separatabdruck S. 11. 
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auch die Kölner Dienstrechte die Vorschrift, dass eine Rom¬ 
fahrt ante annum et diem angesagt sein solle, kennen; und 
Baltzer weist darauf hin, dass die Reichsgesetze des 12. Jahr¬ 
hunderts für die Fahrt nach Rom ebenfalls ein competens 
spatium zwischen Aufgebot und Aufbruch verlangen. 1 ) 

Derartige vom König erlassene Reichsgesetze, die von der 
Reichsheerfahrt handeln, sind aus unserer Periode nicht erhalten; 
bei der Wandelbarkeit der deutschen Reichs Verfassung im Mittel- 
alter ist auch nicht anzunehmen, dass diese Gesetze lange Zeit 
Geltung behalten haben; es müssen daher, wenn man die 
gestellte Frage beantworten will, die Zeitabschnitte, welche 
zwischen der Ansage und dem Aufgebot zu einer Heerfahrt und 
der Sammlung des Heeres liegen, soweit sich dieselben bei der 
Ungenauigkeit der Angaben für unsere Periode berechnen lassen, 
zusammengestellt und daraus ein Resultat gezogen werden. 

Weihnachten 1199 fand zu Magdeburg ein Reichstag statt, 
auf dem eine noch vor Johannis 1200 abzuhaltende Heerfahrt 
gelobt wurde; 2 ) das gibt einen Zeitraum von höchstens sechs 
Monaten. 

Mittfasten 1201 — 4. März (nach Winkelmann 3 ) Mittfasten 
1202 = 18. März): Hoftag zu Halle. Die Heerfahrt wird 
ungenau auf den Sommer angesetzt; also nach wenigstens 
3 (resp. 3 1 / 2 ) Monaten. 4 ) 

Ostern 1214 (30. März) Reichstag zu Koblenz. Der Beginn 
der Heerfahrt soll nach Pfingsten stattfinden, also nach sieben 
Wochen. 5 ) 

1. Mai 1215 Tag zu Andernach, auf dem eine Belagerung 
von Köln auf Johannis festgesetzt wird, d. i. nach 7—8 Wochen. 6 ) 


1) a. a. 0. S. 43. Die betreffenden Gesetze finden sich LL. II, 96 
und 113 abgedruckt. 

2) Braunschw. Rehr. v. 5329 ff. 

3) Philipp von Schwaben, S. 253. 

4) Braunschw. Rehr. v. 5588. 

5) Chron. reg. cont. SS. XXIV, 18. 

6) Reiner Leod. SS. XVI, 673. Ann. Col. max. SS. XVII, 827. 
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Die Ansage der Romfahrt Ottos geschah entweder auf 
einem Reichstage zu Nürnberg, Februar 1209,') oder auf einem 
Tage zu Hagenau am 6. März, 2 ) oder auf einem zu Würzburg 
am 24. Mai. 3 ) Die erste Annahme hat am meisten Wahrschein¬ 
lichkeit. Das Heer sammelte sich am 25. Juli, 4 ) nach Ablauf 
von 23 (resp. 20 oder 9) Wochen. — 

Die Romfahrt Friedrichs II. würde zum erstenmale auf 
einem Reichstag zu Nürnberg, Ende Oktober 1219, 5 ) beschlossen. 
Einen Termin, an welchem dieselbe beginnen sollte, geben die 
Quellen nicht an. Nach einem Briefe Friedrichs ist der 
ursprünglich festgesetzte Zeitpunkt auf Ansuchen der Fürsten 
hinausgeschoben worden. 6 ) Die Sammlung des Heeres fand 
nach den Urkunden 7 ) in der Zeit vom 27. Juli bis 17. August 
statt; es erfolgte demnach der Aufbruch des Heeres 9 bis 
10 Monate nach dem Reichstage. 

Am 15. August 1235 tagte der Reichstag zu Mainz; der 
Beginn der Heerfahrt gegen die Lombarden wurde hier auf 
den Anfang April 1236 angesetzt. 8 ) Derselbe fand nach mehr¬ 
maligem Aufschub 9 ) erst am 9. oder 24. Juli statt. 10 ) Nach der 
Anßage wurde also eine Frist von ziemlich 8 Monaten bestimmt, 
während thatsächlich zwischen Ansage und Aufbruch ein Zeit¬ 
raum von 11 Monaten verlaufen ist. — Der Kreuzzug gegen 
die Tataren wurde von Konrad IV. am 19. Mai 1241 angesagt 

1) Reg 266 a. Cont. Admunt. SS. IX, 591 hat das falsche Datum: 
8. März: 

2) s. Winkelmann, Otto. S. 485. W. meint aus einem Brief Ottos 
vom 22. März schliessen zu müssen, dass die Fahrt nicht vor diesem 
Datum angesagt sein könne. 

3) Arn. Lub. SS. XXI, 247. Otto Sambias. SS. XX, 333. 

4) Braunschw. Rehr. v. 6573 und in Übereinstimmung damit die 
Urkunden Reg. 288—290. 

5) Winkelmann Acta I, 151. Ann. S. Rudb. Salisb. SS. IX, 781. 
Huill. I, 694. Cf. Wacker, a. a. O. S. 107. Über einen zweiten Reichs¬ 
tag zu Augsburg s. S. 17. 

6) Winkelmann Acta I, 158. 

7) Reg. 1144—1152. 

8) Huill. IV, 759. 

9) Huill. IV, 889. Ann. Plac. Gib. SS. XVIII, 473. 

10) Huill. IV, 889. Ann. Col. max. SS. XVII, 845. 
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auf die Johannesoktave, d. i. der 1. Juli; der Beginn sollte 
also genau 6 Wochen nach der Ansage fallen. 1 ) 

Aus dieser Zusammenstellung ergeben sich für Heerfahrten 
diesseits der Alpen Zeiträume von 6 Monaten bis herab zu 
6 Wochen. Die Vorschriften der Rechtsbücher sind, wenn wir 
von dem einzigen Palle, dem geplanten Kriegszug gegen die 
Tataren, absehen, nicht befolgt. Ja oftmals wird, wenn es sich 
um ein plötzliches Aufgebot handelte, der Zeitraum von sechs 
Wochen nicht einmal erreicht worden sein. Wenn König Otto 
nach der Braunschweiger Reimchronik 2 ) einmal Boten über 
Berg und Thal rennen liess, die ihm Mannschaften zuführen 
sollten und Aufgebote überbringen, so lag ihm augenscheinlich 
daran, die Krieger in möglichst kurzer Zeit, ehe 6 Wochen 
verstrichen tvaren, bei sich zu haben. Der Wert der Angaben der 
Rechtsbücher ist also in dieser Beziehung ein rein theoretischer. 
Das zeigt sich auch bei den Fahrten über Berg. Die Frist 
von 1 Jahre 6 Wochen und 3 Tagen ist bei den Romfahrten 
Ottos und Friedrichs herabgemindert auf 6, resp. 10 Monate; 
und bei der Heerfahrt gegen die Lombarden von 1236 ist ein 
Zeitraum von 8 Monaten an gesetzt, der dann auf 11 Monate 
verlängert worden ist. Man muss also daraus schliessen, dass 
die Ansetzung des Termins, an dem ein Feldzug beginnen 
sollte, ganz im Ermessen des Königs gelegen hat und dieser 
sich durch keinerlei rechtliche Vorschriften in seinem Vorrechte 
hat beeinflussen lassen. Die Fürsten konnten um Verlängerung 
des Termines nachsuchen, die Gewährung einer solchen hing 
aber ebenfalls allein vom Könige ab. 

Wie der Tag der Heeressammlung vom Könige auf dem 
Reichstage und in den Aufgebotsschreiben angegeben sein 
musste, so auch der Ort. Es wurden als Sammlungsplätze 
zumeist grössere Städte gewählt, in welchen dem Könige und 

1) LL. H, 339. Nebenbei sei bemerkt, dass hier zum letztenmal 
in unserer Periode uns die offizielle Ansage durch den König entgegen¬ 
tritt, wenn wir von der eigentümlichen und alleinstehenden Angabe bei 
Nauclerus betr. den Plan Wilhelms von Holland, eine Fahrt nach Rom 
zu unternehmen, absehen. cf. S. 19 Anm. 3. 

2) v. 5192 ff. 
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seinem Hofe nach dem Reichsrecht Quartier gewährt werden 
musste, während die heranziehenden Truppenkörper in der 
Umgebung der Stadt ein Feldlager zu beziehen pflegten. Als 
Versammlungspunkte werden in den Quellen verschiedene Städte, 
je nach der Richtung, nach welcher sich die Heerfahrten be¬ 
wegen sollten, genannt, z. B. Bamberg, 1 ) Valenciennes, 2 ) Augs¬ 
burg, 3 ) Nürnberg. 4 ) 

Für Heerfahrten über Berg blieb, wie auch in früheren 
Zeiten, der gewöhnliche Sammelplatz der Heere die Stadt Augs¬ 
burg und das Lechfeld; von hier aus liess sich die Alpen¬ 
strasse über den Brenner am leichtesten erreichen. 1235 hatte 
Friedrich II. die Bildung von 2 getrennt marschierenden Heeren 
in Aussicht genommen und bestimmt, dass das eine sich zu 
Basel, das andere zu Augsburg sammeln sollte. 5 ) 

Mit der Sammlung des Heeres ist in vielen Fällen ein 
Reichstag verbunden gewesen, auf welchem die Könige mit 
den Fürsten Kriegsrat gehalten und gemeinsam mit ihnen den 
Feldzugsplan ausgearbeitet haben.* 5 ) 

Regelmässig hat ferner auf dem Sammelplätze eine Musterung 
und Zählung der Streitkräfte stattgefunden. Die Quellen geben 
darüber freilich nur Andeutungen, indem sie nämlich, wenn 
sie überhaupt die Gesamtzahl der Streiter bei einer Heerfahrt 
anführen, dies in unmittelbarer Verbindung mit dem Berichte 
über die Sammlung des Heeres thun; 7 ) ein genaueres Bild 

1) 1208. Arn. Lub. SS. XXI, 243. Ann. Reinhardsbr. 115. 

2) 1214. Guillelm.: De gestis Phil. Aug. b. Bouquet XVII, 94. 

3) 1233. Ann. Col. max., 843. 

4) 1241. LL. II, 339. 

5) Huill. IV, 759. Die geplante Sammlung zu Basel kam nicht 
zustande, da der Aufstand in Österreich die Absendung einer Heeres¬ 
abteilung gegen den Herzog nötig machte und infolgedessen sich die 
gesamten Streitkräfte bei Augsburg konzentrierten. 

6) Chron. Sampetrin. (Stübel) S. 50 zu 1208: Philippus rex — 
deliberationis causa principum colloquium iniit. — Arn. Lub. SS. XXI, 
248 zu 1209: Convenerunt omnes illius terre principes, cum quibus 
habuit mysterium consilii sui, ut ipsis cooperantibus honorifice cuin 
gloria et honore Teutonicorum imperialem perciperet benedictionem. 

7) z. B.: Ann. Col. max. 843. In campis itaque Lici secus Augustam 
fere G milia militum in exercitu regio sunt inventa. 
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eines solchen Vorganges gewähren sie, für unsere Periode 
wenigstens, nicht. Der einzige, der eine Zählung der einzelnen 
Truppenabteihmgen erwähnt, ist Christian Küchenmeister, 1 ) sein 
Bericht bezieht sich aber auch nicht auf eine Reichsheerfahrt, 
sondern auf einen Kriegszug, den der Graf von Habsburg 
gegen den Bischof von Basel unternimmt, wozu ihm der Abt 
von S. Gallen 300 Ritter und Knechte {zuführt, die bei dem 
Marsche des Heeres über die Brücke bei Säckingen gezählt 
werden. 

Ob bei einer Fahrt über Berg eine nochmalige Heerschau 
nach dem Übergange über die Alpen etwa in der Weise, wie die 
von Otto von Freising geschilderte ronealische Musterung, auch 
in unserer Periode abgehalten zu werden pflegte, auf diese 
Frage geben die Quellen keine Antwort. Jedenfalls hat eine 
nochmalige Sammlung der deutschen Truppen und in Verbindung 
damit eine Vereinigung des Reichsheeres mit den italienischen 
Streitkräften stattgefunden. Der Ort dieser Sammlung war 
jedesmal in der Ebene gelegen, die sich südlich vom Austritt 
der Etsch aus den Alpen und vom Gardasee bis zum Po 
erstreckt, in dem Dreieck, das durch die Lage der Städte Verona, 
Peschiera und Mantua gebildet wird. 2 ) 


§ 3. 

Die Verpflichtung zum Reichskriegsdienste. 

Zwei Ansichten über die Natur der Verpflichtung zum 
Reichsheerdienst in der Zeit von Heinrich IV. bis auf Friedrich II. 
stehen sich gegenüber. Eine ältere, für welche besonders 


1) Mitteil, des histor. Vereins zu S. Gallen 1862, I, 19. 

2) 1209. Ann. Plac. Guelf. SS. XVIII, 425. Otto Sambias. SS. XX, 
333; 1220. Nach den Urkunden Huill. I, 847 und Winkelmann I, 160 fand 
eine Lagerung statt „in Mantuano districtu apud villam God“ oder „prope 

i Gode.“ Gode wohl das heutige Goito am Mincio; 1236 wird Verona 

als Sammlungsort genannt. Ann. Veron. SS. XIX, 10; 1238 erwartet 
Friedrich das unter Konrad heranziehende Heer der Deutschen „in campos 
Danielis.“ (Ann. Plac. 479); 1251 sammelt Konrad seine Streitkräfte bei 
Goiti am Mincio, d. i. wohl ebenfalls = Gode. Ann. Veron. 14. 
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Weiland in dem oft zitierten Aufsatze 1 ) eingetreten ist, nimmt 
den Grundbesitz als Grundbedingung und auch als Massstab 
für die Heerespflicht an; es soll danach jeder im Besitz eines 
bestimmten Masses von Grund und Boden befindliche Mann, 
mag sein Gut Allod, Reichslehen oder Herrenlehen sein, zum 
Dienst im Reichsheere verpflichtet gewesen sein. Dagegen ist 
Baltzer aufgetreten mit der Behauptung, dass die Verpflichtung 
ursprünglich nicht vom Grundbesitz bedingt gewesen sei, und 
dass erst später, und zwar nur für die Verhältnisse der 
Ministerialen und Vasallen, die Anschauung aufgekommen sei, 
dass die Dienstpflicht im Reichsheere vom Empfange eines 
Dienst- oder Lehngutes abhängig sei. Auf dem Allod laste 
überhaupt keine Pflicht der Heeresfolge. Weiterhin behauptet 
er, dass nur Lehen aus Reichsgut, nicht Lehen aus Herrengut 
die Verpflichtung zum Reichsheerdienst mit sich bringe. 2 ) 

Beide Ansichten stimmen also darin überein, {lass für die 
Reichslehnsträger das Gut, welches sie vom Reiche zu Lehen 
trugen, die Grundlage ihrer Dienstpflicht gebildet habe; sie 
weichen insofern von einander ab, als nach der einen der Grund¬ 
besitz als solcher das bedingende Prinzip gewesen ist und daher 
auch Herrenlehen und Eigengut die Verpflichtung zum Dienst 
mit der Waffe hervorgerufen habe, während nach der anderen 
das Lehnwesen allein die Grundlage gebildet hat und der 
Reichskriegsdienst überhaupt nur ein Reichslehndienst ge¬ 
wesen ist. 

Wenn es überhaupt schwierig ist, ein derartiges Prinzip, 
nach welchem die Dienstpflicht im Reichsheere in allen Teilen 

1) S. 136 if. .Dieselbe Ansicht haben vor Weiland ausgesprochen: 
Gaupp, Miscellen des deutschen Rechts, bes. in den Bemerkungen über 
den Kriegsdienst der schöffenbaren Leute des Sachsenspiegels, S. 25 f., 
und Laband, Lite rar. Centralblatt 1882, Nr. 24, S. 483. — Ähnlich auch 
Waitz. a. a. O. 125 und 144. — Stenzei, Kriegsverfassung S. 212, spricht 
die Meinung aus, dass alle Herzoge, Fürsten, Grosse jeder Art und alle 
dem Reiche unmittelbar unterworfenen Gemeinheiten und Herren zum 
Reichsheerdienst verbunden gewesen seien. 

2) Baltzer, S. 16 ff. Das ist im wesentlichen die'selbe Ansicht, 
die vorher von Ficker: Eigentum des Reichs am Reichskirchengute. 
Wiener Sitzungs-Berichte. 1872. § 49, ausgesprochen worden ist. 
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Deutschlands gleichmässig geregelt gewesen sein soll, aufzu- 
stellen, wie es sowohl Weiland wie Baltzer gethan haben, so 
ist dies ganz besonders der Fall in der hier zur Betrachtung 
herausgegriffenen Periode. Andauernde innere Kämpfe haben 
auf das, was früher als Beichsrecht gegolten haben mochte, 
eine zersetzende Wirkung ausgeübt; Philipp von Schwaben, 
Otto von Braunschweig, und noch mehr die Könige zur Zeit 
des grossen Interregnums mussten sehen, wie sie auf jede mög¬ 
liche Art kampffähige Mannschaften erhielten; gelang ihnen 
das auf dem durch die Gewohnheit vorgeschriebenen Wege 
nicht, so mussten sie zu anderen Mitteln greifen, indem sie 
für Sold Truppen anwarben und vielleicht auch solche be¬ 
waffneten , die früher von persönlichen Kriegsdiensten frei 
waren. Wie verhält es sich ferner mit dem Beichskriegsdienst 
der Städte? Leisteten die Bewohner derselben, die neben 
ritterblirtigen Ministerialen auch aus einer beträchtlichen Zahl 
von Altfreien bestanden, etwa nach dem Massstabe ihres Grund¬ 
besitzes, mag derselbe nun Allod oder Lehn gewesen sein, dem 
Könige Heeresfolge? Die zwei hier berührten Truppengattungen, 
die wir in den Beichsheeren unserer Periode finden, fallen 
zunächst aus dem Eahmen der Darstellung heraus und sollen 
in besonderen Abschnitten zur Betrachtung kommen. 

Den übrigen Teil des Heeres bildeten noch, wie in früherer 
Zeit seit dem Aufkommen des Bitterwesens, Vasallen und 
Ministeriale, und es lassen sich in Betreff der Grundlage der 
Heerdienstpflicht folgende Sätze aufstellen: 

Der Grundbesitz bildet auch in unserer Periode das wesent¬ 
liche Moment, nach welchem die Pflicht zur Teilnahme an der 
Eeichsheerfahrt gemessen wird. Ist Grund und Boden noch 
in den Händen freier Bauern, so fällt für diese der persönliche 
Kriegsdienst weg und es mag wohl an seine Stelle die Zahlung 
einer Heersteuer getreten sein. War der Besitz von Allod mit 
dem von Lehen verbunden in einer Hand, wie das bei den 
Fürsten und Grossen des Beichs der Fall sein konnte, so wurde 
auch dieses .zum Kriegsdienste herangezogen, zwar nicht vom 
Könige direkt, wohl aber von dem Inhaber zur Vervollständigung 
seines Kontingentes, besonders dann, wenn das Allod zu Lehen 
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verliehen war. Der Besitz von Lehngut verpflichtet unter 
allen Umständen zum Kriegsdienst, auch zu den vom Könige 
geforderten; der König hatte nur die Inhaber von Reichslehngut 
aufzubieten, diese aber wieder ihre Lehnsleute, sei es, dass letz¬ 
tere aus Reichsgut, sei es, dass sie aus Herrengut belehnt waren. 

Es sollen nun im folgenden zur Erweisung dieser Sätze 
aus den Quellen Belege beigebracht werden. Es ist bereits 
unter den Eigentümern von Allod die Unterscheidung gemacht 
worden zwischen denjenigen, die ohne jede Lehnsabhängigkeit 
als freie Grundbesitzer auf ihrem Eigen sassen, und den Fürsten 
und Edlen, die neben ihrem Reichslehen auch Eigentümer von 
freiem Erbgut waren. 

Es ist nun zuzugeben, dass das meiste freie Eigen in 
unserer Periode in Lehngut übergegangen war, 1 ) und dass bei 
dem hervorragenden Einfluss der Ritterb Artigkeit auf das Heer¬ 
wesen der Reiterdienst nur von Vasallen und Ministerialen, 
also von Lehn- und Dienstgut, geleistet wurde/ Konnte aber 
der Stand der freien Bauern, denn, diesen bildeten jene in keiner 
Verbindung mit dem Lehnwesen stehenden freien Grundbesitzer, 
deren es besonders in Sachsen noch eine ziemliche Menge gab, 
nicht Kriegsdienst zu Ross leisten, so braucht er dadurch noch 
nicht von der Heeresfolge ausgeschlossen gewesen zu sein. 
Aber wir finden im ganzen Verlaufe unserer Periode Mitglieder 
dieses Standes nur einmal im Reichsheere aufgeführt unter 
Otto IV; 2 ) dass musste zu der Annahme führen, dass sie nur 
im Falle der Not, etwa als Landwehr, zu Kriegsdiensten auf- 
geboten wurden, während sie sonst auf andere Weise, wahr¬ 
scheinlich durch Abgabe einer Heersteuer, sich abzufinden 
pflegten, thatsächlich also von der Heeresfolge befreit waren. 

Nun konnte aber ein Vasall oder ein Ministerial neben 
seinem Lehn- resp. Dienstgut, das ihn in eine bestimmte Ab¬ 
hängigkeit zu seinem Herren setzte, auch freies Eigen haben. 
War ein solcher nur seinem Lelms- bez. Hofherrn gegenüber 
zur Leistung von Kriegsdiensten verpflichtet, oder auch auf 

1) s. Ficker, vom Heerschild S. 165. 

2) Magdeburger Schöppenclironik S. 141 (Chroniken deutscher Städte, 
B. VII). 
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Grund seines Allodialbesitzes dem Könige direkt die Teilnahme 
an der Reichsheerfahrt schuldig? 1 ) Hier ist nun festzuhalten, 
dass ein jeder Lehnsträger, der nicht vom Reiche direkt belehnt 
war, nur seinem Herren zu Dienst verpflichtet war und nur 
durch diesen zu Kriegsdiensten, sei es im eigenen Interesse, 
sei es im Dienste des Reichs, aufgeboten werden konnte. Das 
Allod, das der einzelne Yasall etwa ausser seinem Lehngut 
besass, tritt daneben zurück, und wir sind durch kein Quellen¬ 
zeugnis berechtigt, anzunehmen, dass das Reich auf Grund 
dieses Allodialbesitzes Ansprüche auf den Heerdienst der Vasal¬ 
len direkt zu machen hatte. 

Anders liegt aber die Sache, wenn die obersten Reichs¬ 
lehnsträger, die Reichsfürsten, Allod besassen. Diese standen 
sämtlich, gerade so wie die niederen Königsvasallen und die 
Reichsministerialen, in direkter Abhängigkeit vom König. Für 
jene niederen Vasallen wird in unserer Periode das Gut, weiches 
sie vom König zu Lehen empfangen haben, als Grundlage ihrer 
Dienstpflicht angesehen. 2 ) Dagegen bildet für die Verpflichtung 
der Fürsten nicht der Grund und Boden, den sie vom Könige 
zu Lehen tragen, die Grundbedingung, sondern bei den geist¬ 
lichen die Regale, die sie vom Könige erhalten haben, bei den 
weltlichen das Amtslehen, oder besser noch der Treueid, den 
sie bei dem Empfange des Reichslehens in die Hand des Königs 
zu leisten haben. Es wird in Urkunden, 3 ) welche den Treueid 

1) Baltzer zitiert zur Erweisung seiner Behauptung, dass nur Lehn¬ 
gut zum Kriegsdienst verpflichtet habe, eine Stelle aus dem Kölner 
Dienstrecht (v. Fürth, Ministerialen S. 520, §4). Es wird da das Gut, 
für welches einer Dienste geleistet hat, unterschieden von dem Eigengut. 
Das erstere fällt bei einem bestimmten Vergehen an die Lehnsherren 
zurück; das letztere an die Verwandten. Dabei ist von Kriegsdiensten 
speciell nicht die Rede, und man darf aus der Stelle nicht den Schluss 
ziehen, dass der betreffende Mann von seinem Eigen, auch dem Könige 
gegenüber zum Heerdienst in keiner Weise verpflichtet war. 

2) z. B. Huill. V, 1183. Konrad IV verleiht einem familiaris ein 
ihm aufgelassenes castrum als Lehen zurück. Der Belehnte soll davon: 
,,pro sua possibilitate contra nostros et imperii hostes ceu de recta 
nostra proprietate adiuvare.“ 

3) Huill. V, 226 Friedrich investiert den Erzbischof von Arles : 
recepto ab eo in presentia nostra prout est iuris et moris imperii iura- 
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eines Fürsten enthalten, betont, dass der betreffende Fürst dem 
Könige gelobt, alles zu thun, was der Vasallitäts- oder Treueid 
verlangt. Dazu gehört in erster Linie die Heeresfolge. Dieser 
Treueid wird aber nicht allein geleistet für den Empfang des 
Reichslehngutes, sondern auch für die Investitur mit dem Amte. 
Es zeigt sich, dass in dem Verhältnis von König und Fürsten 
nicht nur lehnrechtliche Momente obwalten, sondern auch staats¬ 
rechtliche. Besonders deutlich wird das an dem Prozess Hein¬ 
richs des Löwen. Aus Weilands eingehender Darstellung 1 ) geht 
hervor, dass Herzog Heinrich von Sachsen des Hochverrates 
schuldig erklärt worden ist, weil er im Jahre 1176 dem Kaiser 
Friedrich I. nicht Heeresfolge geleistet hatte. Wenn er nur 
von dem, was er von Kaiser und Reich zu Lehen trug, Kriegs¬ 
hilfe zu leisten gehabt hätte, so hätte seine Aburteilung auf 
einem Lehngerichtshof erfolgen müssen; ein solcher hätte ihn 
nie als Hochverräter überführen können, da Hochverrat kein 
lehnrechtliches Verbrechen war. Die Verurteilung erfolgte also 
nach einem landrechtlichen Grundsätze deshalb, weil er den 
Heeresdienst, den er von seinem Eigen dem Kaiser schuldete, 
trotz des letzteren Aufgebotes nicht geleistet hatte. 

Neben dem von dem Reichshofgericht gefällten Urteil ist 
dann von dem sich als Lehngericht konstituierenden Fürsten¬ 
gericht ein zweites Urteil gesprochen worden, welches den 
Herzog seiner Lehen verlustig erklärte. Es geht aus diesem 
Falle, dem wir leider aus unserer Periode keinen zweiten an 
die Seite stellen können, hervor, wie das öffentliche Recht und 
das private Lehnrecht nebeneinander hergehen, und dass wir 
Unrecht thun, wenn wir mit Baltzer in bezug auf die Ver¬ 
pflichtung zum Kriegsdienste das öffentliche Recht vollständig in 


mento tarn fidelitatis et hominii .... dass der Bischof und seine Nach¬ 
folger consueta quoque et debita servicia nobis et imperio fkleliter ac 
devote debeant exhibere. — Warnkönig, Flandrische Rechtsgeschichte 
Illb, 213. Guido von Flandern leistet König Alphons den Vasallitätseid 
und verspricht: omnia servare et facere plene et integre, que ad fidelita¬ 
tis homagium nota sunt pertinere. Darunter werden in erster Linie die 
Kriegsfälle aufgeführt. S. auch die Urkunde Alphons darüber: a. a. 0. 214. 

1) a. a. 0. S. 169 ff. 
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den Charakter des Lehnrechtes uns verschoben denken wollten, 
dadurch dass wir die Teilnahme an der Reichsheerfahrt einzig 
und allein von der Lehnsfähigkeit bedingt sein liessen. 

Wir kommen nun zu der auf dem Lehngut ruhenden 
Verpflichtung und haben die oben aufgestellte Behauptung zu 
rechtfertigen, dass nicht nur Lehen aus Reichsgut, sondern 
auch Herrenlehen zum Reichsheerdienst verpflichtet habe. Es 
ist auszugehen von denjenigen Artikeln der Lehnrechtsbücher, 
welche den Dienst im Reichsheere zum Inhalte haben. In 
denselben ist der Dienst der Vasallen auf der Krönungsfahrt 
des deutschen Königs nach Rom streng von dem sonstigen 
Reichsheerdienst unterschieden. Eine Vergleichung der in der 
Anmerkung 1 ) nebeneinander gestellten Artikel des Sachsen¬ 
spiegels, Deutschenspiegels und Suhwabenspiegels ergibt in der 
Verpflichtung der Vasallen zur Teilnahme an der Reichsheerfahrt 
überhaupt eine wesentliche Verschiedenheit der Rechtsbücher. 


1) Sachssp. Lehnr. 4, 1: Des rikes denst dat dem manne 
geboden wert mit ordelen .... sal he denen bi plicht binnen düdischer 
tungen die dem romeschen rike underdan is. Alle die aver in osterlialf 
der sale bei ent sin, die solen dienen etc. . . Dem entspricht: Auctor 
vetus I, 9: Regis instum servitium a domino suo sententialiter pre- 
ceptum, und Görlitzer Lehnrecht II: Jeg eileh man sal auch sinen 
lierrin erin durch recht unde sal auch ime dienen des riches herevart etc. 

Deutschensp. Lehnr. (Ficker) 9: des reiches dienst der deine 
manne gepoten wirt mit urtail etc. ibid. 10: Alle die aber in oster- 
halp der sale belehent sint von dem reiche etc. 

Schwabensp. Lehnr. (Lassberg) 8: Swer leben von dem 
künige oder von dem riebe habe dem sol der künig heizzen gebie¬ 
ten eine hervart mit im ze varenne.unde die nicht leben von 

dem riche liant dem gebütet der künig wol die hervart. Alle die 
oberhalp osterlant von dem riche belehent sint oder des riclies 
dienest man sint, die suln dienen etc. 

Sachssp. Lehnr. 46, 3: Nen herre ne mut ok sinen mannen 
des rikes dienst bieden, it ne si ime vore mit ordelen geboden. 

Deutschsp. 130: Dhein herre muoz oucli seinem manne des 
reiches dienest gepieten, ez ensi im vor mit urtail gepoten. 

S c h wab sp. 83: kein herre mag sinem man dez riches dienest ge¬ 
bieten er habe danne daz guot von dem riche daz er von im hat. 
er mag oucli sinem man dez riches dienest nüt gebieten, ez si im danne 
mit urteil geboten. 
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Ob diese hervorgerufen ist durch die Entstehungsorte der Spiegel, 
etwa in der Weise, dass der Verfasser des Schwabenspiegels 
ein in seiner oberdeutschen Heimat geltendes Recht, das er in 
seiner Vorlage nicht ausgesprochen fand, bei der Überarbeitung 
zum Ausdruck gebracht hat, oder ob jene voneinander ab¬ 
weichenden Bestimmungen dadurch eine Erklärung finden, dass 
im Verlaufe unseres Zeitraumes die rechtliche Anschauung von 
der Verpflichtung der Vasallen zu Reichsdiensten eine andere 
geworden ist, sind Fragen, die sich schwer mit Sicherheit 
beantworten lassen. Für die letztere Annahme, dass nämlich 
jene Verschiedenheit durch die Zeit allmählich herbeigeführt 
worden sei, spricht der Umstand, dass der den Übergang vom 
Sachsen- zum Schwabenspiegel bildende Deutschenspiegel an 
der einen der in Betracht kommenden Stellen, wie wir gleich 
sehen werden, den Sachsenspiegel wörtlich abschreibt, während 
er an einer anderen schon dieselbe Abweichung wie der Schwaben¬ 
spiegel vom Sachsenspiegel hat. 

Nach dem sächsischen Lehnrecht ist nun ein jeder Vasall, 
wenn er von seinem Lehnsherrn rite aufgeboten worden ist, 
zur Heeresfolge verpflichtet; besonders deutlich ist das aus¬ 
gesprochen in dem Zusatz des Görlitzer Lehnrechtes zu Sachsen¬ 
spiegel 4. 1. Dagegen hebt der Schwabenspiegel jedesmal aus¬ 
drücklich hervor, dass zur Reichsheerfahrt nur derjenige auf- 
geboten werden soll, der Lehen vom Reiche oder Könige trägt, 1 ) 
und dass der Herr nur dann seinen Mann zu Reichskriegs¬ 
diensten aufbieten darf, wenn er selbst das Gut, mit dem er 
den betreffenden Vasall belehnt hat, vom Reiche zu Lehen 
empfangen hat. Eine Art Vermittelung stellt der Deutschen¬ 
spiegel her, wenn er in Art, 9 und 130 jeden Vasall zum 
Reichsdienst verpflichtet, dagegen in Art, 10 nur den Reichs¬ 
lehnsträger. 

Es spricht also der Schwaben Spiegel für die von Baltzer 
aufgestellte Behauptung, während sich mit Hülfe des Sachsen- 

1) Wenn im Schwabsp. 8 hinzngefügt wird, dass diejenigen, die 
nicht Leben vom Reiche haben, vom Könige seihst aufgeboten werden 
sollen, so sind damit, wie aus den in demselben Paragraphen folgenden 
Worten hervorgeht, die Reichsdienstmannen gemeint. 

3* 
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Spiegels die Weilandsche Ansicht, soweit sie den Reichsheer¬ 
dienst der Vasallen betrifft, vertreten lässt. 

In betreff der Krönungsfahrt x ) nach Rom aber kennt auch 
der Sachsenspiegel die Bestimmung, dass an derselben teil¬ 
nehmen soll ein jeder, der Reichsgut zu Lehen, oder auch, 
wie der Schwabenspiegel an entsprechender Stelle noch hinzu¬ 
fügt, zu Afterlehen hat. Der Inhaber von Herrenlehen ist also 
nach den Theorieen der Lehnrechtsbiicher von der Teilnahme 
an der Romfahrt befreit. Ob aber in diesem Falle die That- 
sachen mit jenen rechtlichen Bestimmungen übereingestimmt 
haben, ob in Wirklichkeit der Dienst der Heeresfolge auf der 
Romfahrt ein Reichslehndienst gewesen ist, können wir aus 
anderen Quellen weder bejahen, noch verneinen. Dagegen 
muss, wenn wir die Frage nach der Verpflichtung zum Heer¬ 
dienst auf der Krönungsfahrt dahingestellt sein lassen, mit 
bezug auf die Reichsheerfahrt im allgemeinen an der Ansicht, 
die im Sachsenspiegel zum Ausdruck gekommen ist, festgehalten 
werden, dass zur Teilnahme an derselben die Inhaberschaft von 
Lehngut jeder Art, sei es Reichslehen, Reichsafterlehen oder 
Herrenlehen, in der hier zu behandelnden Periode verpflichtet 
habe. Der König selbst pflegte allerdings in seinem Aufgebote 
sich direkt nur an die Reichslehnsträger zu wenden; diesen 
gebot er aber, alle ihre waffenfähige Mannschaft, in erster Linie 
ihre Vasallen und Ministerialen, zum Reichskriege aufzubieten. 2 ) 
Sehr anschaulich schildert Konrad von Würzburg 3 ) ein Auf- 


1) Sachs eil sp. 4, 3. Ok sal dar varen jegelik man mit sime 
herren, die des rikes gut to lene hevet. cf. Auct. v. I, 13. 

Deutschensp. 11. Ouch sol er dar varn ein isleich man mit seinem 
herren, der des reiches gut zelehen hat. 

Schwabensp. 8. Ouch suln alle fürsten unde alle vrie herren mit 
im varn den er ez gehütet, unde hat ein man des riches guot ze lehen 
von dem künige unde hat er daz verlühen andren lüten, die noetet er 
wol mit im ze varn in dez riches dieneste mit rechte. 

2) Ein derartiges Aufgebot erwähnen z. B. die Ann. Col. max. 843. 

3) Otte m. d. Barte, Hahn, v. 406 ff. Baltzer a. a. 0. S. 21 be¬ 
gnügt sich, die Stelle mit den Worten von der Hand zu weisen, es sei 
darin nicht ausgesprochen, dass der Kaiser ein Recht zu dieser Forderung 
gehabt habe. cf. auch Weiland S. 122. 
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gebot Kaiser Ottos, das derselbe an alle, die Lehen von dem 
Reiche haben oder ihm dienstbar sind, ergehen lässt mit dem 
Gebote, dass auch sie ihre Lehnsleute und Dienstmannen auf¬ 
bieten und ihm Zufuhren sollen. 

Mit dieser Auffassung von der Heerdienstpflicht der Vasallen 
stimmt auch die Bestimmung des sächsischen Lehnrechts, 1 ) auf 
die sich auch Weiland hauptsächlich stützt, vollständig überein, 
welche vorschreibt, dass der Mann seinem Herren gegenüber 
die gleichen Dienstleistungen zu thun hat von dem Gute, das 
er von ihm zu Lehen hat, wie von dem Reichsgute, dessen 
Inhaber er durch Verleihung seitens des Herrn geworden ist. 

Weiland nimmt nun an, dass ein Massstab gegolten habe, 
nach welchem das Dienstgut der Ministerialen grössere Leistungen 
auferlegte, als Lehngut, dieses wieder grössere als Allodialbesitz. 
Er stützt sich dabei auf die bekannten Vorschriften, welche die 
Constitutio de expeditione Romana enthält. Aus unserer Periode 
sind keinerlei Nachrichten erhalten, welche irgendwie zu der 
Ansicht berechtigen, dass das Mass der Verpflichtungen ein 
verschiedenes gewesen sei. Es Hesse sich höchstens anführen, 
dass die Reichsministerialen auf den Reichsheerfahrten die grösste 
Last trugen, insofern sie wohl zu jedem Kriegszuge, auch zu 
solchen, die nicht allgemeine Reichsheerfahrten waren, in erster 
Linie aufgeboten wurden und eine stete Begleitung des Königs 
bildeten. 

§ 4. 

Befreiungen von der Teilnahme an der Reichsheerfahrt. 

Loskauf. 

Durch die Teilnahme an dem Reichstage hatten die Pürsten 
ihre Bereitwilligkeit kundgegeben, auf der vorzunehmenden 
Heerfahrt ihrer Verpflichtung zum Kriegsdienste nachzukommen. 

1) Sachssp. 69, 8; Dat selve dienst is ok die man plichtig von 
sime egene sime herren to dunde, of he’t von ime to lene hevet, dat he 
ime plichtig is to dunde von des rikes gude. — Wenn Baltzer S. 21 
dagegen geltend macht, dass es sich hier nur um den Gerichtsdienst der 
Vasallen handele, so ist doch nicht einzusehen, warum für die Teilnahme 
der Mannen am Gericht andere Grundsätze gegolten haben sollen, wie 
für die Teilnahme an der Heerfahrt, da doch der Herr sowohl Gerichts¬ 
herr wie Heerführer seiner Vasallen war, 
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Durch den Reichstagsbeschluss waren aber auch die auf dem 
Reichstage nicht anwesenden Fürsten, 1 ) soweit sie durch ein 
königliches Aufgebot Nachricht davon erhielten, zur Teilnahme 
verpflichtet. 

Wenn wir uns nun eine Liste derjenigen Fürsten, die an 
den verschiedenen Reichsheerfahrten in unserer Periode teil¬ 
genommen haben, aufstellen, soweit dies aus den Zeugenreihen 
der Urkunden und aus anderen Quellen möglich ist, so lehrt 
diese zunächst, dass eine beträchtliche Anzahl von Fürsten von 
jeder Heerfahrt über Berg — von dieser ist auszugehen, da 
die Quellen hierüber am reichlichsten fliessen — befreit ge¬ 
wesen sind. Während andere fast auf jeder Fahrt nach Italien 
zu finden sind, wie die Herzoge von Bayern 2 ) und Kärnthen, 3 ) 
der Patriarch von Aquileia, 4 ) der Erzbischof von Magdeburg, 5 ) 
die Bischöfe von Würzburg, 6 ) Augsburg 7 ) und Passau, 8 ) sowie 
der Abt von Reichenau, !) ) die sämtlich wenigstens auf 3 Heer¬ 
fahrten den deutschen König in unserer Periode nach Italien 
begleitet haben, fehlen jedesmal die Erzbischöfe von Bremen 
und Bisanz, die westphälischen, lothringischen und niedersäch¬ 
sischen Bischöfe, 10 ) der König von Böhmen, die Herzoge von 


1) Bei Gelegenheit der Reichsheerfährt gegen die Lombarden vom 
Jahre 1236 lieben die .Reichsfürsten in einem Briefe an die Gemeinde 
von Brescia hervor, dass zu Mainz von ihnen ausdrücklich der Beschluss 
gefasst worden sei, dass alle anwesenden und auch alle nichtanwesenden 
geistlichen wie weltlichen Fürsten nach Kräften an dem Feldznge teil- 
znnehmen hätten. Hahn, Coli. mon. I, 230. 

2) 1209: Reg. 294 ff.; 1220: Huill. I, 828 ff, Reg. 1158 ff; in 
dem Heere, das König Heinrich dem Vater zuführt: Huill. II, 610. 

3) 1209: Reg. 295 ff; 1226: H. II, 610; 1238: Keg. 2377 ff 

4) 1209: Reg. 300 ff; 1220: Reg. 1158 ff; 1226: Huill. II, 610; 

1238: Reg. 2377 ff 

ö) 1209: Reg. 294 ff ; 1226: Reg. 1598 ff ; 1238: Reg. 2357, 2377 ff 

6) 1209: Reg. 294 ff ; 1226: Huill. II, 610; 1238: Reg. 2377 ff. 

7) 1209: Reg. 295 ff.; 1220: Reg. 1158, 1163 und 67 ff.; 1226: 

Huill. II, 610. 

8) 1209: Reg. 294, 296 ff; 1220: Reg. 1158 ff; 1226: H. n, 610; 
1238: Reg. 2377 ff 

9) 1220: Reg. 1163, 1173; 1226: Reg. 1620a; 1236: Reg. 2188. 

10) Mit Ausnahme desjenigen von Lüttich, der 1238 aber nur in 
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Lothringen, Brabant und Österreich, 1 ) sowie die Markgrafen 
von Brandenburg und Meissen. Waren nun alle diese von der 
Teilnahme an jeder Reichsheerfahrt befreit, oder nur von der 
Fahrt über Berg? Die Herzoge von Österreich und Brabant 
können wir im Jahre 1205 bei einer Heerfahrt gegen die Stadt 
Köln in der Begleitung des Königs nach weisen; 2 ) ferner stellt 
sich Herzog Friedrich von Lothringen als einer der ersten dem 
jungen König Friedrich im Jahre 1212 mit bewaffneter Mann¬ 
schaft zur Verfügung. 3 ) 1214 finden wir die 3 genannten 
Fürsten im Heere Friedrichs gegen Aachen; 4 ) die Herzoge von 
Brabant und Lothringen sind auch im Jahre 1215 wieder auf- 
geboten worden. 5 ) 

Ferner haben in unserer Periode an den Heerfahrten dies¬ 
seits der Alpen noch teilgenommen der Markgraf von Meissen 6 ) 
und der König von Böhmen. 7 ) 

Es lassen sich aus dieser Betrachtung 2 Schlüsse ziehen: 
Erstens gab es eine bedeutende Anzahl von geistlichen Fürsten, 
welche, sei es infolge langdauernder Gewohnheit, sei es durch 
besonderes Privileg, von jedem Reichsheerdienst befreit waren 


einer Urkunde (Huill. V, 222) bei der Belagerung von Brescia als Zeuge 
auftritt, und von Ratzeburg, der 1210 auf ein Nacligebot hin zum Kaiser 
kam und als Zeuge auftritt: Reg. 395 und 402. Fenier finden sich 
einige von den genannten Fürsten auf den Heeressammlungen zu Augs¬ 
burg. Sie waren also vielleicht aufgeboten, wurden aber dann von der 
Teilnahme befreit. Es sind: der Herzog von Lothringen 1209: Arn. 
Lub. SS. XXI, 248; der König von Böhmen 1219: Huill. I, 813 und 
818, und 1236: Huill. IV, 883 und 886; der Markgraf von Brandenburg 
1236: ebenda. 

1) Dieser war allerdings 1226 zu dem Reichstag nach Cremona 
entboten worden und befand sich in dem Heere Heinrichs (VII.), das 
durch die Lombarden am Durchzug gehindert wurde: Huill. II, 610. 

2) Chron. reg. cont. S. 10; Cont. Admunt. SS. IX, 591. Rein. 
Leod. SS. XVI, 659. 

3) Huill. I, 222. 

4) Huill. I, 314. 

5) Huill. I, 401, cf. Ann. Col. max. 828. 

6) 1204: Chron. mont. Sereni, SS. XXIII, 171. 

7) 1237 gegen den Herzog von Österreich. Herrm. Altah. Ann, 
SS. XVII, 392. 
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und demgemäss zu keiner Reichsheerfahrt aufgeboten wurden. 
Es sind die folgenden: 1 ) Der Erzbischof von Bremen und die 
Bischöfe von Brandenburg, Havelberg, Lübeck, Schwerin und 
Kammin. Die Lage ihrer Bistümer an der Nord und Nordost¬ 
grenze des Reiches und die damit verbundenen Missions¬ 
aufgaben darf man wohl als die von Alters her bestimmenden 
Ursachen ihrer Dienstbefreiung ansehen. 

Dazu kommen der Erzbischof von Bisanz, die Bischöfe 
von Genf, Sitten, Metz, Toul, Yerdun, Utrecht, Verden, Münster, 
Minden, Paderborn, Osnabrück; endlich die meisten Reichs¬ 
abteien. Was diese letzteren betrifft, so wissen wir, dass die 
bayrischen Abteien schon seit langer Zeit durch Privilegien, 
die ihnen von Zeit zu Zeit bestätigt worden sind, vom Reichs¬ 
kriegsdienste befreit gewesen sind infolge der Gütereinziehung 
durch Herzog Arnulf. 2 ) 

An zweiter Stelle sind diejenigen weltlichen Fürsten zu 
nennen, denen eine teilweise Befreiung vom Reichsheerdienst 
für bestimmte Feldzüge zuerkannt worden war. Diese Be¬ 
freiung erstreckt sich in erster Linie auf die Fahrt über Berg; 
ihre Verpflichtung zur Heeresfolge pflegte zumeist nur bei den 
Heerfahrten, die in die Nähe ihrer Territorien unternommen 
wurden, einzutreten. Hierzu gehört der Herzog von Österreich, 
der nach dem sogenannten Privilegium minus von 1156 dem 
Könige nur auf den Kriegszügen, die gegen die seinem Herzog¬ 
tum benachbarten Länder gerichtet waren, Hilfe zu leisten 
hatte. Friedrich II. hat dies Privileg 1245 zu Verona bestätigt. 8 ) 
Wenn der Herzog trotzdem in den Jahren 1205 und 1214 an 
dem Niederrhein und 1226 nach Italien an den Heerfahrten 


1) Für die folgenden Ausführungen vergl. die Verzeichnisse der 
geistlichen und weltlichen Reichsfürsten bei Ficker: Vom Reichsfürsten¬ 
stande. S. 264 und 373. 

2) s. Ficker: Über die Entstehungsverhältnisse der Constitutio. 
S. 7. Dazu Weiland S. 139. Aus unserer Periode ist eine Bestätigung, 
die den Äbten von Tegernsee erteilt wurde, bekannt. Huill. III, 181. 

3) Huill. VI, 291. (Dux) nullam quoque expeditionem debeat, nisi 
forte quam imperator in regna vel provincias Austrie vicinas ordinaverit. 
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teilgenommen hat, so sind das freiwillige Leistungen gewesen. 1 ) 
In ähnlicher Weise ist die Verpflichtung der Markgrafen von 
Brandenburg und Meissen nur eine beschränkte gewesen. Nach 
den Lehnrechtsbüchern 2 ) hatten alle diejenigen, die im Osten 
der Saale von dem Reiche belehnt waren, — und wir dürfen 
hierzu wohl auch, indem wir die durch die Saale bestimmte 
Linie in dem nördlichen Laufe der Elbe verlängern, den Mark¬ 
grafen von Brandenburg rechnen — nur Kriegsdienste zu 
leisten gegen die Wenden, Polen und Böhmen. Gegen diese 
Völkerschaften ist nun im Verlaufe unserer Periode kein Reichs¬ 
krieg geführt worden, wodurch sich jene Bestimmung recht- 
fertigen Hesse. Dagegen sind die Pürsten des Ostens, 3 ) wie die 
beiden Markgrafen zusammen mit anderen Grossen genannt 
werden, wiederholt gegen ihre Nachbarn, besonders den Land¬ 
grafen von Thüringen, aufgeboten worden. 4 ) Wir dürfen daher 
wohl annehmen, dass für sie, denen die Grenzhut im Osten 
des Reiches anvertraut war, eine ähnliche Bestimmung wie für 
den Herzog von Österreich gegolten habe, welche auch in dem 
Vertrag, den Kaiser Otto im Jahre 1212 mit dem Markgrafen 
von Brandenburg abschloss, zum Ausdruck gekommen ist. 5 ) 
Für den letzteren allein kommt noch in Betracht, dass er nach 
dem Sachsenspiegel 6 ) einer der 6 Pürsten war, die das Vor¬ 
wahlrecht hatten und zur Kaiserkrönung des deutschen Königs 


1) s. o. S. 39. Für die Teilnahme des Herzogs an der Heerfahrt von 
1214 s. auch eine Urkunde desselben: Fontes rer. Austriacar. II, 3. S. 76. 

2) Sachssp. Lehnr. 4, 1. Sehwabsp. 8. 

3) Häufig findet sich in der Braunschweiger Keimchronik die Be¬ 
zeichnung: osterfürsten. Dem entsprechend nennt die Kölner Königs¬ 
chronik SS. XVII, 811 die beiden Markgrafen: marchiones orientales. 

4) z. B. 1203 Ann. Col. max. 811; 1204 Chron. mont. Sereni, S. 171, 
Ann. Reinhardsbr. S. 101. 

5) LL. II, 220. Der Markgraf verpflichtet sich, in den seinem 
Territorium benachbarten Ländern dem Kaiser ad conservandum imperii 
zu dienen. Allerdings macht sich der Markgraf von Meissen anheischig 
in einem ähnlichen Vertrage, gegen jedermann, insbesondere gegen die 
augenblicklichen Feinde Ottos, den Papst, den Landgrafen und den König 
von Böhmen, Heeresfolge leisten zu wollen. LL. II, 218. 

6) Lehnr. 4, 2. 
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mit nach Rom ziehen sollten. Tliatsächlich aber hat er an 
keiner der beiden Romfahrten unserer Periode teilgenommen. 

Von den Herzogen von Brabant und Lothringen wissen 
wir, dass sie durch frühere Privilegien von der Teilnahme an 
der Fahrt über Berg entbunden waren. Wenigstens bestätigt 
Friedrich II. ihnen und mehreren anderen niederrheinischen 
Edlen dieses Vorrecht auf Grund ihm vorgelegter kaiserlicher 
Urkunden. 1 ) Ob auch diesseits der Alpen ihre Dienstpflicht 
eine beschränkte gewesen ist, lässt sich nicht mit Bestimmtheit 
behaupten. Wir finden sie allerdings nur am Rheine in den 
königlichen Heeren. 2 ) 

Als letzter, der nur zur Teilnahme an bestimmten Feld¬ 
zügen verpflichtet war, ist der König von Böhmen zu nennen. 
Von Friedrich II. erhielt er 1212 ein Privileg, 3 ) dass ihm frei¬ 
stellte, zur Krönungsfahrt nach Rom entweder 300 Ritter zu 
stellen, oder sich mit 300 Mark loszukaufen. Er hat sich dann 
bei der Heeressammlung in Augsburg eingefunden 4 ) und jeden¬ 
falls, da er an der Fahrt nicht als Teilnehmer nachzuweisen 
ist, von seinem Rechte Gebrauch gemacht. Über seine Ver¬ 
pflichtung zu Kriegsdiensten diesseits der Alpen ist in dem 
Privileg nicht die Rede, aber in ähnlicher Weise wie in dem 
Freiheitsbrief für Österreich, wird darin festgesetzt, dass er nur 
zu bestimmten, in seinem Lande nahe gelegenen Orten abgc- 
haltenen, Reichstagen zu erscheinen brauche. Auch finden wir 
ihn nur einmal in einem Reichsheere im Jahre 1236 auf 37, 
als er mit der Exekution Friedrichs des Streitbaren beauftragt 
wurde. 5 ) 

Für den einzelnen Fall nun konnten die zur Teilnahme 
an einer Heerfahrt verpflichteten und aufgebotenen Fürsten 
Dispensation gegen Zahlung einer Summe Geldes oder weil sie 


1) Huill. Y, 1116 f. Katione literaruni, quas maiestati uostre pro 
nostro et imperii servitio tradiderunt, Alpes transire, uisi fuerint volun- 
tarii, ipsos compellere non debemus. 

2) S. S. 39. 

3) Huill. I, 216. 

4) Als Zeuge tritt er auf Huill. I, 813 und 818. 

5) Ann. Col. max. 845. 
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durch einen stichhaltigen Grund verhindert waren, Heeresfolge 
zu leisten, erhalten. Die Entscheidung darüber und die Ge¬ 
währung war königliches Hoheitsrecht, 1 ) Nur kraft dieses 
Rechtes konnte Friedrich II. dem König von Böhmen das be¬ 
sprochene Privileg erteilen. Otto IV. scheint bei Gelegenheit 
seiner Krönungsfahrt nach Rom, wenn wir dem Berichte Arnolds 
von Lübeck 2 ) Glauben schenken dürfen, bei Ausübung dieses 
Rechtes die Mitwirkung der Fürsten zugezogen zu haben. Danach 
hat er zu Augsburg kurze Zeit vor Beginn der Heerfahrt einen 
Hoftag abgehalten, und hier ist in geheimer Beratung be¬ 
stimmt worden, wer an der Krönungsfahrt teilnehmen und wer 
Zurückbleiben sollte. Auffällig ist dabei, dass erst zu Augsburg, 
am Orte der Heeressammlung selbst, diese Beurlaubungen vor¬ 
genommen sein sollen. 8 ) 

Vor der Romfahrt Friedrichs II. fand zu Frankfurt ein 
Reichstag statt, und zwar drei und einen halben Monat vor 
der Sammlung des Heeres bei Augsburg. Dieser war nach 
einem Briefe des Kaisers an den Papst 4 ) angesetzt zu dem 
Zwecke, die zurückbleibenden Fürsten „gemäss der Sitte des 
Reiches“ zu beurlauben. Der erwähnte Bericht Arnolds ist die 
einzige Nachricht, welche wir über einen ähnlichen Fall aus 


1) Wenn nach Sachssp. Lelinr. 4, 3 (entspr. Schwab. Lehnr. 8) es 
dem Vasallen freizustehen scheint, entweder Heeresfolge zu leisten oder 
sich loszukaufen, so mag das für das Verhältnis der niederen Vasallen 
zu ihrem Herrn gültig sein, nicht aber für das der Fürsten zu dem Könige. 

2) Chron. Slavorum SS. XXI, 248. Igitur — curiam indixit cele- 
brem in civitatc Augusta, ubi convenerunt omnes illius terre principes, 
cum quibus habuit mysterium consilii sui, ut ipsis cooperantibus honori- 
fice — imperialem perciperet benedictionem. Ad quod negotium deputati 
sunt plurimi tarn prelati quam principes, seu omnes qui regalia tene- 

bant.. ceteri qui remanserunt, thesauris innumeris in ipsa pro- 

fectione regi subservierunt. 

3) Ficker Reg., 284a, nimmt deshalb an, dass zu Speyer Ende 
Juni, d. i. c. einen Monat vor Aufbruch des Heeres, ein Hoftag behufs 
Vorbereitungen zur Romfahrt stattgefunden habe und dass der Bericht 
Arnolds hierher gehöre. 

4) Winkelmann, Acta I, 156: Dum autem apud Frankenford, ubi 
pro licentiandis principibus iuxta morem imperii indixeramus generalem 
curiam personaliter venissemus .... 
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der vorangehenden Periode besitzen. Weder Weiland noch 
Baltzer haben auf die Sitte, einen Eeichstag zur Beurlaubung 
der an einer Romfahrt nicht teilnehmenden Fürsten abzuhalten, 
hinweisen können. Die übrigen Quellen, welche uns von dem 
Reichstage Friedrichs II. zu Frankfurt Kunde geben, erwähnen 
nicht, dass daselbst Beurlaubungen vorgenommen worden seien. 1 ) 
Jener Brief des Kaisers aber lässt an der Thatsächlichkeit dieses 
Faktum keinen Zweifel aufkommen. 

Wie der König die Entscheidung darüber hatte, wem die . 
Befreiung von Kriegsdiensten durch Loskauf gestattet sein sollte, 
so hing von seinem Ermessen wohl auch die Höhe der Los¬ 
kaufsumme ab. An anderer Stelle wird der Schluss zu ziehen 
sein, dass die Grösse der Kontingente, welche die an einer Reichs¬ 
heerfahrt teilnehmenden Fürsten stellten, nicht ein für allemal 
festgesetzt gewesen ist, sondern entweder für jeden einzelnen 
Fall vom Könige vorgeschrieben, oder auch dem Belieben der 
Fürsten anheimgestellt worden ist. Ebensowenig wird es eine 
bestimmte Taxe gegeben haben, nach welcher sich der König 
bei Ansetzung der Loskaufsumme zu richten hatte, natürlich 
wird er aber dabei den Machtverhältnissen des betreffenden 
Fürsten jedesmal Rechnung getragen haben und der Betrag 
der Summe ungefähr den Kosten entsprochen haben, auf die 
dem einzelnen die Teilnahme an der Heerfahrt zu stehen ge¬ 
kommen wäre. 

Yon der Heerfahrt waren nun auch diejenigen — und 
zwar, ohne dass sie eine Beisteuer zu zahlen hatten — befreit, 
die durch irgendwelche Gründe, deren Stichhaltigkeit zu prüfen 
wohl ebenfalls dem Könige allein oblag, in ihrer Heimat fest¬ 
gehalten oder sonst an der persönlichen Teilnahme verhindert 
waren. Als Entschuldigungsgründe werden in zwei Fällen 2 ) 


1) Rein. Leod. Ann. SS. XVI, 677*, Ami. Col. max. 836; Chron. reg. 
cont. 20. 

2) Winkelm ann Acta I, 309 f. Darin schreibt Friedrich 1238 an 
den Erzbischof von Mainz, er möge mit seinen Feinden Frieden schliessen, 
da das Reich nicht länger sein servitium entbehren könne. — Huill. IV, 
386. Friedrich beauftragt seinen Commissar in Burgund, zwischen dem 
Grafen von Provence und den Bürgern von Marseille zu vermitteln: ne 
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Streitigkeiten angeführt, welche der von der Heeresfolge zu 
Befreiende mit seinen Nachbarn auszukämpfen hatte. Natür¬ 
lich werden auch andere Verhinderungsgründe als entschul¬ 
digend angenommen worden sein, vor allem Krankheit; es wird 
aber kein derartiger Fall berichtet. In betreff der niederen 
Vasallen wird einmal erzählt, dass diejenigen von den Kriegs¬ 
diensten, die sie ihren Herren zu leisten hatten, entbunden sein 
sollten, die durch ein impedimentum legitim um festgehalten 
würden. 1 ) Dies entspricht der ehaften not, 2 ) unter welchem 
Begriff nach den Rechtsbüchern 3 ) Gefängnis, Krankheit, Reichs¬ 
dienst (der natürlich in diesem Falle bei Seite fällt) und des 
Landes Not zusammengefasst werden als Entschuldigungsgründe 
für das Ausbleiben der Vasallen bei einem Lehngericht. 

§ 5 . 

Höhe der einzelnen Kontingente. 

Schon oben ist darauf hingewiesen worden, dass wir für 
unsere Periode wenigstens nicht berechtigt sind, einen bestimmten 
Massstab, nach welchem etwa von einem Stück Land von ge¬ 
wisser Grösse je ein Ritter zu stellen war, anzunehmen. Ein 
jeder Ministerial oder Vasall war seinem Herrn auf Grund des 
ihm als Lehen überlassenen Gutes verpflichtet, Kriegsdienste zu 
leisten. Die Höhe eines Kontingentes wird nun in der Regel 
angegeben nach der Zahl der in demselben stehenden Ritter; 4 ) 
demnach beträgt die grösste Truppenmasse, die ein Fürst dem 
König zuführen konnte, die Gesamtzahl der in seinem Terri- 

pro dissensione quam habet dictus comes cum Massiliensibus . . . iustam 
excusationem habeat remanendi. 

1) Huill. V, 1212. 

2) S. Grimm, R. A. S. 847. 

3) Sachssp. Lehnr. 24, 7. 

4) z. B. Contin. Hon. Augustod. SS. XXI, 479. — Ann. Rein- 
hardsbr. S. 84 u. 96. Chron. Mont. Sereni S. 171 führt neben der Zahl 
der milites auch die der pedites auf. Cas. S. Galli. cont. II. 162 ff. Ann. 
Plac. Gib. SS. XVIII, 479 und sonst öfters. Dem entsprechend wird auch 
die Gesamtzahl der Truppen eines Reichsheeres durch die Zahl der Ritter 
bestimmt: Chron. reg. cont. S. 14. Arn. Lub. S. 249. Ann. Plac. 486 etc. 
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torium eingesessenen Ritterbürtigen, mochten sie nun von ihm 
direkt belehnt sein, oder von einem seiner Lehnsträger. 

Es bestand aber auch bei den niederen Vasallen das System 
des Loskaufes, 1 ) und die Fürsten haben wohl nie, oder nur im 
höchsten Notfälle, 2 ) ihre gesamte waffenfähige Mannschaft auf- 
geboten. Nun ist in unserer Periode, soweit die vorliegenden 
Quellen darüber Aufschluss geben, niemals durch ein Reichs¬ 
gesetz festgesetzt worden, etwa nach der Art einer Reichs¬ 
matrikel der späteren Zeit, wieviel Ritter ein jeder der auf¬ 
gebotenen Fürsten aufzubringen habe, und es fragt sich, ob 
vielleicht eine frühere derartige Bestimmung noch im 13. Jahr¬ 
hundert Geltung gehabt habe. Die einzige, die wir kennen, 
ist das bekannte Aufgebot vom Jahre 981. 3 ) Dieses schreibt 
dem Abt von S. Gallen ein Kontingent von 20 Rittern vor, 
und genau soviel stellt der Abt noch in den Jahren 1202 und 
1203. 4 ) Aber dieser einzige Fall einer, vielleicht zufälligen, 
Übereinstimmung berechtigt nicht zu der Annahme, dass jenes 
Gesetz zwei volle Jahrhunderte hindurch in Kraft gewesen sei. 
Auch beziehen sich seine Vorschriften auf eine Krönungsfahrt 
nach Rom und dürfen nicht ohne weiteres für jede andere 
Reichsheerfahrt in Anspruch genommen werden. Dazu kommt, 
dass der König von Böhmen gewöhnlich mit 300 Rittern zu 
einer Reichsheerfahrt anzutreten pflegte, 5 ) einer Anzahl, welche 
der Summe der Kontingente der in jenem Aufgebot zu den 
grössten Leistungen verpflichteten Bischöfe von Mainz, Köln 
und Strassburg gleich ist. Daraus geht deutlich hervor, dass 
die Verhältnisse in der Zwischenzeit sich bedeutend geändert 
haben müssen. Da nun ein neues Reichsgesetz nicht erlassen 
worden ist, und dementsprechend auch die Anzahl der Ritter, 


1) S. S. 107. 

2) Bei (1er Gefahr, die durch einen Einfall der Tataren dem Reiche 
drohte, haben sich die Fürsten dazu verpflichtet. Huill. V, 1212. 

3) Jaffe, Bibliotheca V, 471, cf. Forschungen z. d. GescL. IX, 437 f. 

4) Cas. S. Galli cont. II. SS. II. S. 162.et hanc sicut et 

predictam (expeditionem) cum 20 militibus vadens. 

5) Der einzige, für den sich eine stets gleich hohe Zahl von Rit¬ 
tern nachweisen lässt. S. unten S. 48. 
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die ein einzelner Fürst in verschiedenen Feldzügen auf bringt, 
verschieden angegeben ist, 1 ) so Hesse sich vielleicht annehmen, 
dass der König vor jeder Heerfahrt, etwa in Verbindung mit 
der Ansage des Termins und dem Aufgebot, bestimmt habe, 
wieviel Ritter der einzelne Fürst stellen solle. Wäre das der 
Fall gewesen, so müsste es doch wunderbar erscheinen, dass 
wir davon keine einzige Nachricht haben, während wir in 
anderer Beziehung ziemlich genaue Berichte von dem Inhalt 
einer Ansage und eines Aufgebotes anführen konnten. 2 ) 

Es scheint daher, dass — wie auch Baltzer dargelegt 
hat 8 ) — der König es den Fürsten überliess, wieviele von ihren 
kriegstüchtigen Mannschaften sie aufbieten wollten. Baltzer 
hat schon auf ein Schreiben Friedrichs II. an den Grafen von 
Provence 4 ) hingewiesen, in welchem der Kaiser auf die An¬ 
frage des Grafen, mit wieviel Rittern er nach Italien kommen 
solle, diesem antwortet, dass er ihm in dieser Beziehung kein 
Mass vorschreiben wolle; daraus zieht Baltzer den Schluss, 
dass für Burgund jedenfalls die Stärke der Kontingente, welche 
die Keichsvasallen stellten, nicht festgestanden habe. Immerhin 
aber konnte noch, und dafür spricht gerade, dass der Graf 
jene Anfrage an den Kaiser richtete, der Gebrauch geübt werden, 
dass die Könige die Höhe der einzelnen Kontingente bestimmten. 
Aber dann ist jedenfalls Friedrich II. von dieser Sitte abge¬ 
gangen und hat es dem Ermessen der Fürsten anheimgestellt, 
mit einer wie grossen Schar von Begleitern sie auf den Reichs¬ 
heerfahrten erscheinen wollten. Die Stärke des Reichsheeres 
konnte dadurch nur erhöht werden, da es im Interesse der 
Fürsten lag, wie in dem angeführten Schreiben betont wird 

1) z. B. stellte der Landgraf von Thüringen 1204 400 Bitter, wäh¬ 
rend er im Jahre 1198 1200 Bitter aufgebracht hatte. Ann. Beinliardsbr. 
96 und 84. 

2) cf. S. 15 f. 

3) S. 35. 

4) LL. II, 325. Hier kommt folgende Stelle in Betracht: Nec ad 
hec proposita petitio nuntii nos potuit inclinare, ut viro tante strenui- 
tatis et fidei .... metam comitive suum decentis honorem prefigere 
deberemus .... et nullus possit modestior a nobis nuinerus pretaxari 
qnin in eo derogari nobis et tibi crederemus potius quam deferri. 
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und wie auch aus einer Stelle bei Konrad von Pfäffers x ) hervor¬ 
geht, in möglichst glänzenderWeise und mit einem bedeutenden 
Kontingente im Reichsheere aufzutreten. Auf diese Weise lässt 
sich am besten die schwankende Zahl der einzelnen Kontingente 
erklären; nur das des Königs von Böhmen macht hierin eine 
Ausnahme. Schon seit der Zeit Heinrichs IV. war es auf 
300 Ritter festgesetzt, und in derselben Höhe wird es in dem 
mehrfach zitierten Privileg Friedrichs II. veranschlagt. Noch 
in der Zeit Rudolfs von Habsburg steht der König von Böhmen 
an der Spitze von 300 Rittern im Reichsheere. 2 ) 


§ 6 . 

Dauer der Reichsheerfahrt und der Dienstpflicht im 
Reichsheere. 

Diese war nicht mehr, wie in der Zeit der Ottonen, für 
die Fürsten und ihre Kontingente auf ein bestimmtes Zeitmass 
beschränkt, sondern die zur Teilnahme an einer Reichsheerfahrt 
Aufgebotenen hatten mit ihren Mannschaften so lange im Felde 
zu bleiben, bis der König sie entliess; dies pflegte zumeist 
erst dann zu geschehen, wenn, der König die Heerfahrt für 
beendet erklärt hatte. Die Beweise dafür sind leicht zu bringen. 
Einmal sind die Reichsheerfahrten, die wir in dem der Arbeit 
zu Grunde liegenden Zeiträume zu verzeichnen haben, von 
verschiedenster Dauer. Es giebt darunter solche, die binnen 
sehr kurzer Zeit ein Ende fanden, etwa nach 4 oder 6 Wochen, 3 ) 
daneben aber auch solche, die einen ganzen Sommer und noch 
länger andauern. 


1) Cas. S. Galli. 172. Konrad beklagt, dass der Abt sich von der 
Romfahrt Friedrichs losgekauft habe: 0 abbatem! Nonne snblimitatis 
ordo expostulabat frequenciam militum et intermiscere te consiliis opti- 
matum‘? 

2) cf. Baltzer S. 34. Anm. 11. Stenzei a. a. 0. S. 215. 

3) z. B. eine Heerfahrt Philipps im Jahre 1205. cf. Chron. reg. 
cont. S. 9. Reineri Ann. SS. XVI, 659. Dazu Reg. 121a ff. — Ferner 
eine Heerfahrt von 6 Wochen, die Konrad IV 1242 in den Rheingau 
unternahm. Ann. Worm. SS. XVII, 48. 
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Wir greifen hier zu einer genaueren Darstellung die grosse 
Reichsheerfahrt gegen die reichsfeindlichen Lombarden, die am 
15. August 1235 zu Mainz beschlossen und beschworen wurde, 
heraus, da dieselbe in betreff der berührten Fragen von be¬ 
sonderem Interesse ist. Ihr Beginn ist auf den 11. Juli, das 
Datum des Aufbruchs von Augsburg, 1 ) anzusetzen. Damals 
schon wurde ein Teil des Heeres zurückgelassen und gemäss 
eines zu Augsburg gefassten Reichstagsbeschlusses, welcher die 
Acht über Herzog Friedrich den Streitbaren von Österreich 
ausgesprochen hatte, 2 ) zur Exekution in das Land des auf¬ 
rührerischen Fürsten gesandt. Im Dezember desselben Jahres 
1236 sah sich Friedrich nach einer Reihe erfolgloser Kämpfe 
in Italien genötigt, mit der Hauptmasse seines Heeres nach 
Deutschland zurückzukehren, um persönlich gegen den noch 
unbesiegten Österreicher vorzugehen. 3 ) Das Heer, das gegen 
die Lombarden aufgeboten war, wurde also gegen einen anderen 
Feind geführt, und es wird von keinem der an der Heerfahrt 
beteiligten Fürsten berichtet, dass er sich geweigert habe, dieser 
Änderung im Kriegsplane Folge zu leisten. In Österreich ver¬ 
einigte sich nun das gesamte, 1236 bei der Heeressammlung 
zu Augsburg gemusterte Reichsheer zu einer Armee. Es fehlte 
nur ein geringer Teil, der in Italien zur Besatzung der Burgen 
zurückgelassen worden war. Ausserdem muss aber auch von 
Österreich aus ein Nachgebot an bei dem ersten Aufgebot 
zurückgestellte Truppen ergangen sein; denn nach Hermann 
von Altaich und den Marbacher Annalen 4 ) waren bei Gelegen¬ 
heit der Königswahl Konrads zu Wien im Februar 1237 eine 
bedeutende Anzahl Fürsten am kaiserlichen Hofe, die weder 
an der Heerfahrt nach Italien, noch in dem Exekutionsheere 


1) Huill. IV, 889. 

2) Herrin. Altah. Ann. SS. XVII, 392. 

3) Ann. Plac. SS. XVIII, 474. In proximo mense Deceinbris imperator 
cum maiori parte exercitus sui in Alemanniam properavit propter ducem 
Austrie. cf. Ann. Col. max. 846. Chronic. Patav. bei Muratori Antiqu. 
IV, 1133. 

4) Herrn. Altah. SS. XVII, 392; Ann. Marb. ibid. 178. Dazu noch 
die Zeugenreihe der bei der Wahl ausgestellten Urkunde LL. II, 322 ft*. 
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in Österreich beteiligt gewesen waren. x ) Der Feldzug gegen 
den rebellischen Herzog endete im April; unter Zurücklassung 
einer Art von Landeshauptmannschaft verliess der Kaiser mit 
seinem Heere das Herzogtum; denn keiner der zahlreichen 
Berichte über diese Vorgänge erzählt, dass das Reichsheer auf¬ 
gelöst worden sei. 2 ) Da wir nach den Urkunden aber bald 
einen Teil der Fürsten nicht mehr in der Begleitung des Kaisers 
finden, müssen wir annehmen, dass von Friedrich eine Reihe 
von Beurlaubungen erteilt worden sind. Das Beichsheer aber 
als solches blieb beisammen und die entstandenen Lücken sind 
dann, das wissen wir sicher, 3 ) durch neue Aushebungen gefüllt 
worden. Das auf diese Weise vervollständigte Heer sammelte 
sich wiederum bei Augsburg, und Friedrich konnte sich rüh¬ 
men, ein Heer aus ganz Deutschland aufgebracht zu haben, *) 
mit dem er dann am 15. August zum zweitenmale die Heer¬ 
fahrt gegen die rebellischen Lombarden antrat. Ein erneuter 
Reichstagsbeschluss war nicht gefasst worden, die Heerfahrt 
geschah nur in Ausführung des 1235 zu Mainz gefassten Be¬ 
schlusses und konnte nach diesem erst ein Ende mit der 
völligen Niederwerfung der Lombarden finden. Diese schien 
wenigstens eingetreten zu sein mit dem Siege von Cortenuova 
im November 1237. 

Nach diesem erst erfolgte die Entlassung des Reichsheeres 
durch den Kaiser. Diese Heerfahrt hat also, unterbrochen 
durch den österreichischen Feldzug und die notwendige Er¬ 
gänzung des Truppenbestandes, von Mitte Juli 1236 bis Ende 
November 1237 gedauert. 

Aus dieser Betrachtung lassen sich folgende Resultate 
gewinnen: Die Verpflichtung der Fürsten und ihrer Kontingente, 

1) Die Zeugenreihen der 1236 in Italien ausgestellten Urkunden 
sind zu dürftig, um eine vollständige Liste der Teilnehmer an jener 
Heerfahrt ergeben zu können. Nur ein Fürst, der auch bei der Königs¬ 
wahl in Wien zugegen war, wird genannt. Huill. IV, 899. 

2) Ann. Marb. 178. Herrn. Altah. a. a. O. Ann. S. Rudb. Salisb. 
SS. IX, 786 f. Contin. Sancruc. SS. IX, 638. Contin. Lambac. ibid. 559. 

3) nach Ann. S. Rudb. a. a. O. 

4) Br. Friedrichs an die Römer. Winkelmann Acta I, 301. 
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bei dem Reichsheere zu bleiben, war durch keine bestimmte 
zeitliche Grenze gemessen; sie hörte auf erst mit dem Ende 
der Heerfahrt, nachdem die einzelnen Teilnehmer vom Könige 
entlassen worden waren. Doch konnte der letztere auch vor 
dem Ende einzelne Kontingente aus irgendwelchen Gründen 1 ) 
von der weiteren Teilnahme an der Heerfahrt beurlauben. Da 
zu einer Reichsheerfahrt nie die gesamte Streitmacht des 
Reiches aufgeboten zu werden pflegte, war es leicht, die durch 
vorherige Beurlaubung entstandenen Lücken durch Nachgebote, 
die jedenfalls an die bei der ersten Aushebung Übergangenen 
erlassen wurden, zu ergänzen. 

Dafür, dass das Ende der Heerfahrt^ und die Auflösung 
des Heeres vom Könige abhing, könnten noch verschiedene 
Belege beigebracht werden. Es soll nur noch auf zwei Dar¬ 
stellungen über das Ende des Feldzuges von 1238, das mit 
der Aufhebung der Belagerung von Brescia am 9. Oktober 
eintrat, hingewiesen werden. 2 ) Nach dem einen hat sich das 
Heer sofort aufgelöst, nach dem andern hat der Kaiser den 
Urlaub erst in Cremona, wohin er mit den Truppen sich 
begeben hatte, erteilt. 

1) Von einem dem Herzog von Österreich vor Schluss eines Kriegs¬ 
zuges von kurzer Dauer aus Gesundheitsrücksichten erteilten Urlaub 
erzählt Rein. Leod. SS. XVI, 672: Ducein Austrie pedibus infirmantem 
in terram suam redire permittit, quandam tarnen partem suorum retinuit. 
Der Bericht bezieht sich auf die Heerfahrt Friedrichs gegen Aachen 1214. 

2) Rieh. Sangerm. SS. XIX, 376. Conradus filius eins in Alamau- 
niam redit et licentia data est omnibus in propria revertendi, ipse tarnen 
in Lombardia remansit. — Ann. Plac. SS. XVHI, 480: Imperator movit 
se ah illa ossiditione, deditque cadigium omnibus forensibus preter Theu- 
tonicos. Unter diesen letzteren können nur Ministerialen Friedrichs und 
allenfalls deutsche Söldner gemeint sein, da die deutschen Fürsten, die 
an der Belagerung teilgenommen hatten, alsbald aus den Zeugenreihen 
verschwinden. 

Ähnliche Ausdrncksweisen, welche für die Entlassung der Heere 
durch den König bezeichnend sind, finden sich auch anderwärts, z. B. 
Br. Rehr. v. 5237: mit danke her (Otto) dho orlob gaph. . . *, Chron. reg. 
cont. 16„: Imperator exercitum absolvens . . ; Ann. Worm. S. 52: — statuit 
dimissis omnibus ad sua redire *, — Winkelmann Acta I, 331: dissolvimus 
magnificum exercitum. Ann. Plac. S. 435: dato comeato . . . ; Tolosani 
Chron. ed. Mitarelli c. 191: licentiam revertendi dedit. 

4* 
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Eine Ausnahme von der allgemeinen Regel, dass Ende 
der Heerfahrt und Entlassung des Heeres allein vom Ermessen 
des Königs abhängt, bildet die Krönungsfahrt nach Rom. Die 
Rechtsbücher 1 ) setzen das Ende derselben fest auf den Tag, 
an welchem der deutsche König die Weihe empfangen hat; 
der Schwabenspiegel fügt ausdrücklich hinzu, dass die deutschen 
Fürsten nicht gezwungen werden können, länger beim Kaiser 
auszuhalten. Die Thatsachen bestätigen in diesem Falle die 
Theorie der Spiegel. Die Krönung Ottos IY. wurde am 
4. Oktober 1209 vollzogen, und alsbald verschwinden aus den 
Zeugenreihen die Namen der deutschen Fürsten. Am 25. Oktober 
sind am Hofe nur noch der Bischof von Speyer als Kanzler und 
der Bischof von Naumburg. 2 ) 

Auch nach der Krönung Friedrichs II., die am 22. No¬ 
vember 1219 stattgefunden hat, sind die deutschen Fürsten 
sofort heimgekehrt, und schon am 6. Dezember tritt als letzter 
von ihnen der Erzbischof von Mainz als Zeuge auf. 3 ) 

§ 7. 

Kosten der Reichslieer fahrt. 

Es lässt sich der allgemeine Satz aufstellen, dass bei einer 
strengen Durchführung der Reichsverfassung sowohl alle die¬ 
jenigen, welche zum persönlichen Heerdienst verpflichtet waren, 
mochten sie nun an der Reichsheerfahrt teilnehmen oder nicht, 
als auch diejenigen, denen jene Dienstpflicht nicht oblag, in 
höherem oder geringerem Grade an den Kosten, die die Heer¬ 
fahrt verursachte, zu tragen hatten. 

Wenn aber einzelne quellenmässig belegte Thatsachen zur 
Aufstellung dieses Grundsatzes berechtigen, so soll damit nicht 
gesagt sein, dass bei jeder Heerfahrt demgemäss verfahren 
worden sei. In welchem Grade der deutsche König die ihm 

1 1 1) Sachssp. Lehnr. 4, 3. — unde die liervart lent den düdischen alse 

die koning gewiet is. Schwäb. Lehnr. 8. — unt die hervart hat den 
tuschen ende so der künig gewihet wirt, er mag sie fiirbas niht betwingen. 

2) s. Reg. 306 und 307. 

3) Huill. H, 77. 
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zustehenden Rechte ausübte und wie weit die einzelnen Glieder 
des Reichskörpers ihren Pflichten, die ihnen nach der Rechts¬ 
anschauung des deutschen Volkes in unserer Periode oblagen, 
nachkamen, das hing immer von den augenblicklichen Macht¬ 
verhältnissen des jeweiligen Regenten ab. 

Die an einer Heerfahrt persönlich nicht teilnehmenden 
selbständigen Glieder des Reichsganzen trugen zur Deckung 
des Aufwandes bei durch Abgaben, welche an den König oder 
seine mit der Erhebung beauftragten Beamten gezahlt wurden: 
einmal in der Form von Loskaufsgeldern, gegen welche die zur 
Teilnahme an einer Heerfahrt verpflichteten und auch aufge¬ 
botenen Fürsten die Befreiung vom Reichskriegsdienste erhielten. 
Das Nähere hierüber ist schon oben besprochen worden. 

Dann aber wurden derartige Abgaben geleistet in Form 
der Heersteuern, welcher Name speziell für die hier in Frage 
stehenden Abgaben gebraucht wird; diese wurden erhoben in 
denjenigen Teilen des Reichs, deren Inhaber keiner anderen 
Gewalt gegenüber in Abhängigkeit, besonders in Lehnsabhängig¬ 
keit standen, als dem Kaiser und Reich, und von dem Dienst 
mit der Waffe befreit waren. Dazu gehören diejenigen Stifter 
und Klöster, die nicht im Besitz von Regalien, also nicht ge¬ 
fürstet, waren. Dass von ihnen thatsächlich eine Steuer ein¬ 
getrieben worden sei, wird in den Quellen nicht berichtet; 1 ) 
ihre Verpflichtung aber, eine solche abzuliefern, geht hervor 
aus Urkunden, durch welche einzelne derselben davon befreit 
wurden. 2 ) 

Ferner konnten zur Abgabe der Heersteuer herangezogen 
werden die freien Reichsstädte. In einem besonderen Abschnitte 
über den Heer dienst dieser wird noch zur Darstellung kommen, 
wie die Abgaben, welche die Bischofsstädte im Kriegsfälle an 
ihren geistlichen Herrn zu leisten hatten, mit ihrer Befreiung von 

1) Anders in Italien, wo Friedrich II. fast in jedem Jahre, in dem 
er dort anwesend war, von den Klöstern Abgaben zu Kriegszwecken 
eintrieb. 

2) z. B. Huill. II, 868 für die Cistercienser-Klosterbrüder von Schön¬ 
thal: — nec exactiones que vulgo heresture vocantur ab eis quoquo 
modo exigantur. Cf. Wirtemberg. Urkundenb. II, 336. 
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der bischöflichen Gewalt an das Reich und den König fielen. 
In den Städteprivilegien unserer Periode ist die Verpflichtung 
einer Stadt zur Zahlung der Heersteuer zumeist in der Weise 
zum Ausdruck gebracht, dass die betreffende Stadt von jedem 
Dienst und jeder Steuer, die sie vordem irgend einem Macht¬ 
haber zu leisten hatte, befreit wird, und diese nur für den 
besonderen Dienst des Reiches gefordert werden sollen. 1 ) Eine 
Befreiung von der an das Reich fallenden Heersteuer ist in 
unserer Periode nur ausnahmsweise vorgenommen worden. 2 ) 

In dritter Stelle kommen hier in Betracht die nicht ritter- 
biirtigen freien Grundbesitzer. Es ist oben darauf hingewiesen 
worden, dass sie in unserer Periode thatsächlich von der persön¬ 
lichen Teilnahme an der Reichsheerfahrt befreit gewesen seien. 
Dass sie dafür eine Heersteuer, und zwar nicht an den König 
direkt, sondern an den Landesherrn oder den Grafen als könig¬ 
lichen Beamten, zahlen mussten, bleibt allerdings nur eine An¬ 
nahme, für die ich aus unserer Periode keine Belege zu bringen 
vermag. 

Thatsächlich nun scheint die Heersteuer nur selten erhoben 
worden zu sein, wenigstens berichten die Quellen nur zweimal 
davon. Das eine Mal erzählt die Braun Schweiger Reimchronik, 3 ) 
dass König Otto vor dem Antritt einer Heerfahrt im Reiche 
Geld Unterstützungen eingetrieben habe. Über einen zweiten 
Fall sind wir durch Kaiser Friedrich II. selbst unterrichtet, der 
den Erzbischof von Mainz in einem Briefe vom Jahre 1238 4 ) 

1) z, B. in der Urkunde für Strassburg von 1205: Strassburg. Ur- 
kundenb. 1, 119. 

2) Nur ein Fall ist mir bekannt geworden betr. die Stadt Köln, 
ausgestellt von König Wilhelm: Ennen und Eckertz: Quellen zur Gesell, 
der Stadt Köln II, nr. 266: Nec arctabimus eam in expeditione nostra 
ad aliquid nobis subsidium impendendum. Und noch für den speziellen 
Fall einer Heerfahrt über Berg von demselben König für die Burg- 
mannen von Freiberg: Böhmer, Acta, 302: — ut si ire contigerit nos 
ad partes cum exereitu transmontanas nullum ius, quod hersture 
dicitur, nobis dabunt. 

3) v. 6503 ff. 

4) Winkelmann Acta I, 309. — Quatinus cum civitatibus nostris 
et oppidis per totam Alemanniam preeariam imponi mandaverimüs — 
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beauftragt, für die pünktliche Einsammlung der Abgaben, die 
er den Städten des Reiches zum Zwecke eines Kriegszuges 
gegen die Lombarden auferlegt habe, Sorge zu tragen. 

Die durch Loskaufungen sowohl, wie die durch Heersteuern 
aufgebrachten Gelder wurden an die königliche Kriegskasse, die 
immer auf Heerfahrten mitgeführt und von besonders dazu 
eingesetzten Beamten des königlichen Hofes verwaltet wurde, 
abgeliefert. 1 ) Eine interessante Quittung über den Betrag von 
50 Mark, durch welchen sich Bischof Jordan von Padua von 
der Krönungsfahrt Friedrichs II. loskaufte, ausgestellt von dem 
Marschall des königlichen Kämmerers Richard, ist bei Huillard -) 
erhalten. 

Mit Hilfe dieser Kriegskasse wurden die verschiedensten 
Ausgaben gedeckt.; Kriegsmaschinen wurden davon angeschafft, 
die Besoldungen der Ritter wurden damit, bestritten, 3 ) auch 
die Remunerationen, die, wie wir gleich sehen werden, in unserer 
Periode immer häufiger am Ende der Heerfahrt den Beteiligten 
gewährt wurden, sind wohl ebenfalls dieser Kasse entnommen 
worden. 

Nach strengem Reichsrecht aber hatten die an der Heer¬ 
fahrt teilnehmenden Fürsten weder für sich, noch für ihre 
Kontingente, eine Beihilfe zu den Kosten aus dem Reichskriegs- 


circa festinam collectionem — precarie oimiem quam poteris opem et 
operam sollicite studeas adhibere. 

1) Unter den Namen camera, imperialis camera, camera exercitus, 
erarium wird der Reichskriegsschatz oft erwähnt, z. B. 1208: Ann. Rein- 
hardsbr. 116; 1239: Huill. V, 299 u. Roland. Patav. Chron. SS. XIX, 73; 
1245: Ann. Plac. SS. XVIII, 489. Der gesamte Kriegsschatz Konrads IV. 
fiel an den Markgrafen Berthold von Hohenburg: Nie. de Jamsilla, Murat. 
SS. VIII, 511. 

2) I, 859. Gruarnerius marescalcus d. Rizardi eamerarii suprascripti 
regis, ex comissione regis eiusdem varentavit et confessus fuit se pro 
ipso rege accepisse 50 marcas argenti a domino Heinrico canonieo Paduano 
specialiter propter illud, quod idem d. rex absolverat eundem dominum 
episcopum ab itinere Romano .... Quapropter ipse Varnerius renuncia- 
vit exceptioni non numerate pecunie et fuit pactum de non petendo 
amplius dictam pecuniam sub pena dupli. 

3) cf. Huill. VI, 833; Winkelmann Acta II, 55. 
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schätze zu beanspruchen, sondern die Mittel zu einer Reichs¬ 
heerfahrt selbst aufzubringen. Man darf wohl die Loskaufs¬ 
gelder der zurückbleibenden Fürsten als Äquivalent auffassen 
für die Kosten, die ihnen der Feldzug verursacht hätte. Positive 
Angaben in dieser Beziehung verdanken wir dem Fortsetzer 
der Kasus S. Galli, welcher berichtet, 1 ) dass der Abt im Jahre 
1202 auf einer Heerfahrt gegen Würzburg 150 Mark, und im 
folgenden Jahre auf einer solchen gegen den Landgrafen von 
Thüringen 850 Mark brauchte. Die Zahl der Ritter, an deren 
Spitze der Abt stand, betrug in beiden Fällen 20 Mann. Nach 
derselben Quelle 2 ) nun hat der Nachfolger jenes Abtes sich mit 
350 Mark von der Krönungsfahrt Friedrichs II. losgekauft, also 
mit der gleichen Summe Geldes, welche sein Vorgänger zu 
dem Feldzuge von 1203 aufgewandt hatte. Sollte nun die Los¬ 
kaufssumme dein eventuellen Kostenaufwande entsprechen, so 
ist der letztere in diesem Falle sehr gering veranschlagt. Der 
Abt von Sauet Gallen würde sicher nicht mit weniger als 
20 Rittern den König auf seiner Kaiserfahrt begleitet haben; 
eine Fahrt über Berg beanspruchte jedenfalls grössere Mittel 
als eine solche diesseits der Alpen. Trotzdem macht unser 
Berichterstatter 3 ) seinem Abte noch Vorwürfe, dass er sich 
nicht an der Romfahrt beteiligt habe, was dem Kloster höchstens 
auf 200 Mark zu stehen gekommen wäre. Die einzige Er¬ 
klärung für den niedrigen Kostenanschlag und die Vorwürfe 
des Chronisten ist die, welche auch aus des letzteren Erzählung 
deutlich hervorgeht, dass es, zuerst wohl bei der Krönungsfahrt, 
Sitte geworden war, dass die Könige den heimkehrenden Fürsten 
Remunerationen für den im Dienste des Reichs gemachten Auf¬ 
wand zahlten. 

Zunächst ist aber mit Benutzung derselben Stelle aus den 
Kasus S. Galli noch darauf hinzuweisen, dass den geistlichen 
Fürsten die Teilnahme au der Reichsheerfahrt bedeutend mehr 

1) Cas. St. Galli, SS. II, 162. 

2) ibid. S. 172. 

3) a. a. O.cum 200 inarcis et reg*i servire et sue profecisse 

potuisset ecclesie. Omnes enim principes qui ierant donis dotati ingen- 
tibus rediere ad sua cum gaudio. 
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Kosten verursacht zu haben scheint, als den weltlichen. Wenn 
nämlich der Abt von S. Gallen, um von der Stellung eines 
Kontingentes, welches die Zahl von 20 Rittern wohl kaum 
bedeutend übersclmtten haben würde, zur Romfahrt befreit zu 
werden, 350 Mark zahlen musste, so steht damit in keinem 
Verhältnis das Privileg Friedrichs II. für den König von Böhmen, 1 ) 
durch welches dem letzteren freigestellt wurde, zur Romfahrt 
300 Reiter zu stellen oder 300 Mark zu zahlen. Ficker 2 ) schon 
hat aus der Vergleichung beider Thatsachen den Schluss ge¬ 
zogen, dass den geistlichen Fürsten der Unterhalt ihrer Mann¬ 
schaften vollständig zur Last fiel, während die Solda, d. i. die 
Entschädigungssumme, die nach beendigter Heerfahrt für den 
Kostenaufwand gewährt wurde, in erster Linie den weltlichen 
Fürsten zu teil wurde. Gerade der Umstand aber, dass solche 
Remunerationen gezahlt wurden, bestätigt, dass auch für die 
weltlichen Fürsten ursprünglich die Pflicht bestand, die Kosten, 
die ihnen aus dem Aufenthalt im Reichsheere erwuchsen, selbst 
zu tragen. 

Nicht immer aber waren sie bereit, dieser Pflicht nach¬ 
zukommen; in Zeiten, wo die Macht eines Königs auf schwachen 
Füssen stand, haben einzelne von ihnen Kriegshilfe nur gegen 
eine Gegenleistung seitens des Königs, die darin bestand, dass 
der letztere auf Grund eines Vertrages eine bestimmte Summe 
zur Deckung der Kriegskosten vorausbezahlte, geleistet. 

König Philipp sah sich im Jahre 1205 genötigt, um den 
Herzog von Brabant zur Teilnahme an einem Feldzuge zu ge¬ 
winnen, ihm für die Dauer des Krieges einen förmlichen Sold 
von wöchentlich 500 Mark zu gewähren. 3 ) In ähnlicher Weise 
hat Friedrich bei seiner ersten Ankunft in Deutschland dem 
Herzog von Lothringen 3000 Mark Silber und ausserdem noch 


1) Huill. I, 216. 

2) Über (las Eigentum des Reichs am Reichskirchengute, Separat¬ 
abdruck S. 122 f. 

3) Chron. reg. cont. SS. XXIV, 9 (Philippus) necessitate magis 
quam voluntate ad mitigandum ducis aniinum et ad sustentationem exer- 
citus 500 marcas omni septimana sibi dari constituit. 
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200 Mark für den Kostenaufwand im bevorstehenden Feldzuge 
versprochen. 1 ) 

Die nun schon mehrfach erwähnte, zuerst wohl nach der 
Kaiserkrönung in Rom, dann aber auch am Ende anderer 
Heerfahrten, vom Könige den Fürsten verliehene Entschädigung 2 ) 
der durch den Feldzug veranlassten Unkosten, bestand wohl 
zumeist in einer Geldsumme; an deren Stelle trat öfters auch 
Geldeswert; besonders werden genannt Pferde, 3 ) Belehnungen 4 ) 
und Privilegien. 5 ) 

Zuweilen haben die Könige, um Teilnehmer an einer Reichs¬ 
heerfahrt zu gewinnen, bereits vor dem Beginne derselben 
eine Remuneration in Aussicht gestellt. Auf diese Weise hat 
z. B. Friedrich im Jahre 1232 die Grossen Burgunds zu locken 
gesucht. 6 ) Ein noch weiteres Nachgeben der königlichen Macht 
zu gunsten der Fürsten ist es, wenn eine derartige Kriegs¬ 
entschädigung vor der Heerfahrt ausgezahlt wird. Das ist dann 


1) S. Richerii Senon. Cbron. SS. XXV, 298; und die Urkunde b. 
Huill. I, 222 . . . ut ex hoc circa milites expensis melius sufficiat et in 
guerrarum occupationibus faciendis. Vergl. dazu auch Gesta. epp. Haiberst. 
SS. XXIil, 122, wo König Otto dem Bischof von Halberstadt 800 M. pro 
suo obsequio verspricht. 

2) Die Quellen bezeichnen sie als: remuneratio, retribntio, dotatum, 
solda. Der letztere Ausdruck speziell zur Bezeichnung der nach been¬ 
deter Heerfahrt an Grosse gewährten Entschädigung findet sich in unserer 
Periode zuerst bei Rolandin. Patav. Chron. SS. XIX, 73, also in einer 
italienischen Quelle; als Bezeichnung des den Rittern gegebenen Stipen¬ 
diums: Chron. Ursperg. SS. XX11I, 371. 

3) Bei Gelegenheit der Krönungsfakrt Friedrichs II. Rein. Leod. 
SS. XVI, 678; Rieh. Sängerin. SS. XIX, 340. 

4) Ann. Reinhardsbr. 187. Danach erhielt der Landgraf bei der 
Heimkehr aus Italien 1226 die Mark Meissen, die Lausitz und das Land 
der Preussen zu Lelien. — cf. Cas. S. Galli, 180: Heinrich (VII) über¬ 
wies 1229 dem Kloster einen Hof. 

b) Diese wurden besonders in Rom nach Empfang der Kaiserwürde 
gewährt, s. d. Regesten. 

6) Huill. IV, 404. Circa citationem et mandatum nostrum taliter 
vos habentes, quod devotionein vestram merita coinmendare possimus et 
pro impensis nobis servitiis grata debeamus remunerationis beneficia 
respondere. 

Ein ähnliches Versprechen an die Stadt Viterbo s. Huill. II, 548. 
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eigentlich keine Remuneration mehr, sondern eine vollständige 
Befreiung der Fürsten von ihrer Pflicht, ihren Aufwand selbst 
zu bestreiten. Es ist in diesem Falle auf die oben 1 ) bei¬ 
gebrachten Zitate zu verweisen. 

War aber die Kriegskasse des Königs nur schwach gefüllt, 
so musste dieser zu anderen Mitteln greifen, um die Fürsten 
zur Leistung von Kriegsdiensten zu bewegen. Sehr beliebt 
waren dann die Verpfändungen von königlichen Gütern, wodurch 
sowohl der Kasse neue Mittel zuflossen, als auch Anhänger 
geworben wurden. Bekannt sind die zahlreichen Verpfändungen, 
die König Philipp am Anfänge seiner Regierung mit Reichs¬ 
gütern und stautischen Alloden vorgenommen hat. 2 ) Auch 
König Wilhelm hat oft zu diesem Mittel gegriffen. 3 ) 

Den Fürsten standen, um die nötigen Geldmittel zu einer 
Heerfahrt aufzubringen, in ihren Territorien dieselben Mittel 
zu Gebote, wie dem Kaiser im Reiche, nämlich das System 
des Loskaufes und die Heersteuer. Nach Lehnrecht kann sich 
der Mann, der von mehreren Herren Lehen hat und doch nur 
unter dessen Führung, der ihn zuerst aufgeboten hat, an der 
Heerfahrt teilnehmen kann, von dem Dienst, den er den anderen 
Herren schuldig ist, durch Abgabe einer Heersteuer im Betrage 
des zehnten Teiles der ihm aus dem Lehen zufliessenden Ein¬ 
künfte, frei machen. 4 ) Dem entspricht die weitere Bestimmung 
des Sachsenspiegels, dass der zum Heerdienst auf der Fahrt 
nach Rom verpflichtete Vasall sich durch Abgabe des Zehnten 
lösen kann. 5 ) Positive Zeugnisse dafür, dass ein deutscher 
Reichsfürst von seinen Lehnsleuten, soweit sie an der Reichs¬ 
heerfahrt sich nicht beteiligten, eine Heersteucr in dem von 
den Rechtsbüchern vorgeschriebenen Betrage . erhalten habe, 

1) 8. 58, Anm. 1. 

2) Näheres hierüber bei Frey: die Schicksale des königlichen Gutes 
in Deutschland seit Philipp von Schwaben. 

3) z. B. Lacomblet II, 171; ferner Keg. 4967 ff. 

4) Sachssp. Lehnr. 46, 2. Auctor v. I, 110 verlangt nur allgemein 
ein expeditionis auxilium vom Vasallen. Schwab. Lehnr. 83 fordert wie¬ 
der den zehnten Teil der jährlichen Einkünfte. 

5) Lehnr. 4, 3. Eutspr. Auct. v. I, 13; Deutschensp. Lehnr. 11; 
Schwabsp. Lehnr. 8. 
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vermag ich aus dem dieser Arbeit zu Grunde liegenden Zeit¬ 
räume nicht beizubringen, doch bestätigt wenigstens eine Er¬ 
zählung der Reinhardsbrunner Annalen, dass es Sitte der Landes¬ 
herren war, in ihren Territorien bei Antritt einer Heerfahrt 
Gelderhebungen zu veranstalten. Jene Annalen 1 ) rühmen i 

nämlich den Landgrafen Ludwig den Heiligen besonders des- - 

halb, weil er bei seinem Aufbruch zur Kreuzesfahrt beschlossen a 

hatte, seinem Lande keinerlei Steuern aufzuerlegen, sondern i 

zur Ehre Gottes ganz auf eigene Kosten den Zug zu unter¬ 
nehmen und die Mittel für den Unterhalt seiner Mannschaften ! 1 
zu bestreiten. Daraus geht hervor, dass der Landgraf in diesem » 

Falle von einem ihm zustehenden Rechte freiwillig abgesehen 1 

hat. Der Mangel an Nachrichten aus den deutschen Gebieten * 

des Reiches wird gedeckt durch einige glaubwürdige Angaben, * 

die wir betreffs des Verhältnisses burgundischer Bischöfe zu f 

ihren Diözesanen besitzen. Eine Urkunde Friedrichs II. 2 ) be- 1 

stätigt den Bischöfen von Valence das Recht, falls sie zur Hof¬ 
oder Heerfahrt aufgeboten werden, von sämtlichen Angehörigen 
des Bistums eine Subvention, die nach der Höhe der Ausgaben 
und dem Vermögen des Einzelnen normiert sein soll, zu erheben. 

Hier scheint nun angenommen zu sein, dass die Erhebung i ■ 
dieser Steuer erst, nachdem der betreffende Reichsdienst vom H 

Bischof geleistet worden ist, vorzunehmen sei. Valbonnais >< 

bringt aber bei der Wiedergabe dieser Urkunde zwei weitere (, 

aktenmässige Belege, die Tabularien burgundischer Bistümer 1 

entnommen sind, bei, welche das Recht der Bischöfe erweisen, ii 

zur Deckung der Ausgaben, die ihnen eine in des Reiches 1) 

Diensten zu unternehmende Heerfahrt verursachen wird, eine 
Beisteuer in ihrem Bistum einzutreiben. Das erstere 3 ) dieser 

1) S. 198: Homo nobilis Ludewicus lantgravius pro Christo nomine I 

exul facturus, ut nullus exactione qualibet gravaretur, decrevit sumptibus % 

suis transfretare propriusque stipendiis domino militare. 

2) Huill. V, 264. 1 

3) Valbonnais: Histoire de Dauphin^ II, 64: Est de iure imperii, < 

ut principibus ecclesiasticis venientibus ad curiam de speciali mandato 

et pro servitiis imperii, ab eis qui tenent regalia ecclesie sue in sub- 
\entione eongrua debeat provideri. (Aus dem Tabularium des Bistums 
Grenoble.) 
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Beweisstücke stammt aus einem Befehl des kaiserlichen Vikars 
für Burgund, welcher der Diözese Grenoble eine Kriegskontri¬ 
bution auferlegt, das zweite') ist ein Schreiben des Bischofs 
Humbert von Die an seine Diüzesanen, enthaltend das Gebot, 
ihm bis zu einem bestimmten Termine die Gesamtsumme von 
8000 Solidi, die er auf das doppelte zu erhöhen berechtigt sei, 
als Beisteuer zur Heerfahrt gegen die Lombarden im Jahre 1238 
zu zahlen. 

Am Schlüsse dieses Abschnittes ist noch einzugehen auf 
eine speziell dem Gebiete des Lehnrechts angehörende Frage, 
ob nämlich die Vasallen auf eigene Kosten Kriegsdienste zu 
leisten gezwungen waren, oder ob der Herr den Unterhalt 
seiner Lehnsleute zu bestreiten pflegte. Die Rechtsbücher 2 ) 
schreiben vor, dass der Vasall 6 Wochen dem Herrn auf seine 
Kosten dienen soll, und nachher, wie vorher 6 Wochen lang 
Frieden und Kriegsruhe haben soll. Dass der Lehnsmann über¬ 
haupt nur 6 Wochen lang Kriegsdienst thun soll, ist schon 
oben durch Thatsachen als ungiltig widerlegt; 3 ) dass der Mann 
für die Dauer einer bestimmten Zeit wenigstens sich selbst 
unterhalten soll, wird sich als nicht zu Recht bestehend erweisen 
lassen. Da auch hier wieder die für unsere Periode in Betracht 
kommenden Quellen nur ungenügenden Aufschluss geben, so 
sei zunächst auf Baltzer 4 ) verwiesen, der durch eine Reihe von 
Quellenbeweisen dargethan hat, dass die Vasallen und Ministeria¬ 
len für ihre Kriegsdienste vom Herrn ein Stipendium, bestellend 
in Geld wie in Naturalien, beanspruchen konnten. Ferner ist 
bekannt, dass König Philipp seinen Rittern Stipendien, oder, wie 

1) a. a. 0. (Aus dem Tabular. epp. Diensium). Mandamus et preci- 
pimus, ut usque ad primam diem Augusti proximo venturi nobis solvant 
pro dictis expensis 8 milia solidorum, licet possemus iniungere, ut nobis 
solverent 16 milia solidorum. 

2) Sachsensp. Lehnr. 4, 1: Ses wecken sal die man dienen sime 
lierren mit sin es selves kost, unde ses wecken vore unde ses wecken na 
sal he des rikes vrede hebben unde schacht rowe. Entspr. Schwab. 
Lelmr. 8, Dagegen sagt Auct. vet. I, 9: Sex hebdomadibus homo serviat 
domino suo in domini expensa. 

3) S. 48 tf. 

4) S. 13 f. 


Digitized by 


Google 


Original from 

HARVARD UNIVERSITY 



Generated on 2020-09-28 18:30 GMT / https://hdl.handle.net/2027/hvd.hx3db6 

Public Domain in the United States, Google-digitized / http://www.hathitrust. 0 rg/access_use#pd-us-g 00 gle 


62 


sich die Quelle ausdrückt, Sold auszahlte, und dass er, da ihm 
das nötige Geld dazu fehlte, die staufischen Hausgüter ver¬ 
pfänden musste. 1 ) 

Ich möchte nun glauben, dass das Stipendium dem Ritter 
anfangs nach dem Ende der Heerfahrt vom Herrn, geradeso 
wie die Remuneration den Fürsten vom Kaiser, als Entschä¬ 
digung für den geleisteten Dienst und die während der Dienst¬ 
zeit entstandenen Unkosten, gewährt worden sei. Es lassen 
sich dafür Belege beibringen; z. B. hat Konrad IV. seinem 
Lehnsmanne Gottfried von Hohenlohe als Ersatz für den in 
der Schlacht, die der König mit Heinrich Raspe um den Besitz 
der Krone auszukämpfen hatte, erlittenen Schaden die Stadt 
Rothenburg mit den daselbst wohnenden Juden verpfändet. 2 ) 

Der Unterhalt während der Dauer der Heerfahrt musste 
demnach ursprünglich den Rittern selbst zur Last fallen. Auch 
mussten sie jedenfalls in voller Rüstung sich stellen, und es 
ist dann erklärlich, wenn ein Lehnsmann bei seinem Antritt 
zu einer Heerfahrt seine Güter verpfändet, jedenfalls um sich 
Geldmittel zu verschaffen, wie uns von Arnold von Rodank, 
Ministerialen der Kirche Brixen und Lehnsmann der Grafen 
von Tyrol, berichtet wird. 3 ) 


1) Chron. Ursperg. SS. XXIII, 371. Hic cum non haberet peGU- 
nias, quibus solaria sive solda praeberet militibus, primus cepit distrahere 
predia, que pater suus Fridericus imperator late acquisierat in Alemannia, 
ita ut cuilibet baroni sive ministeriali villas seu predia rnsticana vel 
ecclesias sibi contiguas obligaret. Frey: Schicksale, S. 71 ff. beweist 
zwar, dass diese Stelle eine spätere Interpolation ist, es bleibt aber 
doch die Tbatsacbe bestellen, dass Philipp Güterverpfändungen, wenn 
auch in geringerem Masse, vorgenommen hat. 

2) Liinig: Reichsarchiv, Spicileg. sec. XXII, 282. Auch die Jahres¬ 
abrechnung, die der Burggraf von Landskrone, Gerhard von Sinzich, 
Konrad IV. vorlegt (Hnill. VI., 833) kommt in Betracht. S. auch Par- 
zival, (Lachmann) 14, 10: 

Ja nam nach dienste aldä den solt 
Gahmuret der werde man. 

3) Fontes rer. Austriac. II, 34 S. 104 findet sich folgende Ver¬ 
pfändungsurkunde : quod ego Arnoldus constitutus in proeinctu expedicio- 
nis cum glorioso Romanorum imperatore Friderico versus Italiam arri- 
piende, 30 marcas argenti a venerabili Hainrico preposito et a doinino 
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Da nun aber Ministerialen sowohl wie Lehnsleute nicht 
immer im Stande waren, die bedeutenden Kosten, die ihnen 
der ßeiterdienst im Reichsheere verursachte, während des 
Feldzuges selbst aufzubringen, so haben sich wohl die Herren 
bereit linden lassen, ihnen in bestimmten Zeitabschnitten Sold 
auszuzahlen. Hierin liegt der Übergang zu dem Soldrittertum, 
und es ist nicht immer möglich, wenn uns die Quellen der¬ 
artige Besoldungen berichten, zu unterscheiden, ob sie den im 
Dienste ihres Herren kämpfenden Lehnsrittern oder Dienst¬ 
mannen gewährt wurden, oder Söldnern. Yon den letzteren 
kann man nur dann sprechen, wenn die betreffenden Ritter 
durch einen bestimmten und auf eine gewisse Zeit ausgemachten 
Sold zu einem Kriegszuge angeworben sind. 

Da gerade während unserer Periode das Söldnerwesen, 
und besonders das Soldrittertum') der Deutschen an Bedeutung 
und Umfang gewinnt und dadurch die Grundlage der späteren 
Söldnerheere gebildet wird, so sollen hier einige Notizen zur 
Geschichte des Söldnerwesens beigebracht -werden. 

Waitz 2 ) hat nachgewiesen, dass zuerst innerhalb Deutsch¬ 
lands in Lothringen der Gebrauch aufkam, Söldner zu Kriegs¬ 
zwecken anzuwerben, und dass im Reichsheere zuerst unter 
Kaiser Heinrich IY. Söldner verwandt wurden. 

Sicher werden auch Philipp und Otto IY. ihre Heere 
durch Söldnermassen vervollständigt haben, wenn wir auch 
keine Nachrichten darüber besitzen; doch erwähnt die aller¬ 
dings zu einer späteren Zeit verfasste Braunschweiger Reim- 


Nicolao cellerario nomine capituli rccepi, pro quibns 4 curtes meas . . . 
in perpetuo libere assignavi. 

Betr. das Lehnsverhältnis des Arnold zu den Grafen von Tyrol 
cf. a. a. O. S. 90. 

1) Wie sich die Ritter damals um Sold zu Kriegsdiensten anboten, 
ist aus den höfischen Dichtern bekannt. Cf. besonders Parzival, 17, 9: 
dö der junge Anschevin 
vernam ir kumberlichen pin, 
er böt sin dienest rnnbe guot, 
als noch vil dicke ein riter tuot. 

2) Verfassungsgeschichte, B. VIII, 164 ff. 
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chronik, *) dass bei der Belagerung von Braunschweig im 
Jahre 1200 Söldner unter Philipp gestanden haben. In grösse¬ 
rem Massstabe findet aber das Anwerben von Soldrittern erst 
statt seit dem Jahre 1226. 

Friedrich II. hatte dem Papst Honorius III. versprochen, 
in Palästina 1000 Ritter zwei Jahre lang auf seine Kosten zu 
erhalten. Da wohl vorauszusehen war, dass eine solche Anzahl 
durch die Kreuzzugspredigten sich würde freiwillig nicht zur 
Teilnahme bereit finden lassen, schickte er Hermann von Salza 
nach Deutschland mit dem Aufträge, Soldritter anzuwerben, 
und gab ihm die Vollmacht, einem jeden derselben nach Mass 
seiner Leistungen einen bestimmten Sold zu versprechen. 2 ) 
Hermann brachte 700 Ritter aus Deutschland zusammen; 
ausser diesen nennt Friedrich als in seinem Sold stehend 
weitere 250 Ritter aus seinem Königreich; alle diese um Sold 
dienenden Ritter werden unterschieden von den Ministerialen 
des Kaisers und den sicilischen Rittern, d. h. Lehnsträgern, 
welche auf des Kaisers Kosten die Überfahrt nach dem heiligen 
Lande bewerkstelligt haben. 

In den beiden letzten Jahrzehnten von Friedrichs Regierung 
befanden sich stets in den Heeren Friedrichs und seiner Legaten 
und Vikare Soldtruppen, und zwar nicht nur Ritter, sondern 
auch Fusssoldaten. Sie werden in den Quellen stipendiarii, 


1) v. 5487 ff.: dhes soldiner nute sarjante 

ir islich nach prise raute 
daz her in zer vesten dranc. 

2) s. das Schreiben Friedrichs vom 6. Dez. 1227. Hnill. III, 37 ff. 

S. 42. Misimus magistrum domus Theotonicorum pro militibus soli- 

dandis, sed in optione sua potentem, viros eligere strenuos et pro meritis 
personarum ad suam prudentiam stipendia polliceri. 

S. 45. — quod in presentiarum ultra mille milites in transmarinis 
partibus ad stipendia nostra pro Dei servitio teneamus, videlicet 700 
milites transalpinos per manus magistri domus Theotonicorum ad nostra 
stipendia solidatos, 250 milites regni, quos anno preterito de pecunia 
ecclesie quietatos sequenti anno ad solidos nostros ibi fecimus retineri; 
quod inter familiam nostram et alios regni milites, qui ad expensas 
nostras transacto passagio transierunt, fuerunt ultra centum. — Eine 
Inhaltsangabe dieses Briefes findet sich Chron. Ursperg. SS. XXHI, 382. 
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milites stipendiarii, milites oder pedites conducticii, auch bloss 
milites genannt. Nicht selten finden sich Klagen des Kaisers, 
dass ihm die nötigen Geldmittel fehlen, um den Kriegern den 
Sold zu zahlen. 1 ) Das Königreich Sizilien, sowie ganz Italien 
und Deutschland lieferten Söldner; als besonders tüchtig werden 
aber die deutschen gepriesen und sie wurden besonders zur 
Besatzung der kaiserlichen Burgen gebraucht. 2 ) 

Wir dürfen annehmen, dass Friedrich noch zu wiederholten 
Malen Boten nach Deutschland geschickt hat, welche kriegs¬ 
lustige Ritter zum Solddienst in seinen Heeren angeworben 
haben. Diese milites Theutonici sind schon unter Friedrichs 
Regierung über ganz Italien zerstreut; nach einer Angabe des 
Nikolaus von Jamsilla 3 ) scheinen sie nach den Provinzen eine 
Einteilung empfangen und die einzelnen Söldnerhaufen unter 
dem Befehl eines Söldnerhauptmanns gestanden zu haben. Nach 
dem Tode Kaiser Friedrichs II. haben sie in den ihnen zur 
Besatzung anvertrauten Burgen und Ortschaften, wohl auf 
Kosten der Bevölkerung, weitergehaust, bis sie dann durch 
Konrad IV. und Manfred wieder lohnenden Dienst fanden. 4 ) 

Die einzelnen Abteilungen der Söldner standen unter einem 
capitaneus, deren verschiedene namhaft gemacht werden. 5 ) Für 
capitaneus kommt auch der Titel comestabulus vor. 3 ) 


1) z. B. Huill. VI, 635; VI, 16. 

2) Huill. V, 1070. 

3) Muratori SS. Yni, 499. Manfred — constituit stipendiarios 
snos Theutonicos — sub quodam capitaneo eorum nomine Hegano, qui 
tempore imperatoris capitaneus fuerat Theotonicorum in marchia An- 
conitana. 

4) Die italienischen Chronisten dieser Zeit haben fast auf jedem 
Blatt der gegen Zahlung von Sold geleisteten Kriegsdienste der equites 
Theutonici zu gedenken. Besonders Manfred machte ergiebigen Gebrauch 
davon. Nie. de Jamsilla S. 533: Flures etiam alii Theutonici, qui post 
mortem regis per diversas regni partes — dispersi erant, audito principis 
adventu ad ipsum venerunt et ad stipendia recepti sunt. 

5) Nie. de Curbio (Vita Innoc. IY.) Murat. III, c. 39 erwähnt einen 
Bursarius capitaneus Tlieutonicorum, cf. Schirrmacher: Hohenstaufen, 478. 
Ann. Plac. Gib. SS. XVIII, 513. — Saba Malaspina, Mur. VIII, 809. 

6) Nie. de Jamsilla, S. 588. 
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Als nun aus Deutschland abenteuernde Ritter nach dem 
Süden wegzogen, so musste auch in den deutschen Landen das 
Söldnerwesen an Umfang gewinnen. Die freien Städte insbe¬ 
sondere haben Söldner gehalten. 1 ) Das Heer, das Konradin 
nach Italien führte, scheint zum grossen Teil ein geworbenes 
gewesen zu sein; einige lombardische Gemeinden haben ihm 
bedeutende Summen zur Bezahlung seiner Söldner angeboten. 2 ) 


§ 8 . 

Strafen für nncntschnldigte Versäumnis der 
Reichsheerfahrt. 

Baltzer 3 ) erwähnt nur den Verlust des Lelms als Strafe 
für die ihre Dienstpflicht auf der Romfahrt nicht erfüllenden 
Ritter. Weiland 4 ) hat, um darzuthun, dass bei Bestrafung der 
Säumigen nicht allein lehnrechtliche Momente massgebend waren, 
sondern auch landrechtliche Grundsätze obgewaltet haben, den 
Prozess Heinrichs des Löwen einer eingehenden Betrachtung 
unterworfen. 5 ) 

Für unsere Periode sind die Nachrichten hierüber dürftig. 
Als sicher bezeugt kann nur gelten, dass nach Lehnrecht für 
den säumigen Lehnsträger die Strafe in dem Verlust des Lelms 
bestanden hat. Das ist durch die von Baltzer angeführten 
Reichsgesetze Friedrichs I. festgesetzt worden; die Constitutio 
de expeditione Romana kennt dieselbe Strafe, und der Schwaben¬ 
spiegel fügt diese Bestimmung ausdrücklich hinzu. 6 ) Auch 
erzählt Konrad von Würzburg, 7 ) dass der Kaiser ein Aufgebot 


1) z. B. Worms: Ann. Worin. SS. XVII, 57; Strassburg: Ellenhardi 
bell. Waltli. ebda. 107. 

2) Ann. Plac. Gib. 525, 527. 

3) S. 18. 

4) S. 169 ff. 

5) Cf. oben S. 33. 

6) Lelmr. 83: hat aber der man nuet wan von einem herren dez 
riches guot, mit dem muoz er varn oder lazze im daz guot ligen. In 
der entsprechenden Stelle Sachssp. Lclinr. 46, 2 fehlt dieser Zusatz. 

7) Otte mit dem Barte, ed. Hahn v. 419 ff. 
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an die Reichslehnsträger erlassen habe mit dem Befehle, dass 
diese wieder ihre Mannen aufbieten sollten, und dass derjenige, 
der nicht Folge leisten würde, sein Lehen verwirkt haben 
sollte. Aber daraus, dass wir genauere Angaben nur in betreff 
der Strafe haben, welche das Lehnrecht. für die Versäumnis 
der Dienstpflicht im Reichsheere kannte, dürfen wir doch nicht 
schliessen, dass das öffentliche Recht in dieser Beziehung voll¬ 
ständig verdrängt worden sei. Wir haben einen Bericht über 
die Verurteilung der ihrer Dienstpflicht nicht nachkommenden 
Bürger einer Stadt, die also ausserhalb des Lehnsverhältnisses 
standen und deren Angelegenheit demgemäss auf einem Hof¬ 
tage, beziehentlich einem Reichshofgericht zur Sprache kam. 
Die Erfurter Annalen *) erzählen nämlich, dass die zum Mainzer 
Sprengel gehörige Stadt Erfurt während einer Heerfahrt König 
Heinrichs (VII.) von dem Erzbischöfe aufgeboten wrnrden sei. 
Da die Erfurter nicht Folge geleistet hätten, habe der Bischof 
nach einem vergeblichen Vergleichsversuche auf dem nächsten 
Hoftage vor König und Fürsten die Klage gegen sie erhoben. 
Hier sei nun, und zwar wird sich wohl ein Reichshofgericht 
konstituiert haben, der Stadt eine an den Erzbischof zu zahlende 
Geldbusse auferlegt worden. Die anwesenden Vertreter der 
Stadt sollten die letztere von dem Urteilsspruch benachrichtigen, 
und, falls die Stadt diesen nicht anerkennen wollte, sich dem 
Erzbischof stellen. Die Stadt, habe sich nun dem Urteile nicht 
gefügt, auch seien ihre Boten nicht zum Bischof gekommen. 
Dieser habe dann über die Stadt die Exkommunikation ver¬ 
hängt, und der König habe sie auf dem nächsten Hoftage nach 
gerichtlicher Urteilfällung (sententialiter) in Bann und Reichs¬ 
acht gethan. Das ist geschehen auf einem Tage zu Altenburg 
am 4. Juli 1234; schon am 11. September desselben Jahres 
hat Heinrich der Stadt, nachdem sie aus der Reichsacht los¬ 
gesprochen worden war, ihre alten Rechte erneuert, 2 ) 

1) SS. XVI, 29 ff. 

2) Winkelmann, Acta II, 67 f. Ficker, Reg. 4351 bemerkt, dass sich 
die geächtete Stadt wohl an den in Italien weilenden Kaiser gewendet 
hatte, da dieser schon im Jnli 1234 ihr ihre Rechte wieder verliehen 
hat. S. Hui 11. IV, 478. 

5* 
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Die Landesherren konnten demnach die in ihren Territorien 
eingesessenen Glieder des Reiches, die zu ihnen nicht in dem 
Verhältnis der Lehnsabhängigkeit standen und die sie daher 
nicht bei Versäumnis der Heerfahrt nach Lehnrecht bestrafen 
konnten, zur Verurteilung nach öffentlichem Recht vor das 
oberste Gericht des Reiches ziehen. 

Es bleibt fraglich, ob dieses gewöhnlich bei unentschul- 
digtem Ausbleiben von der Reichsheerfahrt auf Zahlung einer 
Geldbusse erkannt hat, oder ob darin nur eine gemilderte 
Strafbestimmung zu sehen ist und die Reichsacht auch ohne 
weiteres über den Säumigen ausgesprochen werden konnte. 

§ 9 . 

Der Reichskriegsdienst der deutschen Städte. 

Im bisherigen Verlauf der Untersuchung ist in der Haupt¬ 
sache nur die Teilnahme der deutschen Fürsten und Grossen 
und ihrer Kontingente an der Reichsheerfahrt zur Darstellung 
gekommen. Es ist das Versäumte nachzuholen und zunächst 
auf den Dienst der deutschen Städte im Reichsheere einzugehen. 

Wie schon mehrfach hervorgehoben worden ist, wird 
durch die Entwickelung des Städtewesens in der freien Stadt- 
gemeinde, deren Ausbildung in dem 12. Jahrhundert begann 
und in unserem Zeiträume in den meisten Bischofsstädten voll¬ 
endet wurde, ein neues selbständiges Glied an den deutschen 
Reichskörper angefügt, das auch auf das Reichskriegswesen von 
bedeutendem Einfluss ist. Die Bewohnerschaft der Bischofs- 
staflt bestand, soweit sie hier in Frage kommt, aus den 
Ministerialen des Bischofs und einer beträchtlichen Anzahl 
freier Männer. Die Ministerialen waren natürlich ihrem Hof- 
lierrn, dem Bischof, zur Kriegshülfe verpflichtet; von den 
Freien aber pflegte derselbe, wenn er vom Könige zur Hof¬ 
oder Heerfahrt aufgeboten worden war, eine Beisteuer zu 
erheben. 1 ) Das geschieht auch noch zuweilen im 13. Jahr¬ 
hundert. So verlangte im Jahr 1231 der Bischof von Worms 
von seinen Bürgern ein Subsidium zu einer Hoffahrt nach 

1) s. Zeumer: Die deutschen Städtesteuern S. 30 ff. 
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Ravenna, 1 ) wohin er, wie andere Fürsten, vom Kaiser entboten 
war, mit gewappneter Mannschaft zu kommen. 

An die Stelle der Heersteuer trat nun auch der persön¬ 
liche Kriegsdienst der Bürger unter dem Banner des Bischofs. 
Auch die Bürger derjenigen Städte, in denen zwar kein Bischofs¬ 
sitz war, die aber zum Sprengel eine$ Bistums gehörten, waren 
dem Bischof zur Kriegshilfe verpflichtet, sei es in Form der 
Heersteuer, sei es in Form des persönlichen Kriegsdienstes. 
Das wurde, für einen einzelnen Fall wenigstens, entschieden 
auf einem Reichstage zu Frankfurt im Jahre 1234. 2 ) 

Als nun allmählich die Städte sich der Herrschaft der 
Bischöfe entzogen und in ihrem Rat eigene Regierungs- und 
Grerichtsgewalt erlangten, entfiel den Bischöfen auch die Heer¬ 
führerschaft über dieselben; die Heersteuer der Städte kam an 
das Reich und den König direkt und bald leisteten auch die 
Bürger unter dem Banner ihrer Stadt Kriegsdienste im Reichs¬ 
heere. 3 ) Es lag natürlich im Interesse der deutschen Könige, 
diese Entwickelung zu begünstigen, und wenn Friedrich II. 
1232 zu Ravenna alle Freiheiten der Städte für aufgehoben 
erklärte und die Verwaltung wieder den Bischöfen übertrug, 1 ) 
so hat er schon bald darauf dieses Edikt durch die That wieder 
aufgehoben und sowohl er, als auch seine Vorgänger und 
Nachfolger haben einen festen Rückhalt an den getreuen Reichs¬ 
städten gefunden. 

Auf die Erhebung von Städtesteuern zu Reichskriegszwecken 
ist an anderer Stelle hingewiesen worden; 5 ) hier soll die persön- 

1) Ann. Worm. SS. XVII, 40. Und zwar zu dem Zwecke: ut eo 
honestius cum aliis prelatis Alemannie posset accedere. 

2) Ann. Erphurd. SS. XVI, 29. Dum in regis quadam fuisset ex- 
peditione (archiepiscopus) ab ipsis (civibus) in curribus et militibus iuva- 
men petierat ad subsidium, quod dum ipsi renuerent, dominum suum 
graviter exacerbaverunt. Das Weitere s. o. S. 67. 

3) Die Bischöfe haben dann selbst die Freiheit der Städte aus 
ihren Kriegsdiensten anerkannt, wohl auch mit der Klausel, dass die 
Leistung von Dienst dem freien Willen der betr. Stadt anheimgestellt 
werde, z. B. der erwählte Erzbischof von Köln 1239: Lacombletll, 125. 

4) LL. II, 286. Cf. Nitzsch, G-eschichte d. d. Volkes III, 93 f. 

5) Cf. S. 54. 
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liehe Teilnahme der Städtebürger an der Reichsheerfahrt, soweit 
dieselben selbständige Glieder des Heeres bildeten, zur Sprache 
kommen. In der Zeit des Thronstreites zwischen Philipp und 
Otto scheinen die Städtebürger zuerst von den Königen zur 
Leistung von Kriegsdiensten im Reichsheere aufgeboten worden 
zu sein. Ihre frühere kriegerische Thätigkeit mochte sich auf 
die Verteidigung ihrer Stadt im wesentlichen erstreckt haben, 
jetzt lernten sie bei dem fortwährenden Kriegszustände neben 
dem Bogen auch Schwert und Speer, also die Waffen des 
Ritters, gebrauchen. ) — Friedrich II. hat, soweit die Quellen 
darüber Aufschluss geben, während der ersten Hälfte seiner 
Regierungsperiode die Reichsstädte nicht direkt zum Reichs- 
heerdienst. aufgeboten. Erst als bei den in jedem Jahre sich 
wiederholenden Feldzügen gegen die aufständischen Lombarden 
er bei den deutschen Fürsten nicht mehr Bereitwilligkeit fand, 
einem Aufgebot zur Heerfahrt über Berg Fo’ge zu leisten, hat 
er sich die selbständige Stellung, die damals bereits eine grosse 
Zahl von Städten im Reiche einnahm, zu nutze gemacht, und 
sie sowohl durch Auferlegung von Heersteuern, 2 ) als auch 
durch Aufgebote, ihm Truppen nach Italien zu senden, zu 
direktem Reichsdienste herangezogen. Eine interessante Notiz 
darüber findet sich bei Albert von Beham 3 ) : Mehrere schwäbische 
und bayrische Städte und Ortschaften, darunter Augsburg, haben 
dem Kaiser Ritter zugesandt und sollen dafür auf Befehl des 
Papstes von den Bischöfen von Augsburg, Würzburg und 


1) So erzählt Arn. Lub. SS. XXI, S. 217 von den Bürgern der Stadt 
Braunschweig, die von Otto IV. 1204 aufgeboten werden: qui propter 
continuas bellorum exercitationes gladiis et sagittis et lanceis non parum 
prevalerent. Zuerst lassen sich in einem Heere Ottos im Jahre 1198 die 
Bürger von Köln aufweisen. Ann. Col. max. 807. — Ferner s. Chron. 
Sarapetr. S. 47 über die Beteiligung der Bürger von Erfurt im Heere 
Philipps 1203. — S. auch den Vertrag, den Philipp noch als Herzog von 
Schwaben für seinen abwesenden Bruder, Kaiser Heinrich VI, und für 
seine Person mit den Bürgern der Stadt Speyer auf gegenseitige Kriegs¬ 
hilfe absehliesst. S. Remling, Urkundb. der Stadt Speyer I, 137. 

2) cf. S. 54. 

3) ed. Höfler, S. 4 f. zum Jahre 1239; cf. Schirrmacher Friedrich 
II, IL1, 116. 
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Eichstedt, zu deren Sprengeln sie gehören, mit Interdikt und 
Exkommunikation belegt werden. Es wird wohl jedenfalls ein 
Aufgebot an die betreffenden Städte von seiten des Kaisers 
ergangen sein, und sie haben in dem Streit zwischen Königtum 
und Kirche sich auf die Seite des ersteren gestellt und sich 
von ihren bischöflichen Oberherren losgesagt. 

Ganz besonders hat der junge König Heinrich bei der 
Empörung, die er gegen seinen Vater ins Werk setzte, die 
Selbständigkeit einzelner Bischofstädte zu benützen gesucht, 
indem er mit ihnen die Abschliessung von Verträgen anbahnte, 
wodurch sie ihm ihre Streitkräfte zur Verfügung gegen jeder¬ 
mann, also auch gegen den Kaiser, stellen sollten. Bei dem 
Rat der Stadt Speyer war ihm dies gelungen, 1 ) er versuchte 
ein gleiches mit der Stadt Worms und schickte den Bischof 
Landolf von Worms als Vermittler dahin. Hier ward ihm aber 
eine kräftige Abfertigung zu teil, denn die Wormser Bürger 
weigerten sich, ausser dem Treueid, den sie ihm als König und 
Herrn geleistet hätten, irgend einen anderen Vertrag eidlich 
zu bekräftigen, in welchem der Name des Kaisers nicht voran¬ 
stände. Dieselbe Treue gegen das staufische Kaiserhaus hat 
Worms auch in den Jahren 1240—1250 bewiesen, indem es 
den wiederholten Aufgeboten Konrads IV. bereitwilligst Folge 
geleistet und bedeutende Kontingente zum Heere des Königs 
gestellt hat. 2 ) 

Diese Vorgänge sind nur deshalb angeführt, um an einem 
Beispiele zu zeigen, wie eine Stadt vollständig von der Gewalt 
des Bischofs eximiert ist und allein in dem Kaiser ihren Herrn 
sieht, dem sie Heeresfolge zu leisten hat. 3 ) 

Später als in den Bischofsstädten hat sich die Ausbildung 
der städtischen Freiheit in den königlichen Pfalzstädten und 
den Territorialstädten vollzogen. Die Einwohner der ersteren, 


1) s. hierüber und über das Folgende: Ann. Worm. SS. XVII, 43. 

2) Ann. Worm. S. 48 bis 52. 

3) Die Städteprivilegien enthalten dann die entsprechende Bestim¬ 
mung, dass die betr. Stadt einzig und allein zu dem besonderen Dienste 
des Reichs (ad speciale obsequium imperii) herangezogen werden solle, 
z. B. Strassburger Urkundb. 1, 119, 136, 192. 
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zumeist Künigsministerialen, scheinen zur Teilnahme an einer 
Reichsheerfalirfc im allgemeinen nicht aufgeboten worden zu 
sein; die Leistling von Kriegsdiensten ihrerseits hat sich auf 
die Verteidigung der Pfalz beschränkt, 1 ) und diese Pflicht oder 
dieses Recht wird einzelnen Pfalzstädten in unserem Zeitraum 
bestätigt. 2 ) 

Die Territorialstädte waren nur ihren Landesherrn Leistung 
von Kriegsdiensten schuldig, und von diesen haben auch einzelne 
von ihnen bedeutende Freiheiten in dieser Beziehung erhalten. 
So hatten schon die Zähringer den Bürgern von Freiburg im 
Üchtlande eine Handfeste verliehen, die dann von den Grafen 
von Kiburg -bestätigt wurde, nach welcher sie bei den Feld¬ 
zügen der Grafen nur so lange Dienste leisten sollten, dass sie 
noch an demselben Tage, an welchem sie aufgeboten worden 
waren, in ihre Stadt zurückkehren konnten. 3 ) 

Die vollständige Befreiung solcher Territorialstädte von der 
Herrschaft ihres Landesherren, und die damit zusammenhängende 
Unterstellung in militärischer Beziehung direkt unter das Reich 
und den Kaiser ist wohl in unserer Periode nur ausnahmsweise 
vorgekommen; zuerst und im weitesten Umfang in Schwaben, 
wo ja die Landstädte nach dem Aussterben des stautischen 
Herzogshauses an das Reich fielen. Von diesen waren es auch 
mehrere, z. B. Ulm und Dinkelsbühl, welche nach der oben 4 ) 


1) So sind die Bürger von Goslar im Jahre 1206 Verteidiger ihrer 
Stadt. Br. Kehr. v. 6156 ff. 

2) z, B. Aachen, 1215, durch Friedrich II: Huill. I, 399; bestätigt 
durch Wilhelm von Holland: Lacomblet II, 175. — Ferner Goslar: Huill. 
I, G46; (bestätigt durch Heinrich [VII.] 1223: Winkelmann Acta I, 380): 
Ipsi quoque burgenses Goslarie cum nullo principe contra alium principem 
contendere debent nec cum aliquo bellicam movebunt expeditionem nisi 
pro defensione patrie. 

3) Gaupp: Stadtrechte I, 84, g 8. Zum Vergleich lassen sich 
auch 2 Privilegien anführen, laut welchen die Grafen von Cleve den 
Kriegsdienst, den ihnen die Städte Wesel und Cleve zu leisten hatten, 
auf ein bestimmtes Gebiet und Zeitmass in ähnlicher Weise, wie die 
Könige mit den Beichspfalzen verfuhren, beschränkten. Lacomblet II, 
133 und 137. 

4) S. 70, Anm. 3. 
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aus Albert von Beham zitierten Angabe dem Kaiser im Jahre 
1239 Bitter zu Hilfe geschickt hatten. Ob sie dem Gebot des 
Kaisers als staufische Territorialstädto oder schon als Beichs- 
städte Folge geleistet haben, lässt sich nicht entscheiden. 

Die Grundlage der Verpflichtung der Bürger, ihrem Herrn, 
sei dies nun der König oder ein Bischof und Landesherr, 
Heeresfolge zu leisten, mag am Anfang unserer Periode noch 
der Grundbesitz gewesen sein, wenigstens erscheint dieser für 
die Erhebung von Steuern, also auch Heersteuern, wie im 
allgemeinen für jede Dienstleistung massgebend. 1 ) Wenn wir 
aber berücksichtigen, dass nach der Ausbildung der Stadt¬ 
verfassung das Aufgebot des Königs an die Stadt allgemein 
gerichtet war, 2 ) also zu Händen des Bates kam, ferner dass die 
Kontingente der Städte nicht von feststehender Grösse waren 3 ) 
und dass endlich in denselben Bitter, das wären also die 
einstigen Ministerialen, und die freien Grundbesitzer, neben 
anderen Truppengattungen, Fusssoldaten und Bogenschützen, 4 ) 
und hierzu werden wohl auch nicht grundbesitzende Handwerker 
gehört haben, standen, so erscheint die Annahme gerechtfertigt, 
dass der Bat der Stadt bestimmt hat, wer und wie viele zum 
Kampfe ausziehen sollten, und dass in den Städten sich zuerst 
und am entschiedensten eine Änderung in dem Prinzip der 
Dienstpflicht im Beichsheere sich geltend gemacht habe, nach 
welcher die gesamte Volksgenossenschaft zur Teilnahme an den 
Beichsheerfahrten verpflichtet war. 5 ) 


1) Das zeigt sich, wenn z.B. im Strassburger Freiheitsbrief (Strassb. 
Urk. I, 192 und anderwärts) gesagt wird: Nulli licitum sit de bis 
proprietatibus sive possessionibus vel et liominibus eorum servitium ali- 
quod accipere vel etiam cuiusquam precarie sive exactionis onus eis 
imponere etc. 

2) cf. z. B. das Aufgebot Konrads nach dem Bericht der Wormser 
Annalen S. 48 im Jahre 1243: Et subito misit pro Wormatiensibus, nt 
ad eum descenderent. 

3) Ann. Worm. S. 48 f. 

4) z, B. Arn. Lub. S. 217; Ann. Worm. S. 48. 

5) Fischer, Teilnahme der Reichsstädte S. 13 f., stellt für die Folge¬ 
zeit diesen Grundsatz als massgebend auf. 
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§ 10. 

Zur Kriegsverfassmig Burgunds. 

Es macht sich eine gesonderte Betrachtung der Kriegs¬ 
verfassung Burgunds und Italiens schon deshalb nötig, weil 
der auf einem deutschen Reichstage gefasste und eidlich be¬ 
kräftigte Heerfahrtsbeschluss für die Grossen Burgunds und 
Italiens keine bindende Kraft hatte. Es wird wenigstens in 
den an jene erlassenen Aufgebotsschreiben nie auf einen solchen 
Beschluss Bezug genommen. 

Die Grossen von Burgund wurden auch nicht zu einem 
Reichstage oder Hoftage geladen, um eine Heerfahrt in Gemein¬ 
schaft mit dem Könige zu beschlossen und das Zustandekommen 
einer solchen durch eine eidliche Zustimmung zu ermöglichen. 
Das blosse königliche Aufgebot genügte, um die burgundischen 
Streitkräfte zur Teilnahme an der Reichsheerfahrt aufzubringen. 
Im Verlaufe der Periode sind dieselben zweimal von Kaiser 
Friedrich II. veranlasst worden, ihrer Dienstpflicht im Reichs¬ 
heere nachzukommen, und in beiden Fällen sind wir ziemlich 
genau über die Art des Aufgebotes unterrichtet. Aus dem 
Jahre 1232 ist das kaiserliche Schreiben, welches sämtlichen 
Erzbischöfen, Bischöfen, Fürsten, Baronen und Edlen Burgunds 
überreicht worden ist, selbst erhalten. 1 ) Es wird eingeleitet 
mit der Bemerkung, dass seit langer Zeit von ihnen der dem 
Kaiser und Reich schuldige Dienst nicht geleistet worden sei, 
da sie dazu nicht aufgeboten worden seien. Dadurch hoffte 
Friedrich natürlich, die burgundischen Grossen geneigt zu 
machen, ihm Kriegsbeihilfe zu gewähren. Das Aufgebot selbst 2 ) 
enthält dann die Vorschrift, an einem bestimmten Termine, und 
zwar 5 l / 2 Monat nach dem Datum des Schreibens, mit den 


1) Huill. IV, 403 (LL. H, 299). Fogie 15 nov. 1232. Schon vor die¬ 
sem allgemeinen Aufgebot, das wohl einem jeden Brossen überbracht 
wurde, war der Graf von Provence aufgeboten worden, cf. Huill. IV, 386. 

2) a. a. 0.: universitatem vestram, de qua plene confidimus, imperialis 
edicti auctoritate citamus ac sub pena regalium constitutionum precipi- 
mus, quatenus in proximo futuro Maio ad nos veniatis cum armatorum 
laudabili comitiva. 
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genügenden Streitkräften bei dem Kaiser zu erscheinen. Zu¬ 
gleich wird den Säumigen die durch die Reichsgesetzc vor- 
gescliriebeno Strafe angedroht. Auch enthält das Aufgebot, da 
der Kaiser selbst wohl verhindert war, die Sammlung und 
Musterung der burgundischen Streitkräfte zu überwachen, für 
den Überbringer desselben, den kaiserlichen Kommissar Galeazzo 
de Gurzana, die Vollmacht, die nötigen Massregeln vorzu¬ 
nehmen. 1 ) 

Das zweite Aufgebot, das Friedrich im Jahre 1238 an 
die burgundischen Grossen erlassen hatte, ist nicht erhalten; 
der Inhalt desselben lässt sich aber erkennen aus einem Schreiben 
Friedrichs an den Grafen von Provence, 2 ) worin diesem der 
erbetene Aufschub des Termins zwar bewilligt wird, im Übrigen 
aber die Bestimmungen des ersten Aufgebotes wiederholt werden. 
Danach war der Termin, und diesmal auch der Ort der Heeres¬ 
sammlung genau angegeben, aber ebensowenig, wie das Auf¬ 
gebot von 1232, schrieb dies den einzelnen Grossen vor, eine 
bestimmte Anzahl von Streitern zu stellen; es wurde nur die 
Erwartung eines ansehnlichen Gefolges ausgesprochen. 3 ) Ein 
Stellvertreter des Kaisers bei der Musterung der Truppen ist 
diesmal nicht ernannt worden; Friedrich hatte auf April einen 
Hoftag für Burgund in Turin angesetzt; 4 ) hier sollten sich 
jedenfalls die aufgebotenen Heerscharen versammeln und eine 
Musterung vorgenommen werden. Dass auch diesmal das Auf¬ 
gebot wohl an sämtliche burgundische Grosse ergangen ist, 


1) Super hoc igitur d. fiel, nostrum Caillam de Gurzan, latorem pre- 
sentium, ad vos mittimus; monentes attente ac districte precipientes sub 
debito fidelitatis, quo nobis et imperio tenemini, quatenus super exhi- 
bendo nobis servitio, quod a vobis petimus, devote ac efficaciter inten- 
datis eidem. 

2) LL. II, 325 (Huill. V, 198). Das Aufgebot war jedem einzelnen 
durch einen besonderen Boten überbracht worden; das geht daraus hervor, 
dass Friedrich sagt: admirari cogimur de nuncii tarditate, quem depu- 
tavimus specialem. 

3) quod laudabiliter ad pugne coronam venias. Als Beispiel wird 
dem Grafen von Provence der Graf von Savoyen vorgehalten, qui cum 
honorabili comitiva ad exercitum obtulit se venturum. 

4) ’Derselbe ergibt sich aus den Urkunden Reg. 2327 ff. 


□ igitized by 


Google 


Original from 

HARVARD UINIVERSITY 




7G 


ergibt sich aus den Urkunden und Berichten über den Feldzug 
von 1238, welche eine bedeutende Anzahl derselben als Teil¬ 
nehmer an demselben bezeichnen. 1 ) 

Aus den beiden erwähnten Aufgeboten geht nun ferner 
hervor, dass die Ansetzung des Termins und Ortes der Heeres¬ 
sammlung im Ermessen des Kaisers gelegen hat; dann, dass 
die Höhe der burgundischen Kontingente ebensowenig wie die¬ 
jenige der deutschen ein für allemale normiert war, sondern 
dass die Anzahl der Mannschaften durch die einzelnen Fürsten 
oder Grossen bestimmt wurde. 2 ) Die Dauer der Dienstzeit im 
Keichsheere war für die burgundischen Teilnehmer ebenso eine 
unbeschränkte, wie für die deutschen. 3 ) Auch was die Kosten 
eines Feldzuges und die Kemunerationen betrifft, so finden hier 
die für Deutschland dargelegten Verhältnisse Anwendung. 4 ) 

§ ID 

Zur Kriegsverfassung Italiens. 

Wenn demnach die Kriegs Verfassung Burgunds doch im 
wesentlichen dieselbe war Avie in Deutschland, so finden wir 
in Italien eine Organisation des Heerwesens, die bedeutend von 
jener ab weicht; die Ursache dieser Erscheinung mag wohl darin 
liegen, dass im Königreich Italien die Grundlagen der Staats¬ 
verfassung andere waren, als in Deutschland, und dass infolge 
dessen die Verwaltung jenes Landes durch die Kaiser, und 


1) Ausser den Grafen von Provence und Savoyen, die LL. II, 325 
genannt sind, finden sich: Der Erzbischof von Arles (Huill. V, 230); der 
Bischof von Avignon (Huill. V, 228 u. Pertz, Archiv VII, S. 29); der 
Bischof von Die (Valbonnais, Hist, de Dauphine II, 64 u. Ann. Plac.479); 
der Graf von Toulouse (Math. Paris ed. Luard III, 491). An derselben 
Stelle wird auch noch der erwählte Bischof von Valence genannt. 

2) Es konnten daher die hier beizubringenden Belegstellen schon 
in dem die Verhältnisse in Deutschland behandelnden Abschnitte an¬ 
geführt worden. 

3) cf. S. 51 über die Entlassung des zum Feldzuge von 1238 auf¬ 
gebotenen Reichsheeres. 

4) Mehrere aus Burgund stammende Nachrichten hierüber sind schon 
in dem allgemeinen Abschnitt über die Kosten der Heerfahrt erwähnt. 
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besonders durch Friedrieh II., andere Bahnen cinschlug. Die 
Feudalgewalten Italiens, geistliche wie weltliche, geboten bei 
weitem nicht über so ausgedehnte Länderkomplexe und hatten 
auch keine so einflussreiche Macht in den Händen, wie die 
deutschen Fürsten. Dafür haben hier aber die Stadtgemeinden 
schon seit geraumer Zeit eigene Verwaltung und Regierung 
und überragen an Bedeutung jene Bischöfe, Markgrafen und 
Grafen. Dadurch ist eine Vielheit von Einzelgewalten ent¬ 
standen, welche unter der Reichsregierung zu vereinigen eine 
schwere Aufgabe der Kaiser war; ein grosser Teil der lombar¬ 
dischen Städte war thatsächlich schon vom Reichskörper abge¬ 
fallen. Um nun die kaiserliche Macht zu Ansehen zu bringen, 
hat Friedrich II. einen Weg eingeschlagen, der zu einer abso¬ 
luten Regierung und einem zentralisierten Beamtenstaate führte, 
und den er auch in seinem Königreich Sizilien mit Erfolg be¬ 
treten hatte. Das Lelmwesen, welches doch in Deutschland 
noch die Grundlage der Staatsverfassung bildete, wurde dadurch 
in Italien als Ordnung des Staatswesens beseitigt. 

Der Ausgangspunkt zu dieser Umformung ist zu sehen in 
dem seit Friedrich I. geübten Gebrauch, für die Zeit der Ab¬ 
wesenheit des Kaisers von Italien als Stellvertreter in der 
Regierung einen Reichslegaten mit kaiserlicher Machtvoll¬ 
kommenheit einzusetzen, 3 ) Sowohl Otto IV., als Friedrich II. 
haben vor dem Antritt zu ihren Krönungsfahrten nach Rom 
einen solchen Legaten für Italien ernannt, Friedrich II. hat 
auch nach seiner Ankunft in der Lombardei den Legaten im 
Amte gelassen, und dann nach seiner Kaiserkrönung den 
weiteren Schritt gethan, dass er das gesamte Reichsitalien in 
drei Verwaltungssprengel, Oberitalien, Mittelitalien und die 
Romagna, einteilte und jeden dieser Sprengel einem General- 


1) Es erschien nötig, eine kurze Übersicht über die Verwaltung 
Italiens durch Friedrich II. zn geben, da sich dann die daraus hervor- 
gehende Heerverfassung dieses Königreichs leichter zur Anschauung 
bringen lassen wird. Das Folgende beruht auf Fickers Forschungen zur 
Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens B. II. Cf. auch Winkelmann: Zur 
Geschichte Friedrichs II. in den Jahren 1239 — 41. Forsch, z. d. G. XII, 
261 ff. und 21 ff.; und Nitzsch, Gesch. d. d. V. III. 
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legaten mit kaiserlicher Vollmacht unterstellte. Unter den 
Generallegaten standen wieder Unterbeamte, Vikare oder Nuntii, 
und es wurde derart eine Provinzialverwaltung in das Leben 
gerufen. Nach den Erfolgen, die Friedrich am Ausgang der 
dreissiger Jahre in Oberitalien über die reichsfeindlichen Städte 
errang, hat er, um die unterworfenen Bestandteile des Reiches 
fester an die Regierung des Ganzen zu fesseln, die Verwaltung 
Italiens noch einmal umgeformt und einen zentralisierten 
Beamtenstaat geschaffen, in welchem jeder einzelne Beamte 
seine Ernennung und seine Befehle vom kaiserlichen Hofe 
empfing. Er setzte einen einzigen Generallegaten, seinen Sohn 
Enzio, für ganz Italien ein; das Land wurde geteilt in eine 
Menge — Picker hat 9 nachgewiesen — Sprengel, in denen 
ein Generalvikar, und unter diesem Vikare, Kapitäne und 
Podestaten, soweit sie nicht mehr städtische Beamte waren, die 
Verwaltung inne hatten. 

Es müssen zunächst noch die Gebiete, die Reichsitalien 
umfasste und in denen diese Organisationen eingeführt wurden, 
genauer bestimmt werden, da Friedrich II. von einigen Landes¬ 
teilen Reichsdienste beanspruchte, welche die römische Kirche 
als ihren Besitz betrachtete. Unbestrittenes Reichsgebiet waren 
die Lombardei, die Mark Romagna und das nördliche Tuscien. 
Dagegen hatte bereits Innocenz III. in einem geheimen Ver¬ 
trage mit Otto IV. im Jahre 1201 das Herzogtum Spoleto, die 
Mark Ankona und den an den Kirchenstaat grenzenden Teil 
Tusciens der Kirche gewonnen. 1 ) 1209 hat Otto diesen Vertrag 
bestätigt mit der Klausel, dass die betreffenden Gebiete auf der 
bevorstehenden Romfahrt des Königs nach Befehl des Papstes 
Fodrum zu leisten hätten. 2 ) Gleichwohl hat Otto im Jahre 1210 
diese Besitzungen, zum Teil wenigstens, mit Gewalt wieder an 
sich gerissen. 3 ) 


1) LL. II, 205. cf. Ficker a. a. O. 389 ff. Dagegen weist Winkelmann, 
Philipp, S. 88 u. 511 nach, (lass die Versprechungen bereits am 9. Juni 
1198 gemacht worden seien. Cf. Nitzsch, a. a. 0. S. 21. 

2) LL. II, 216 f. 

3) Ann. S. Trudperti SS. XVII, 293; cf. Ann. Stad. SS. XVI, 355. 
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Friedrich II. hat in den Verträgen von Eger, 1213, und 
Hagenau, 1219, sämtliche fraglichen Landesteile vor versammelten 
Fürsten und unter Zustimmung derselben an die Kirche ab¬ 
getreten, unter Vorbehalt der Leistung des Fodrum auf der 
Romfahrt. 1 ) Allein schon im Jahre 1226 betrachtet er diese 
Besitzungen als zum Reiche gehörig, indem er die Einwohner 
des spoletanischen Herzogtums 2 ) und der Mark Ankona, 3 ) 
sowie die Bürger der zum tuscischen Patrimonium gehörenden 
Stadt Viterbo 4 ) zur Teilnahme an dem Feldzug gegen die 
reichsfeindlichen Lombarden aufbietet. Es entspann sich darauf 
zwischen dem Kaiser auf der einen und dem Papst und den 
Spoletanern auf der anderen Seite ein heftiger Briefwechsel; 
die letzteren behaupteten, nur dem Papst zu Dienst verpflichtet 
zu sein und einzig und allein von diesem zur Heerfahrt mit 
Recht aufgeboten werden zu können. 5 ) Friedrich hat dann in 
späterer Zeit die Sache so darzustellen gesucht, als seien die 
Abtretungen von Eger und Hagenau unter Vorbehalt der 
Hoheitsreclite des Reiches geschehen; da der Papst die Aus¬ 
übung dieser Rechte verhindert habe, spricht er die Bewohner 
von ihrem dem Papst geleisteten Eide frei. 0 ) Nach der Ex¬ 
kommunikation Friedrichs durch Gregor IX. im Jahre 1239 
suchte jener das Herzogthum, sowie die Mark Ankona, mit 

1) LL. II, 231. 

2) Rieh. Sangerm. SS. XIX, 345. 

3 Reg. 1593. 

4) Huill. II, 548. 

5) Rieh. Sangerm. a. a. 0. In ducatu Spoleti perveniens, hominibus 
ducatus per suas precepit literas, nt secum in Lombardiam debeant pro- 
ficisci, quod cum facere ipsi renuerent preter pape mandatum, cui tene- 
bantur, imperator ad eos literas iterat graviores, quas illi de ducatu ad 
papam remittunt. Quod ipse papa moleste ferens, quod homines ecclesie 
sub certa pena vocabat cesar ad expeditionem suam, suas ad eum literas 
dirigit. 

6) Huill. V, 377 — quod petita et debita per vos imperio servicia 
non prestentur, — movemur vos universos et singulos a iuramento, quod 
ex permissione nostra vestris detractoribus salvo lionore imperii 
prestiteritis — absolvere ac denunciare penitus absolutos. — Ähnlich 
schreibt Friedrich unter Bezugnahme auf das Aufgebot von 1226 an den 
König von England: Huill. V, 842. 
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Gewalt an sich zu reissen und griff auch den alten, unbestrittenen 
Besitz der Kirche an, da er, wie Ficker ausfühlt, in der Ex- 
kommunikation eine Kriegserklärung 1 ) des Papstes erblickte. 

Die absolute Regierung, die Friedrich II. im ganzen 
italischen Königreich, soweit wenigstens dasselbe reichstreu 
gesinnt war und nicht in offenem Kampfe mit dem Kaiser 
stand, einzuführen suchte, zeigt sich deutlich in der Art und 
Weise, wie derselbe das königliche Recht, die gesamte kriegs¬ 
fähige Mannschaft Italiens zum Reichsheerdienste aufzubieten, 
ausübte. 

Eine infolge der Gewohnheit entstandene Verpflichtung 
der italischen Grossen und Städte, von der sich nur wenige 
freigehalten hatten, 2 ) war es, dem deutschen Könige auf der 
Fahrt zur Krönung nach Rom begleitende Kontingente zu 
stellen. Es bedurfte dazu keines Beschlusses auf einem Hof¬ 
tage, die blosse Nachricht von der bevorstehenden Ankunft 
des Reichsheeres musste wahrscheinlich die Feudalherren und 
die Städte veranlassen, bewaffnete Mannschaften zu der in der 
lombardischen Ebene stattfindenden Heeressammlung abzu¬ 
schicken. 

Dem Könige stand immer noch das Recht zu, etwa Säumige 
mittelst Aufgebotes heranzuziehen. Davon hat denn auch 
Otto IV. bei seiner Ankunft in Italien Gebrauch gemacht, 3 ) 
Als aber derselbe Kaiser im Jahre 1210 eine Heerfahrt nach 
Apulien antreten wollte, schien das blosse Aufgebot wohl nicht 
genügend, um die lombardischen Streitkräfte zur Teilnahme 
zu gewinnen; er ist persönlich in einzelnen Städten gewesen 


1) Of. auch Nitzsch a. a. 0. 113. 

2) z. B. die Stadt Genua nach der Behauptung ihrer Gesandten, die 
bei Friedrich II. eintreften. cf. Ann. Jan. SS. XVIII, 146. Anunonuit 
autem eos, quod usque ad urbem eura sequi deberent; sed nostrates 
premedifcantes, quam grave dampnum ex ipsa consuetndine civitati nostre 
posset in posterum pervenire, eins ammonitionibus acquiescere noluerunt, 
dicentes quod sine licentia consilii Janue fieri non poterat, cum prede- 
cessornm suorum coronationi non consueverat civitas Ianue aliquem vel 
aliquos destinare. 

3) Ann. Plac. Guelfi. SS. XVIII, 425. 
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und hat von denselben sich Kriegshilfe erbeten; 1 ) darauf hat 
er in Parma einen Hoftag gehalten 2 ) und hier in grösserer 
Versammlung sein Vorhaben dargelegt und die Stellung von 
Truppen gefordert.’ Auch dort fand er, wie unser Bericht¬ 
erstatter erzählt, bei einigen Städten und Grossen nicht die 
gewünschte Obedienz. 

Im Gegensatz dazu ist Friedrich viel willkürlicher auf¬ 
getreten. Fast in jedem Jahre seiner Anwesenheit in Italien 
hat er von seinen Getreuen Kriegsdienste verlangt und Auf¬ 
gebote nicht nur zu Kriegszügen gegen die reichsfeindlichen 
Lombarden, also innerhalb Reicksitaliens, sondern auch nach dem 
Königreich Sizilien erlassen. 3 ) Ein einziger Fall wird berichtet, 
in welchem er auf einem Hoftag eine Stadt zur Heerfahrt 
aufgeboten hat. Das geschah zu Kremona 1238. 4 ) Aber die 
Erzählung, nach welcher er den Kremonesen befahl, Truppen 
auf eine bestimmte Zeit zu stellen, lässt deutlich erkennen, wie 
Friedrich hier als Selbstherrscher verfahren ist. Er ist gewisser- 
massen nur der persönliche Überbringer des Aufgebotes ge¬ 
wesen, welches in anderen Fällen vom kaiserlichen Hofe erlassen 
und durch Boten an die einzelnen Grossen und Gemeinden 
abgeliefert wurde. 

Es sind mehrere Aufgebotsschreiben erhalten, 5 ) in denen 


1) Tolosani, Chron. Fav. (Mittarelli) c. 137: Mense februarii venit 
dominus Otto in civitatem Favencie, cui benigne roganti cives 8 pro- 
miserunt milites atque dederunt. 

2 ) Keg. 372 c. Galvan. Flainma, Hist. Mediol. Murat. SS. XI, 0(34. 
Dass die Verhandlungen die Heerfahrt betroffen haben, ist auch von 
Ficker und Winkelmann, Otto IV, S. 222, angenommen worden. 

3) z. B. 1240. Huill. V, 855; 1241 Huill. V, 1093 u. 1108. Dem gegen¬ 
über hat Heinrich (VII.) den reichsfeindlichen lombardischen Städten 
versprochen, sie nicht zu Heerfahrten ausserhalb Lombardiens aufzu¬ 
bieten. Huill. IV, 705. 

4) Ann. Plac. Gib. SS. XVIII, 479. Imperator reversus fuit — deinde 
Cremonam, fecitque ibi magnam contionem, in qua precepit Cremonen- 
sibus, ut se prepararent ad exercitum faciendum et haberent victualia 
per quattuor menses. 

5) z. B. an Viterbo 1226: Huill. H, 548; an Genua 1238, H. V, 207; 
an Pavia: Huill. V, 217; an Lodi: Huill. V, 383; und in demselben Jahre 
1239 an Kremona: Huill. V, 365, und an Vercelli: ibid. 368. 
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irgend einer Gemeinde vorgeschrieben wird, bis zu einem be¬ 
stimmten Termin kampffähige Mannschaft auszurüsten und dem 
Kaiser zur Verfügung zu stellen. Daneben kommen Aufgebote 
vor, welche an die Einwohner einer Provinz insgesamt erlassen 
worden sind. 1 ) Wie das eine der angeführten Beispiele zeigt, 
wurde ein derartiges Aufgebot auch in der Form eines kaiser¬ 
lichen Edikts, dass sich nicht an den Einzelnen, sondern an 
die Gesamtheit der Getreuen richtet, in der Hofkanzlei abgefasst 
und in Abschriften den Grossen und den Kommunen überbracht. 

Das Recht des Aufgebotes konnte der König natürlich an 
seine mit königlicher Yol]macht ausgestatteten Generallegaten 
übertragen. Doch haben weder Wolfger von Aquileja, der Legat 
Ottos IY, noch Konrad von Speyer, der Friedrich II. auf seiner 
Romfahrt voranging, von dem Rechte Gebrauch gemacht. Ihre 
erfolgreiche Thätigkeit bestand zumeist darin, Treueide an Stelle 
ihres Königs entgegenzunehmen und Jurisdiktion zu üben. 2 3 * ) 
Auch die ständigen Generallegaten, denen Friedrich zu gleicher 
Zeit die Verwaltung Reichsitaliens anvertraute, haben keine Auf¬ 
gebotsschreiben im Aufträge des Kaisers erlassen. Wenigstens 
rühren die erhaltenen sämtlich vom kaiserlichen Hofe direkt 
her. Wohl aber hat ihnen die Sammlung der aufgebotenen 
Kontingente ihrer Provinzen und die Zuführung derselben zu 
dem kaiserlichen Heere obgelegen. 8 ) 

Seit der Reorganisation der Verwaltung Reichsitaliens in 
den Jahren 1239 ff. tritt darin eine Änderung ein. Die mili- 


1) 1226 an die Einwohner des Herzogtums Spoleto. Rieh. Sangerm. 
SS. XIX, 345. — Edikt vom Jalire 1239: Mon. hist, patrie B. 16, S. 1261 
erhalten im Statutenhuch v. Vercelli, und von Bergamo ebenda 1943. 
cf. Reg. 2423. Es ist gerichtet an: omnes fideles tarn universitates loco- 
rum quam marchiones et omnes alios, und schreibt diesen Verhaltungs- 
massregeln gegenüber den Feinden des Reichs vor. Dazu kommt ein 
Aufgebot S. 1262: — et erit terminus apparatus in octava Pasche et 
terminus exercitus in kalendis madii ubi dominus imperator mandaverit 
congregandi. 

2) Ficker, Ital. Forsch. II, 153 u. 156 stellt die Thätigkeit beider 
zusammen. 

3) Das sollte auch Gebhard von Arnstein, Generallegat von Tuscien. 

1237 ausführen, cf. Huill. V, 94; Ann. Plac. Gib. 476. 
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tärischen Befugnisse des Generallegaten wie der Generalvikare 
werden allerdings in den erhaltenen Einsetzungsurkunden 1 ) nur 
insofern genauer angegeben, als ihnen Befehl gegeben wird, 
alle Aufrührer in ihrer Provinz mit dem Schwerte zu unter¬ 
drücken. Das Recht, Aufgebote zu erlassen, wird nicht be¬ 
sonders erwähnt, sie waren aber gerade so wie die früheren 
Generallegaten auf Grund der vom König auf sie übertragenen 
Machtvollkommenheit, im Besitz desselben. Der Unterschied 
gegen früher liegt darin, dass Friedrich bei Bedarf von Truppen 
von jetzt an nur selten noch Aufgebote an die einzelnen Ge¬ 
walten erliess, 2 ) und sich mit dem Gebote, Mannschaften auf¬ 
zubieten, an seine Provinzialbeamten wandte. 3 ) In vielen Fällen 
hat der Kaiser dazu noch Privatbriefe an einzelne Städte ab¬ 
gesandt, welche das bevorstehende Aufgebot des Generallegaten 
oder eines der Generalvikare ankündigen und den Befehl ent¬ 
halten, jenem Aufgebot unweigerlich Folge zu leisten. Solche 
Beglaubigungsschreiben sind in ziemlicher Anzahl erhalten, 
während die Briefe, in denen Friedrich seinen Beamten befahl, 
Aufgebote zu erlassen, verloren sind. So erfahren wir aus 
zwei kaiserlichen Schreiben, 4 ) dass im Jahre 1245 der General¬ 
legat Heinrich, König von Sardinien, im Auftrag seines Vaters 
den sämtlichen Grossen und Städten der Lombardei, Tusciens 
und der Mark Treviso eine Heerfahrt angesagt, und dass der 

1) Huill. V, 357 u. 650; VI, 386, 741. Dazu Winkelmann Acta I, 
358, wo Thomas von Savoyen, Generalvikar von Pavia aufwärts, das 
Recht erteilt wird, die Einkünfte des Landes zur Deckung der durch 
die Verteidigung desselben entstehenden Unkosten zu verwenden. 

2) So 1243 an Pisa: Ann. Jan. SS. XVIII, 210. 1250 an eine Ge¬ 
meinde in Tuscien: Winkelmann Acta I, 365: — quatenus more solito 
eongruam militum et balistariorum comitivam paretis, quod ad sequens 
mandatum nostrum in apparatu bellico veniant. 

3) Das erste, umfassendere Aufgebot dieser Art stammt aus dem 
Jahre 1241. Es wir,d angeführt in einem heimlich an 2 Getreue in Genua 
adressirten Schreiben. Ann. Jan. 195. (Huill. V, 1105 ff.). Danach hatte 
der Kaiser dem Generallegaten Enzio und den Generalvikaren Marinus 
de Ebulo und Hubert Pelavicini befohlen, umfassende Truppenaushebungen 
in ihren Provinzen vorzunehmen. 

4) Winkelmann, Acta n, 43 f., nach Reg. 3468 zu 1245; Petr, de 
Vineis. Epp. 5, 126. cf. Reg. 3469. 

6 * 
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Generalvikar von Tuscien, Marinus von Ebulo, in seinem Amts¬ 
distrikt dasselbe gethan hat. Es muss demnach der letztere 
auch von dem Generallegaten den Befehl erhalten haben, ein 
Aufgebot in seiner Provinz zu erlassen; dementsprechend dürfen 
wir auch annehmen, dass Enzio, um die kriegstüchtigen Mann¬ 
schaften der Lombardei und der Trevisaner Mark um sich zu 
scharen, sich ebenfalls an die Generalvikare dieser Landesteile 
gewandt habe. Das Aufgebot wurde jedenfalls erlassen, als 
Friedrich noch in Süditalien weilte. Im Juni rückte Enzio an 
der Spitze des gesamten Heeres im Gebiet von Piacenza ein. 1 ) 
Die hier berührten Verhältnisse werden noch durchsichtiger, 
wenn wir ein Aufgebot vom Jahre 1247 zum Vergleich heran¬ 
ziehen. 2 ) Dieses ergeht, wie uns verbürgt wird, im Aufträge 
des Kaisers von dem Generallegaten an den Generalvikar von 
Tuscien, und von diesem wieder an einzelne Gemeinden. Ausser¬ 
dem aber schreibt auch Friedrich II. direkt an eine solche 
Gemeinde mit dem Befehle, sich zu rüsten und dem Aufgebote 
seines Sohnes, des Generaivikars Friedrich von Antiochien, nach 
Kräften Folge zu leisten. Es ergibt sich aus der Betrachtung 
beider Aufgebote folgendes Resultat: Oberster Kriegsherr war 
natürlich der Kaiser; sein Stellvertreter war in dem ganzen 
Umfange des Königreichs Italien der Generallegat. Im Aufträge 
des Kaisers konnte er eine Heerfahrt ansagen. Zu diesem 
Zwecke liess er Aufgebote an die Generalvikare ergehen, damit 
diese wieder in ihren Amtssprengeln Aushebungen veranstalteten. 
Die Generalvikare hatten ihre Vollmacht in ihrem Verwaltungs¬ 
gebiet vom Kaiser empfangen, sie verkündeten das Aufgebot 
im Namen des Kaisers. Dieser wieder hat sein königliches 


1) Ann. Plac. Gib. 489. Kaiser Friedrich urkundet im März in Fogia 
(Reg. 3465) und ist am 26. Mai in Parma. (Ann. Plac. a. a. 0.) 

2) c. Huill. VI, 557. Friedrich an eine Gemeinde Tusciens: — pre- 
cipimus, quatenus — ad requisitionem Friderici de Antiochia, comitis Albe 
et sacri imperii in Tuscia vicario generali, cui exinde scribimus, quantum- 
cumque potestis multitudinem bellatorum ad felicem exercitum nostrum 
transmittatis. Huill. VI, 558 ff. 3 Aufgebotsschreiben Friedrichs von 
Antiochien des Inhaltes, dass er von seinem Bruder, dem Generallegat 
einen Brief bekommen habe mit dem Befehl, eine Heerfahrt anzusagen. 
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Recht für jeden Fall Vorbehalten, mit Übergehung des General¬ 
legaten erlässt er das Aufgebot an die Generalvikare; auch 
bietet er noch durch persönliches Schreiben einzelne Gemeinden 
auf, indem er ihnen empfiehlt, dem Gebote seiner Yikare Folge 
zu leisten. Es ist ersichtlich, dass der auf diese Weise organi¬ 
sierten Kriegsverfassung Italiens derselbe Gedanke zu Grunde 
liegt, der in der gesamten von Friedrich II. nach dem Vorbild 
seines Erbkönigreiches eingeführten Verwaltung zum Ausdrucke 
kommt, nämlich der, eine unumschränkte Regierung zu schaffen, 
deren Fäden sämtlich vom kaiserlichen Hofe auslaufen und 
selbst „die untersten Kreise des Staatslebens in der Hand des 
Kaisers vereinigen.“*) 

In diesem Beamtenstaate nun nimmt Ezzelin von Romano 
eine eigentümliche Stellung ein, die sich auch in militärischer 
Beziehung geltend macht. Das Gebiet seiner Herrschaft, die 
Mark Treviso, bildet zusammen mit dem Lande vom Oglio 
aufwärts bis durch das Bistum Trient einen Amtsbezirk unter 
einem Generalvikare. 2 ) * Der eigentliche Gebieter ist aber Ezzelin, 
und er ist es auch, der die Aufgebote zu Heeressammlungen 
ergehen lässt 3 ) und der an der Spitze der bewaffneten Macht 
jener Landschaft steht. 

Unter den Generalvikaren standen. eine Reihe von kaiser¬ 
lichen Unterbeamten, Vikare, Kapitäne und Podestaten, soweit 
diese letzteren vom Kaiser eingesetzt wurden und nicht mehr 
aus freier Wahl der Stadtgemeinde hervorgingen. Über die 
militärische Thätigkeit dieser Beamten verlautet wenig; jeden¬ 
falls hatten sie das kaiserliche Aufgebot in ihrem Amtsbezirk 
zu verkünden und die Aushebung der kriegstüchtigen Mann¬ 
schaft vorzunehmen. 4 ) 


1) Ficker, a. a. 0. H, 543. 

2) Ficker, a. a. 0. 507. 

3) cf. Rolandin. Patav. Chron. SS. XIX, 79 (1242) und 89 (1249. — 
Salimbene, Mon. hist. Parm. III, 1. 74 (1247): Venit Ycilinus de Romano, 
qui tnnc temporis dominabatur in Marchia Trivisana, et maximum exer- 
citum duxit secum. 

4) Huill. VI, 133. Einsetzungsurkunde eines Kapitänes: . . . Castra 
vero, loca, villas et terras sitas in episcopatu, et omnes habitantes in 
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Zu beachten ist auch, dass der Titel Kapitän als rein 
militärische Bezeichnung vorkonimt und ihn auch die General¬ 
vikare, wenn sie an der Spitze ihrer Truppen stehen, führen. 1 ) 

Die einzelnen Aufgebotsbriefe geben auch Aufschluss über 
einige weitere Punkte aus dem Gebiet der Heerverfassung 
Italiens, besonders unter Priedrich II. Die erhaltenen Schreiben 
sind allerdings, wenn sie nicht die Getreuen eines ganzen 
Landesteiles auf bieten sollen, sondern eine bestimmte Adresse 
tragen, sämtlich an städtische Kommunen gerichtet und wir 
dürfen daher die daraus gezogenen Schlüsse nur auf den Reichs¬ 
heerdienst der italischen Städte anwenden. 

Eine Bestimmung, nach welcher zwischen Aufgebot und 
Heeressammlung eine gewisse Zeit verlaufen sollte, gab es nicht. 
Mehrere Schreiben fordern eine sofortige Kriegsbereitschaft, 2 ) 
andere wieder setzen einen Termin, an welchem die Ausrüstung 
der aufgebotenen Mannschaft fertig gestellt sein soll, und einen 
ZAveiten Zeitpunkt, welcher zuweilen auch erst in einem zweiten 
Briefe mitgeteilt werden soll, an dem die Truppen zum Feldzug 
auszurücken haben. 3 ) 

Die Grösse der Kontingente, welche die Städte in des Reiches 
Dienst zu stellen hatten, stand nicht ein für allemal fest, sie 
wird dem Ermessen der Einzelnen überlassen; höchstens ver¬ 
langt das Aufgebot, dass eine möglichst starke Truppenmacht 
aufgebracht werde. 4 ) 

Die einzelnen Kontingente waren in vollständiger Rüstung 
zum Heere des Kaisers oder seiner Stellvertreter abzusenden. 
Dies Gebot betonen fast alle Ausschreiben. 


eis capitaneo, qui per nos et imperium pro tempore in terra predicta 
statutus fuerit, subicimus, nt ad .... exercitum et cavalcatum debeant 
respondere. 

1) Huill. VI, 792. Ubertus illustris marchio Palavieinns, quem capi- 
taneum felicissimi exercitus nostri nec non celebris civitatis nostre Cre- 

mone et istarum partium constituimus.Gualterius de Manupello, 

fidelis et familiaris noster, exercitus nostri capitaneus in Mavchia. 

2) Rieh. Sangerm. SS. XIX, 356. Huill. V, 387. 

3) cf. Winkelmann, Acta I, 365. Huill. VI, 558 ff. Mon. patr. XVI, 
1262 setzt einen terminus apparatus und einen terminus exercitus an. 

4) Ann. Jan. 199. Huill. VI, 558 ff. 
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Die während des Feldzugs entstehenden Kosten und den 
Unterhalt ihrer Mannschaft hatten die Städte selbst zu bestreiten. 
Das zeigt sich schon bei der Heerfahrt Ottos 1Y. nach Apulien 
1210. Die Stadt Siena musste eine Anleihe zu dem Zwecke 
aufnehmen; x ) Piacenza gab einem jeden der 20 Ritter, die es 
aussandte, 100 Reichspfund zur Deckung der Kosten auf die 
Zeit von 6 Monaten mit. 2 ) Ob nun in dem Aufgebot Kaiser 
Ottos die Dauer des Feldzugs auf 6 Monate veranschlagt war 
und er sich verpflichtet hat, bei einer längeren Dauer für den 
weiteren Unterhalt zu sorgen, wissen wir nicht. Unter Friedrich II. 
ist ein derartiges Aufgebot, welches den Dienst der Truppen 
im Felde auf einen bestimmten Zeitraum beschränkte, während 
dessen die Gemeinde die Kosten zu tragen hatte, öfters vor¬ 
gekommen. 3 ) Wenn dann die Dauer des Feldzuges diesen 
Zeitraum überschritt, so konnte es Friedrich begegnen, dass 
ihm ein Teil seiner Truppen davonging, falls er sich nicht 
bereit erklärte, für die weitere Dauer des Krieges einen Sold 
aus der königlichen Kammer zu zahlen. 1 ) Um das zu ver¬ 
meiden, hat der Kaiser zuweilen an die Gemeinden geschrieben, 
sie möchten für den Unterhalt ihrer Kontingente noch auf 
weitere Zeit Gelder schicken. 5 ) 

Wenn nun Friedrich zuweilen eine Retribution verspricht, 3 ) 
so hat diese wohl zunächst darin bestanden, dass den Teil- 

1) S. d. Quittung darüber bei Ficker, Ital. Forsch. IV, 293. 

2) Ann. Plac. Guelfi 425. Die Stadt Pisa erbot sich zur selben Zeit, 
eiue wohlausgerüstete Flotte zu stellen und auf eigene Kosten zu unter¬ 
halten. S. Boehmer, Acta 769. 

3) Aufgebot zu Cremona 1238: Ann. Plac. Gib. 479, und die im 
Folgenden angegebenen Stellen. 

4) Winkelmann, A. II, 55. Fr. an eine Gemeinde: Milites vestros 
ad nostra servicia destinatos, exacto tempore quo morari debuerant, 
libenter ad propria nostra benignitas remisisset. Aber bei der augen¬ 
blicklichen Notlage bittet er, die Ritter noch einen Monat in seinem 
Dienst zu lassen: Nolentes autem devotionem vestram per mensem 
predictum expensis aliquibus persolvemlis ipsis militibus onerari, eisdem 
stipendia de cainere nostre thesauris ipsis providimus tribuenda; firmiter 
asserentes, quod eodem mense completo nulla ulterius mora protracta 
ipsos ad propria remittemus. 

5) Huill. VI, 576. 6) Huill. II, 548. 
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n di in er n an einer Heerfahrt der Schaden, den sie durch die¬ 
selbe erlitten hatten, von der königlichen Kammer ersetzt wurde. 
Mit der Bitte um Ersatz für mannigfachen Aufwand, den ihnen 
die Belagerung von Yittoria verursacht habe, wandten sich 1248 
die Ritter einer Kommune an den Kaiser. Dieser gab ihnen, 
um diese Kosten nicht selbst tragen zu müssen, eine Anweisung 
an den Rat ihres Heimatortes mit, dass dieser ihnen den er¬ 
littenen Verlust ersetzen sollte. 1 ) Die Hauptlast der italienischen 
Feldzüge Friedrichs II. fiel überhaupt den treugesinnten städti¬ 
schen Kommunen zu. Privilegien, welche eine Stadt vom Kriegs¬ 
dienste befreiten, sind nur in seltenen Fällen erteilt worden, 
und dann auch nur auf eine bestimmte Zeit, in den beiden 
erhaltenen Urkunden auf 1 Jahr. 2 ) 

Auch von den weltlichen Grossen finden sich wenigstens 
einige immer in den kaiserlichen Heeren. Dagegen ist die per¬ 
sönliche Teilnahme und die Stellung von Kontingenten seitens 
der italienischen Kirchen und Klöster eine äusserst seltene. Von 
der Krönungsfahrt nach Rom müssen wir dabei ganz absehen; 
an dieser teilzunehmen, waren jedenfalls sämtliche Bischöfe 
verpflichtet. Bei den sonstigen Heerfahrten aber finden wir sie 
nie an der Spitze eines Kontingentes, also in persönlicher Teil¬ 
nahme ; wenn auch hie und da ein Bischof am königlichen Hofe 
und im Heere vorübergehend anwesend war. Das Aufgebot, 
welches Friedrich, wahrscheinlich im Jahre 1245, durch seinen 
Sohn Enzio in ganz Lombardien, Tuscien und der Mark Treviso 
verkünden liess, 3 ) ist das einzige, das auch von den Vorstehern 
der Kirchen Kriegsdienste verlangt, 

Friedrich hat aber in einer anderen Beziehung die Kräfte 
der geistlichen Besitztümer zu Leistungen bei seinen Kriegen 
herangezogen. Durch die Chronik des Richard von St, Germano 
ist bekannt, auf welche Weise der Kaiser die Kirchen und 
Klöster seines sizilischen Erblandes durch wiederholte Geld- 
erhebungen drückte, um die nötigen Mittel zu den Heerfahrten 

1) Huill. VI, 611. 

2) 1243 für die Stadt Fano in der Mark. Hnill. YI, 83. 1250 für 
Fermo in der Mark. Winkelmann A. I, 366 f. 

3) Winkelmann Acta II, 43 f. cf. Reg. 3468. 
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zu gewinnen. Dasselbe Yerfahren suchte Friedrich auch in 
Mittel- und Oberitalien anzuwenden. Hier bezog der Kaiser 
seit alten Zeiten, wenn er im Lande anwesend war, eine all¬ 
gemeine, ordentliche Heersteuer, das Fodruin, von welchem 
gleich zu sprechen sein wird. v 

Nun besitzen wir aber Nachrichten, nach welchen zu drei 
verschiedenen Malen Friedrich eine ausserordentliche Heersteuer 
ausgeschrieben hat, die von sämtlichen geistlichen Besitzungen 
einer einzelnen Provinz, oder auch des ganzen italienischen 
Königreiches zu erheben war. 

Die erste Nachricht stammt nach der Annahme in den 
Regesten aus dem Jahre 1240. 1 ) Danach beauftragt Friedrich 
den Generalvikar von Pavia aufwärts, Marinus de Ebulo, von 
dem gesamten Klerus seiner Jurisdiktion eine Steuer, die, wie 
aus der Einleitung des Schreibens ersichtlich ist, jedenfalls zu 
Kriegszwecken verwandt werden sollte, zu erheben; die Ab¬ 
schätzung des einzelnen Klerikers soll ihm (dem Vikar) und 
seinen Spezialboten überlassen sein. Zugleich teilt Friedrich 
seinem Beamten mit, dass er noch besondere Schreiben an die 
Geistlichen ergehen lassen werde, welche jenen unter Androhung 
des Regalienverlustes anbefehlen sollen, die auferlegte Steuer 
zu entrichten. 

Zum zweiten Mal haben wir ein Ausschreiben einer den 
Geistlichen auferlegten Kollekte zum Jahre 1245 zu verzeich¬ 
nen. 2 ) Yon der vorhergehenden unterscheidet diese sich dadurch, 
dass sie zu gleicher Zeit in ganz Reichsitalien und auch im 
Königreich Sizilien erhoben werden sollte, und dass ferner die 
Höhe der Kollekte bestimmt angegeben und auf ein Drittel aller 
Einkünfte normiert wurde. 

Huillard 3 ) nimmt an, dass zu dieser Kollekte in Beziehung 

1) Reg. 3166. Huül. VI, 27. 

2) Es wird mitgeteilt in einem Briefe an die Pisaner Reg. 3506. 
LL. II, 354, sowie an eine andere Gemeinde (Reg. 3507) und an die 
Bewohner des Königreichs (Reg. 3508). Der Auftrag der Erhebung bei 
Huill. VI, 360, gerichtet an die Justitiare, und bei Petr, de Vin. Epp. 1, 10 
an Friedrich von Antiochien, Justitiar von Terra di Lavoro. 

3) YI, 361. Ein verbesserter Text dieses Schreibens bei Winkel- 
mann, Acta II, 56 f. 
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stehe eine Urkunde, nach welcher seiner Annahme gemäss der 
Generallegat Enzio, nach Ficker 1 ) aber ein Provinzialbeamter, 
also, da das Schreiben an einen Sohn des Königs gerichtet ist, 
einer der Generalvikare Friedrich von Antiochien oder Richard 
von Theate, aufgefordert wird, von den Kirchen und Geistlichen 
seines Bezirkes eine Kollekte zu erheben. Es fehlt hier aber 
die Bestimmung, dass die Steuer den dritten Theil der Einkünfte 
betragen soll, und da die Fassung dieses Ausschreibens auch 
nicht demjenigen von 1240 gleicht, so hat Ficker, und mit ihm 
auch Winkelmann in seiner Wiedergabe des Textes, wohl mit 
Recht, den März 1248 als Datum dieses Befehls angesehen, 
weil in diesem Monat auch für das Königreich Sizilien eine 
Kollekte ausgeschrieben worden ist. 2 ) 

Nun bestand aber in Italien noch eine allgemeine Iieer- 
steuer in der Abgabe des Fodrums. Die Erhebung dieser Steuer, 
die in Geld wie in Naturalien abgeliefert werden konnte, war 
ein königliches Hoheitsrecht, welches die deutschen Könige zu¬ 
nächst ausübten, wenn sie zur Krönung nach Rom zogen, dann 
aber auch bei Feldzügen und bei ihren Reisen innerhalb Italiens 
überhaupt. Neben dem königlichen Fodrum bestand auch ein 
Privatfodrum, dessen Erhebung allen, die im Besitz gräflicher 
Gewalt waren, zustand. 

Friedrich I. hat die gräfliche Gewalt, die ja auch die Städte 
inne hatten, als Regal betrachtet und damit auch das gräfliche 
Privatfodrum für das Reich beansprucht. In unserer Periode 
ist der Unterschied von Privatfodrum und königlichem Fodrum 
ganz verwischt und das Fodrum durchgängig als Regal be¬ 
trachtet worden. Es ist an dieser Stelle nicht nötig, die Natur 
des Fodrums eingehend zu behandeln, da eine Specialarbeit 
über diesen Gegenstand vorliegt. 3 ) Nur einige Punkte sollen 
zur Ergänzung und zur Vervollständigung des Bildes der Kriegs¬ 
verfassung Italiens hervorgehoben werden. 

Zur Erhebung des Fodrums sandten die deutschen Könige, 
wenn sie im Begriff waren, die Fahrt zur Krönung nach Rom 

1) Reg. 3681. 

2) Reg. 3677. 

3) Post: Über das Fodrum. Diss. Strassburg. 1880. 
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anzutreten, Boten voraus. Wir haben keinen Grund, zu be¬ 
zweifeln, dass die Generallegaten Ottos IV. und Friedrichs II., 
welche ausgesandt worden waren, die Fidelitätseide entgegen 
zu nehmen und die Hoheitsrechte des Reiches für den Kaiser 
zu beanspruchen, 1 ) auch dafür zu sorgen hatten, dass den 
Königen bei ihrem Herannahen das Fodrum bereit gehalten 
werde. Als Friedrich II. auf seiner Krönungsfahrt noch in der 
Lombardei ein Lager bezogen hatte, schickte er den Eberhard 
von Lautern als legatus a latere nach dem Reichslande Tuscien 
voraus. Der Brief an die Bewohner dieser Provinz, der die 
Beglaubigung Eberhards enthält, führt neben den anderen 
Rechten der Krone, die der Legat beanspruchen soll, auch das 
Fodrum auf. 2 ) 

Bei den Abtretungen, welche sowohl Otto wie Friedrich 
dem römischen Stuhle gemacht hatten, war allerdings fest¬ 
gesetzt worden, dass der König nur, falls er zur Krönung oder 
vom Papste herbeigerufen nach Rom ziehe, die Lieferung des 
Fodrum in den durchzogenen Provinzen beanspruchen dürfe, 
und dass dasselbe auch dann nur auf das Gebot des Papstes 
hin zu leisten sei. 3 ) Danach kann es scheinen, als wenn das 
Fodrum eine Steuer gewesen sei, die nur bei der Romfahrt zu 
zahlen war. Die Päpste haben auch diese Anschauung aufrecht 
halten wollen. So schreibt Honorius III. an Friedrich, 4 ) dass 
die römischen Kaiser nicht das Recht hätten, von der Maritima 
und Campagna Fodrum zu erhalten, da durch diese Provinzen 
nicht ihr Weg ginge, wenn sie zur Krönung nach Rom zögen. 

Jedenfalls aber hat Friedrich II. das Recht beansprucht, 
zu jeder Heerfahrt die Heersteuer in Gestalt des Fodrum ein- 

1) Bestallungsurkunde Konrads von Speyer. 1220. LL. II, 235. — 
praemittimus ad vos (d. s. die Bewohner der Lombardei, der Romagna 
und Tusciens) legatum nostrum a latere episcopum Spirensem etWorma- 
tiensem Conradum cancellarium, ut ipse fidelitates et alia iura a vobis 
recipiat. 

2) Huill. I, 847. — ut ipse non solummodo fidelitates et alia iura 
nostra atque fodrum regale a vobis requirat vice regia et recipiat , . . . 

3) LL. II, 205; 216 f.; 231. 

4) M. Gr. Epp. s. XIII, nr. 154. S. 109. 
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zufordern; wie aus dein angeführten Brief des Papstes hervor¬ 
gellt, hat er es sich auch auf Fahrten nach dem Königreich 
Sizilien zahlen lassen. Auf diese Weise wurde das Fodrum 
zu einer regelmässigen, ordentlichen Heersteuer, die, wenn der 
Kaiser in Italien weilte, von sämtlichen Teilen des Landes 
zu leisten war. 1 ) Die Erhebung derselben stand den königlichen 
Beamten zu. 

Der König hatte natürlich das Recht, auf den Genuss dieser 
Steuer zu verzichten und denselben den Inhabern des Landes 
zu yerleihen. 2 ) Auch konnte er einzelne reichsfreie Klöster von 
dieser Abgabe befreien, sei es auf immer, sei es für den ein¬ 
zelnen Fall. 3 ) 

Am häufigsten kommen Urkunden vor, laut welchen der 
Kaiser bei Befreiung von Kirchen und Ortschaften von der 
Obcrherrlichkeit jedes geistlichen und weltlichen Herrn sämt¬ 
liche Rechte, und darunter das Fodrum, für sich und das 
Reich reservirt. 4 ) 


1) cf. z. B. Huill. IV, 313 a. 1232. für das Kloster St. Nicolaus in 
Venedig. Der Abt und die Brüder sollen das Fodrum einsammehl und, 
sobald der König nach Italien kommt, ihm oder seinen Boten abliefern. 

2) Huill. 1, 290 an Wolfger von Aglei; Huill. II, 33 und Winkelmann 
A. I, 196 an edle Familien. Huill. I, 212 an die Stadt Genua. 

3) Huill. 1,423 für das Kloster Locedio; s. auch Winkelmann A.I, 250. 

4) z. B. Böhmer, Acta 246. Huill. II, 568, 587 etc. etc. 
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Vita. 


.Am 24. Oktober 1861 wurde ich, Georg Heinrich Gustav 
Rosenhagen, als Sohn des Predigers an der evang.-reformierten 
Kirche zu Dresden, Gustav Rosenhagen, und der Krau Camilla 
Rosenhagen, geb. Nielsen, geboren. Am 13. Januar 1870 verlor 
ich meinen Yater durch den Tod. Ostern 1873 wurde ich, 
nachdem ich vorher eine Privatschule besucht hatte, in die 
Quarta des Gymnasiums zum heiligen Kreuz in Dresden auf¬ 
genommen und verliess dasselbe Ostern 1881 mit dem Zeugnis 
der Reife, um in Leipzig Philologie und Geschichte zu studieren. 
Ich hörte daselbst Vorlesungen bei den Herren Proff.: Arndt, 
Biedermann, Curtius, 0. Delitsch, Fricke, Gardthausen, Hahn, 
Heinze, Hildebrand, Lange, Lipsius, Maurenbrecher, v.Noorden, 
Ribbeck, v. Richthofen, Roscher, Seydel, Springer, Voigt, Wenck 
und Zarncke. Ausserdem war ich während mehrerer Semester 
Mitglied des Königl. historischen Seminars, und zwar der Ab¬ 
teilung des Herrn Prof. Dr. Arndt; ferner ausserordentliches 
Mitglied des Königl. deutschen Seminars, unter Leitung des 
Herrn Prof. Dr. Zarncke; auch nahm ich an dem geographischen 
Kolloquium des Herrn Prof. Dr. Freiherr von Richthofen 
Teil und besuchte ein Semester lang die Übungen des Königl. 
Pädagogischen Seminars unter der Leitung des Herrn Prof. 
Dr. Eckstein. 

Allen meinen verehrten Lehrern, besonders aber Herrn 
Prof. Dr. Arndt, sage ich an dieser Stelle meinen Dank für 
die vielfachen Anregungen und Belehrungen, die ich in ihren 
Vorlesungen und Übungen empfangen habe. 
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